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VORSÄTZEII/2011 DIE

Ekkehard Nuissl (Hrsg.)

Mit einer groß angelegten Konferenz (»It’s always a good time to learn«) beendete 
die Europäische Kommission in Budapest Anfang März den dreijährigen »Adult 
Learning Action Plan«. Er hatte fünf Schwerpunkte: die Analyse der Wirksamkeit 

-

Anerkennung informell erworbener Kompetenzen. In allen fünf kann die Kommis-
sion auf Analysen und Überblicke verweisen, die gute Praxis und viel Engagement 
belegen. 

Das Thema »Gerechtigkeit« war nicht Teil des »Action Plan«, weder als »Bildungs-
gerechtigkeit« noch als »Chancengerechtigkeit«. Wie auch sollte Gerechtigkeit 
hergestellt werden angesichts der großen Unterschiede, die hinsichtlich der Vor-
aussetzungen, Erfordernisse und Leistungen in der Europäischen Union bestehen? 
Menschen in Griechenland und Portugal haben aufgrund der jeweiligen System-, 
Angebots- und Zugangsstrukturen weniger Bildungschancen als solche in Finnland 
und Schweden. Gerechtigkeit existiert auch nicht bei der Anerkennung non-formal 
und informell erworbener Kompetenzen oder hinsichtlich eines Zugangs zu höhe-
rer Bildung. Zu unterschiedlich sind die rechtlichen, politischen, ökonomischen 
und auch kulturellen Bedingungen in den jeweiligen Mitgliedsstaaten. Das Thema 

da hat man es mit dem »Benchmarking« schon leichter. Man darf gespannt sein, 
-

den. Es ist wichtig, immer wieder auf den inhaltlichen Kern von »Gerechtigkeit« zu 
verweisen: Sie bedeutet nicht, Unterschiede einzuebnen, sondern in ihrer jeweili-
gen Qualität zu würdigen und zu fördern. Dabei ist der Begriff der »Förderung« im 
bildungspolitischen Werkzeugkasten von höchster Bedeutung: Gefördert werden 
müssen leistungsschwächere, aber auch leistungsstärkere Menschen jeweils 
bezogen auf ihre Entfaltungsmöglichkeiten. Begabte fördern, weniger Begabte 
nicht zurücklassen, so formuliert Ministerin Löhrmann im »Gespräch« zum The-
menschwerpunkt (S. 22f.) das entsprechende bildungspolitische Credo. Ein Bil-
dungssystem kann keine individuellen Begabungen und Voraussetzungen ändern, 
aber es kann die Interessen, Bedürfnisse und Möglichkeiten der Menschen 
angemessen in Betracht ziehen. Es kann und muss das Mögliche tun, durch seine 
Strukturen und Supportleistungen barrierefrei und personenadäquat Menschen 
zur Entfaltung zu bringen – auf welcher Ebene auch immer. 

Dies gilt vor allem für den Schulbereich, in dem nachweislich vor allem in Deutsch-
land Kinder und Jugendliche mit niedrigem Sozialstatus mehr leisten müssen als 
andere. Nicht anders sieht es in der Erwachsenen- und Weiterbildung aus. Sie hat 
sich bisher nicht dadurch ausgezeichnet, dass sie voraussetzungslos lernförder-
lich ist und damit auch Probleme des Schulbereichs kompensieren würde. Es ist 
nahezu ein Skandal, dass eher das Gegenteil der Fall ist: Barrieren, die schon in 
der Schule wirksam sind, gelten auch in der Erwachsenenbildung und verschärfen 
dort das Problem der Bildungsgerechtigkeit. 

Institut für Lebenslanges Lernen in Hamburg bei den »Budapester Prioritäten« 
bedenkt: Er sagte zu Recht, dass die Probleme der Weiterbildung in Europa vergli-
chen mit der globalen Perspektive auf hohem Niveau diskutiert werden.

BUDAPESTER 
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Bildungs-
gerechtigkeit
Ursachen und Folgen man-
gelnder Bildungsgerechtigkeit
aus sozialethischer Sicht

Der Sammelband zum Forschungsprojekt 
„Menschenrecht auf Bildung“ trägt zur Klärung
grundlegender Fragen des Zusammenhangs von
Bildung und Beteiligungsgerechtigkeit bei. 

Im interdisziplinären Kontext wird diskutiert,
wie das Bildungssystem gerechter ausgestaltet
werden kann. Dabei werden sozialwissenschaft-
liche, sozialethische, pädagogische sowie 
bil dungsökonomische Perspektiven dargelegt
und diskutiert.
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Libertärer Paternalismus 
als didaktische Haltung

Marius Metzger

Zum Themenschwerpunkt »Bildung 
und Gerechtigkeit«:
Die gerechte Gestaltung des Bildungs-
systems wird von Politikern, allen voran 
Bildungsministerin Schavan, immer 
wieder als zentrale Herausforderung 
der Gegenwart verstanden. In diesem 
Zusammenhang hat das BMBF jüngst 
gemeldet, dass die öffentlichen Bil-
dungsausgaben 2010 erstmals die 100 
Milliarden Euro überstiegen haben. Es 
ist nur eine der Fragen dieses Heftes, 
ob die öffentlichen Ausgaben für Wei-
terbildung mehr Gerechtigkeit schaf-
fen. Wir fragen grundsätzlicher, was 
Bildungsgerechtigkeit überhaupt sein 
kann und soll. Und da geraten nicht 
nur die »sozialen Disparitäten« in den 
Blick, die üblichen Verdächtigen also: 
Nein, es geht auch um Lohngerechtig-
keit, um regionale Ungleichheiten und 
schließlich um das Menschenrecht auf 
Lebenslanges Lernen.

Zum ersten Mal in 18 Jahren DIE 
Zeitschrift steht mit Sylvia Löhr-
mann eine Ministerin für den 
Themenschwerpunkt Rede und 
Antwort. Wir treffen die Grünen-
Politikerin und stellvertretende 
Ministerpräsidentin von Nordrhein-
Westfalen nach ihrer engagierten 
Ansprache bei der Mitgliederver-
sammlung der katholischen Erwach-
senen- und Familienbildung 
(S. 22–23).
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Die »Blickpunkte« in der Mitte des 
Heftes thematisieren die Chancen-
gleichheit – eine oft unscharfe For-
derung im Kontext der Debatten um 
Bildungsgerechtigkeit. Der Sprint-
wettkampf setzt es ins Bild: Wo 
Chancengleichheit gefordert wird, 
geht es um Wettbewerb. Knappe 
Güter wie Ehre und sozialer Aufstieg 
treiben auch die beiden Argumenta-
tionen von Helmut Heid und Heinz-
Elmar Tenorth um, die wir für Sie 
dokumentieren.
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Bewegung und Sport werden gemeinhin 
nicht als besonders bildungsrelevant 
erachtet. Zu oft gerieten sie – als 
Drill und körperliche Ertüchtigung – in 
einen assoziativen Kontext bildungs-
feindlicher Strukturen wie Diktatu-
ren und Armeen. In der letzten Zeit 
rückt Bewegung aufgrund neuro- und 
erziehungswissenschaftlicher Lern-
forschung zunehmend ins Zentrum 
pädagogischer Aufmerksamkeit. Was 
in der Primarstufe längst Folgen für die 
Unterrichtsgestaltung zeitigt, ist in der 
Weiterbildung aber noch nicht überall 
in der Breite angekommen. Dies war 
der Anlass für das Deutsche Institut 
für Erwachsenenbildung, dem Thema 
seine jährliche Fachtagung »DIE-Forum« 
zu widmen. DIE-Direktor Prof. Ekke-
hard Nuissl gab in seiner Begrüßung 
die Richtung vor, wie dies »bei diesem 
modernistischen Thema« erfolgen 
sollte: »Nüchtern und bewusst«.
Rund 100 Teilnehmende vor allem aus 
der Praxis von Erwachsenenbildung 

November im frühwinterlich verschnei-
ten Bonn über Lern- und Bildungsper-
spektiven von Sport und Bewegung 
informieren. Dabei traten verschiedene 
Stränge der Beziehung von Lernen und 
Bewegung hervor: 
Zum einen wurde deutlich, dass Bewe-
gung Gehirnaktivität anregt und somit 
einen guten Nährboden für Lernen dar-
stellt. In diese instrumentelle Sicht von 
Bewegung  ordnete sich u.a. der Bei-
trag des Neurowissenschaftlers Prof. 
Henning Scheich ein (bewegungsaktive 
Rennmäuse lernen besser als inaktive). 
Besonders die praktischen Bewegungs-
übungen, die die Tagung immer wieder 

-
chen Beleg für die Lernwirksamkeit: Bis 
in die Abendstunden hinein blieben die 
Teilnehmenden hoch aufnahmebereit. 
Daneben, auch das wurde in zahlrei-
chen Beiträgen deutlich, haben Bewe-
gung und Sport weitere günstige Folge-
wirkungen: Diese sind personaler wie 

In der Bewegung Haltung gewinnen
DIE-Forum auf der Suche nach Bildungspotenzialen von »Lernen in Bewegung«

sozialer Art und reichen von der präven-
tiven Gesundheitsförderung bis hin zu 
intensiverer gesellschaftlicher Teilhabe. 
Auf diese machte u.a. der Kon-
stanzer Sportwissenschaftler Alexander 
Woll aufmerksam, zugleich mahnend, 
dass derlei instrumentalisierende 
Zugriffe den Selbstwert von Bewegung 
verstellten. 
Die Sportpädagogik-Professoren Prohl 
und Laging maßen in ihren Plenums-
vorträgen der Bewegung als solcher 
eine Bildungsdimension bei. Schon der 
Begriff »Leib« rücke den Menschen – 
ganz im Gegensatz zum Körperbegriff 
– in ein Verhältnis zur Welt, das Selbst-

(Frankfurt) aus. Ralf Laging (Marburg) 
hob auf den Vollzug der Bewegung als 
genussvollen Prozess ab, der Weltver-
hältnis darstelle. Die skifahrende Bewe-
gung auf einem Schneehang sei »Hal-
tung zur Welt«. Spätestens hier wurde 
deutlich, dass koordinierte Bewegung 
eine Haltung zur Welt auch im übertra-
genen bildungstheoretischen Sinn sein 
kann.
Laging präsentierte eine Reihe interes-
santer sportdidaktischer Leitprinzipien: 
Es sei beim motorischen Lernen hilf-
reich, nicht die Bewegung als solche 
kontrollieren zu wollen, sondern einen 
Effekt anzusteuern, der außerhalb des 
eigenen Körpers liege. Der Badmin-
ton-Schläger etwa soll nicht in einer 
bestimmten Weise gezielt festgehalten 
werden, sondern die Bewegung soll ein 
bestimmtes Geräusch in der Luft erzeu-
gen. Eine weitere effektive Strategie 
sei, möglichst keine Idealbewegungen 
erreichen zu wollen. Schließlich sei 
manchmal auch die Nicht-Bewegung 
lernförderlich: Nach längeren Pausen 
könne eine vormals nicht so geglückte 
Bewegung plötzlich gelingen.
Das »riskante Manöver, zwei entfernte 
Szenen in einer Tagung zusammenzu-
führen« (Dieter Gnahs), darf als gelun-
gen betrachtet werden. Monika Kil und 
Mona Pielorz (DIE) ist es mit ihrem 

Tagungskonzept gelungen, die Teilneh-
menden in Bewegung zu bringen – und 
zwar nicht nur äußerlich mit Gymnastik, 
Feldenkrais-Übungen und Gruppenspie-
len, sondern durchaus auch innerlich. 
Ein Indikator für den Lernerfolg könnte 
sein, dass die Szene der Erwachse-
nenbildner das eine oder andere noch 
mehr als bisher umsetzt. Insbesondere 
in Kursen, die Türen zur gesellschaftli-
chen Partizipation öffnen wollen (Integ-
rationskurse, Kurse zum Nachholen von 
Schulabschlüssen etc.), könnten noch 
mehr Bewegungselemente etabliert 
werden – mit all ihren positiven Folgen 
für Person und Gesellschaft.

                            DIE/PB

Fußballlehrer Rede und Antwort. Der gelernte 

Club aus Nürnberg in die Fußball-Bundesliga 
geführt hatte, ist derzeit Co-Trainer beim Ham-
burger SV unter Armin Veh. Er gab Einblicke in 
die Trainingspraxis im Leistungssport und hob 
auf aktuelle Lernanforderungen ab. So werde 
z.B. mit wachsender Spielgeschwindigkeit die 
Kompetenz zur Erfassung komplexer Spiel-
situationen zunehmend wichtiger. Durchaus 

Dinge in Frage: So fragte er nach dem sport-
wissenschaftlich nicht belegten Sinn einer 
Zweiermauer beim Freistoß.

Fo
to

: D
IE
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Demokratie braucht politische Bil-
dung – so lautet die Kampagne, die der 
Bundesauschuss Politische Bildung 
(bap) im Sommer 2010, angesichts 
bedenklicher Weichenstellungen der 
Sparpolitik, startete und die mittlerweile 

Konsens über die Notwendigkeit dieser 
Bildungsaufgabe ist breit verankert, die 
fachliche Debatte zu ihrer Umsetzung 
wird, gerade in der außerschulischen 
Szene der Jugend- und Erwachsenen-
bildung, intensiv geführt. Mangelware 
ist dagegen, wie jetzt eine Fachtagung 
im Dezember 2010 in Berlin belegte, 
die systematische Nutzung empirischer 
Bildungsforschung für die Qualitäts-
sicherung und Fortentwicklung der 
pädagogischen Praxis. Um hier Abhilfe 
zu schaffen, hatte der Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten vor zwei Jahren in 
Trägerschaft für den bap und gefördert 
vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) das Forschungspro-
jekt »Praxisforschung nutzen – Politi-
sche Bildung weiterentwickeln« in Gang 
gesetzt. Ziel des Projekts, das von der 
Erziehungswissenschaftlerin Dr. Helle 
Becker (Essen) geleitet wurde, war die 
Gewinnung und Nutzbarmachung empi-
rischer Erkenntnisse für die außerschuli-
sche politische Bildung.
Die Fachtagung brachte Wissenschaft-
ler/innen, Praktiker/innen und Bil-
dungsverantwortliche ins Gespräch, 
an dem sich auch Vertreter aus Politik 
und Verwaltung beteiligten. Der Präsi-
dent der Bundeszentrale für politische 
Bildung, Thomas Krüger, betonte dabei 
die Notwendigkeit, dass Bildungsarbeit 
als Anwalt eines zivilgesellschaftlichen 
Bedarfs an Diskussions-, Konsulta-
tions- und Mobilisierungsforen offensiv 
agieren müsse. Worin dieser Bedarf im 
Einzelnen besteht, welche Motive bei 
der (Nicht-)Teilnahme eine Rolle spie-
len, wie von der Politik abgeschreckte 
Bevölkerungskreise aus der Reserve zu 
locken sind und welche Wirkungen sich 
in dem breiten Veranstaltungsspektrum 

Politische Bildung will Praxisforschung nutzen

der experimentierfreudigen außerschu-
lischen Bildung erzielen lassen, war zen-
traler Gegenstand des Forschungspro-
jekts wie des Fachgesprächs in Berlin.
Helle Becker machte dabei deutlich, 
dass die Vorstellung von zielstrebig 
herstellbaren Bildungsresultaten an der 
Realität der Bildungspraxis vorbeigeht 
– und dass sie auch im Widerspruch 
zum Leitbild des mündigen Aktivbürgers 
steht. Die politische Bildungsaufgabe ist 

sie ist zweifellos wirkmächtig, wie sich 
-

xion zeigt. Das »Interesse am Neuen« ist 
auch ein wichtiges Teilnahme-Motiv, das 
gerade die innovationsbereite Jugend- 
und Erwachsenenbildung wecken oder 
aufgreifen kann.
Die Diskussion der Ergebnisse wurde 
in Berlin mit der generellen Frage nach 
einem zeitgemäßen Theorie-Praxis-
Verhältnis verbunden. Wichtig sei, so 
der Konsens, zu einer wirklichen Zusam-
menarbeit zu gelangen. Auf der Tagung 
wurden dazu viele Anregungen gegeben 
und auch weitere Forschungsvorhaben 
vorgestellt. Für einen Forscher-Prakti-
ker-Dialog ist, wie das Projekt erbrachte, 
auf Seiten der Bildungspraxis durchaus 
Anschlussfähigkeit gegeben, denn hier 
existiert ein breites Bemühen um Doku-

Tätigkeit. Lothar Harles, Vorsitzender 
des Bundesausschusses, hielt daher 
fest, dass das Projekt einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten könne, die »verbor-
genen Schätze« der Praxisforschung zu 

AdB, wies auf die dringend notwendige 
Zusammenarbeit von Praxis, Forschung 
und Politik hin, die sich zueinander ver-
halten müssten wie »kommunizierende 
Röhren«.

Arbeitskreis 
deutscher Bildungsstätten

www.bap-politischebildung.de

www.adb.de

Bildungsberatung als 
Dienstleistung 

ProBerat-Fachtagung in Leipzig 

Mit einer Fachtagung an der Volks-
hochschule Leipzig wurde das von der 
EU geförderte Projekt »ProBerat« im 
Februar abgeschlossen. Projektleiterin 
Angelika Mede vom Thüringer Volks-
hochschulverband stellte den Teilneh-
mer/inne/n ProBerat kurz vor. Ziel des 
Projektes war es, die Qualitätsentwick-
lung des Bildungsberatungsangebotes 
an Erwachsenenbildungsinstitutionen 
zu unterstützen. Als konkretes Ergeb-
nis des Projektes präsentierte sie ein 
Handbuch, das Anregungen und Hin-
weise für die Einführung und Verbesse-
rung von Bildungsberatungsleistungen 
an Erwachsenenbildungseinrichtungen 
gibt. 
Prof. Dr. Klaus Meisel, Management-
Direktor der Münchner Volkshoch-
schule, führte im Hauptvortrag in das 
Themenfeld Bildungsberatung ein. 
Er knüpfte an das Handbuch an und 
stellte den Projektansatz als besonders 
gelungen heraus, der das Ziel hat, die 
Professionalitätsentwicklung in der 
Beratung zu fördern. Diese Professio-
nalitätsentwicklung der Beratung hat 
Meisel als einen zentralen Punkt für die 
Qualität der Beratung ausgemacht. 
In drei Workshops konnten sich die 
Teilnehmenden über spezielle Aspekte 
der Bildungsberatung informieren. Für 
das Projekt ProBerat war die gelungene 
Fachtagung ein guter Abschluss, die die 
Dringlichkeit einer Weiterführung, ins-
besondere zur Entwicklung eines modu-
laren Fortbildungsangebots für Berater/
innen, deutlich machte. 
Das im Projekt erarbeitete Handbuch 
kann von der Projektwebsite als PDF-
Datei heruntergeladen werden.

Willi Zierer  
(VHS-Verband Baden-Württemberg) 

www.bildungsberatung-weiterbildung.de/61.
html 

Fachtagung des AdB fördert Dialog von Bildungspraxis, Forschung und Politik
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Das Auslandsgeschäft wird sich für 
deutsche Anbieter von Aus- und Wei-
terbildung besser entwickeln als das 
Inlandsgeschäft. Diese Einschätzung 
vertreten mehrheitlich 100 Manager 
deutscher Aus- und Weiterbildungsun-
ternehmen, die für die Studie »TrendBa-
rometer 2010 Exportbranche Aus- und 
Weiterbildung« befragt wurden. Seit 

-

Initiative vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung zur Internationa-
lisierung deutscher Aus- und Weiterbil-
dungsdienstleistungen, und das F.A.Z.-
Institut jährlich das TrendBarometer 
heraus. 
Deutsche Unternehmen investieren 
nach der Wirtschaftskrise insgesamt 
wieder stärker im Ausland; dieser Trend 
ist auch im Bildungsexport spürbar: Die 
Aus- und Weiterbildungsbranche blickt 
hoffnungsvoll auf die kommenden 
drei Jahre, die nach Einschätzung der 
Befragten eine bessere Geschäftsent-
wicklung als die vergangenen drei Jahre 
mit sich bringen werden. Dabei spielen 
die Auslandsmärkte eine wichtige Rolle, 
denn sechs von zehn Befragten prog-
nostizieren mehr Wachstumspotenzial 
auf den Auslandsmärkten als auf dem 
Inlandsmarkt. Der Export von Aus- und 
Weiterbildung etabliert sich in Deutsch-
land: Die Beurteilung der Geschäfts-
aussichten im Export im Vergleich zum 
Inlandsmarkt verbessert sich seit der 
ersten Ausgabe des TrendBarometers 
im Jahr 2007 kontinuierlich.
Der derzeit wichtigste Exportmarkt für 
die befragten Aus- und Weiterbildungs-
anbieter ist China (35 Nennungen). Es 
folgen die deutschen Nachbarländer 

(23 Nennungen) sowie Russland 

Schweiz sind vor allem attraktiv, weil 
keine Sprachbarriere existiert. Auch 
in den kommenden drei Jahren bleibt 
China der wichtigste Exportmarkt für 
die befragten Bildungsanbieter. Russ-

Wachstumsmarkt Bildungsexport
Branche schätzt Zukunftsperspektiven positiv ein

-
ben auch für diesen Zeitraum attraktive 
Märkte. Einen Bedeutungszuwachs 
erwarten die Befragten für Indien, Viet-
nam und Brasilien.
Betrachtet man die Regionen, in denen 
die Befragten in den kommenden drei 
Jahren besonders stark wachsen wol-
len, so zeigt sich, dass Asien weiterhin 
mit großem Abstand an erster Stelle 

folgen.

In einer weiteren Marktstudie beleuch-

China, Indien, Südafrika und Vereinigte 
Arabische Emirate. Die fünf Studien 
leisten für internationale Anbieter beruf-
licher Aus- und Weiterbildung prakti-

-
hilfe bei der Markterkundung.
Ausgehend von den wirtschaftlichen 
und politischen Rahmenbedingungen 
beleuchten die Studien das jeweilige 
Bildungssystem. Dabei konzentrieren 

den Aus- und Weiterbildungsmarkt 
und Exportmöglichkeiten, speziell für 
Anbieter aus Deutschland. Bedeutende 
Pilotprojekte und Investitionsvorhaben 
veranschaulichen aktuelle Entwick-
lungen auf den Bildungsmärkten. Aus-
führliche Kontaktdaten der relevanten 
Regierungsstellen, Institutionen und 

-
mationen. Die Autoren sind deutsche 
Experten mit nachgewiesenen Kompe-
tenzen und langjährigen Erfahrungen in 
den jeweiligen Zielmärkten.  

DIE/iMOVE

Marktstudien sind online verfügbar und kön-
nen in der Druckfassung kostenlos bestellt 
werden unter info@imove-germany.de.

www.imove-germany.de

10 Mio. Europässe
Der Europass-Lebenslauf, eine Initiative 
der EU, ist seit seinem Start 2005 zehn 
Millionen Mal online genutzt worden 
(Stand 11/2010), 13 Millionen For-
matvorlagen wurden heruntergeladen. 
Damit ist das Ziel, das der damalige 
EU-Kommissar Jan Figel 2005 mit 
drei Millionen Europass-Dokumenten 
gesetzt hatte, weit übertroffen worden. 
Neben dem Lebenslauf und dem Spra-
chenpass, die selbst erstellt werden 
können, gehören zum Europass ein 
Mobilitätsnachweis, Zeugniserläute-
rungen und ein Diplomzusatz. Diese 
Dokumente sollen es EU-Bürger/inne/n 
erleichtern, sich in allen Bildungssyste-
men der EU und auf dem europäischen 
Arbeitsmarkt präsentieren zu können. 
Vorbereitung und Umsetzung lagen 
beim Europäischen Zentrum für die För-

Der Europass gehört zu einer Reihe 
sich ergänzender Instrumente wie dem 

(EQR) und dem Europäischen Leistungs-
punktesystem für die Berufsbildung 
(ECVET). Zudem ist die Entwicklung 

-
ses geplant.           DIE/BP

http://europass.cedefop.europa.eu

Europäisches  
Sprachensiegel 2011

»Sprachenlernen in der Gemeinschaft – 
Ressourcen nutzen und Kompetenzen 
ausbauen« lautet das Thema des dies-
jährigen Wettbewerbs. Er soll für den 
Fremdsprachenerwerb sensibilisieren 
und innovative Konzepte fördern. Der 
Begriff Gemeinschaft wird weit gefasst:  
er kann sich auf eine Schul- oder Hoch-
schulgemeinschaft oder auch auf eine 
städtische Kommune beziehen. Alle 
Preisträger erhalten u.a. ein Preisgeld 

Bewerbungen beim Pädagogischen Aus-
tauschdienst (PAD) der Kultusminister-
konferenz eingereicht werden.

www.kmk-pad.org/praxis/ess
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Der Titel der Veranstaltung ist öffent-

mit Bildung zu tun und führt im Logo, 
an der Stelle des »I«, ein Türmchen aus 
Steinen, das aufeinander aufbauende 
Prinzip von Lernen, Bildung und Weisheit 
symbolisierend. Diese Veranstaltung in 
Doha, der Hauptstadt Qatars, fand im 
Dezember 2010 zum zweiten Mal statt, 
ähnlich aufwändig und umfassend wie 
ein Jahr zuvor: weit mehr als 1.000 Teil-
nehmer aus fast 100 Ländern, über 100 
Referenten, vier volle Konferenztage. 
Und zum Abschluss: die Ankündigung, 
dass die Nobelpreise, traditionell in 
Schweden vergeben, um einen weiteren 
für Bildung ergänzt werden, vergeben in 
Qatar.
Mit der WISE-Konferenz ist es gelungen, 
zum zweiten Mal hochkarätige Vertreter 
und Fachleute aus unterschiedlichsten 
Regionen und Bildungssystemen der 
Welt zu Diskussionen zusammenzubrin-
gen. Es sind hochgesteckte Ziele, die 
sich die Konferenz gibt, die ein globales 
Netzwerk schaffen will, um die Zukunft 

-
broschüre, S. 3). Und auch die gesell-
schaftlichen Ziele sind expliziert: »Es 
geht um Kampf für Gleichheit, Kampf 
gegen Armut und Hunger, Kampf für die 
Umwelt und für gesunde Lebensweisen«. 
Die Konferenz setzt das Signal, dass in 
gesellschaftlichen Zielen, und insbeson-
dere in diesen, Bildung und Erziehung 
eine große Rolle spielen.
Die Konferenz verbindet sowohl globale 
als auch regionale Perspektiven, öko-
nomische und didaktische Debatten, 
bildungspolitische Nah- und Fernziele. In 
den so genannten »break out sessions« 
ging es darum, wechselseitig voneinan-
der zu lernen, Zugang zu einer qualitati-
ven Bildung für alle zu schaffen, anwend-
bare Curricula zu entwickeln, Verfahren 
des Accessment kennen zu lernen und 
die Entwicklung von humanen Ressour-
cen über Verfahren von Bildung und 
Erziehung zu verbessern. Explizit wurde 
auch die Rolle der neuen Medien in der 

»WISE« in Doha
»World Innovation Summit for Education« versammelt viel Fachkompetenz

Bildung diskutiert, und mit dem Blick in 
die Zukunft ging es um die »skills for the 
21st century«.
Das Innovative an WISE bestand vor 
allem darin, dass es bislang noch keine 
Möglichkeit gegeben hat, so breit und 
mit unterschiedlichen Perspektiven über 
den Zustand und die Entwicklung der Bil-
dung in der Welt zu diskutieren und sich 
zu informieren. Dadurch, dass die gene-
rellen Diskussionen durch Projekte und 
Beispiele mit Leben gefüllt waren, erlag 
die Konferenz auch nicht der Gefahr, im 
weltweiten Austausch die Bodenhaftung 
zu verlieren. Auch sorgte die offenbar 
akribische Recherche zur Auswahl der 
Referenten und 
Aktiven der Kon-
ferenz dafür, dass 
insgesamt ein hohes 
Niveau an Fachkom-
petenz gegeben und 
ein großes Maß an 
Perspektivenver-
schränkung möglich 
war. Es ist in der Tat 
so, dass gerade im 
Bereich der Bildung 
ganz entgegen der 
Annahme, dass sie 
ausschließlich kul-
turbasiert und unver-

ein großes Maß an 
vergleichbaren Pro-
blemen, Lösungs-
möglichkeiten und 
Transferperspektiven besteht. 
Es zeigte sich aber auch wieder die 
Schwierigkeit, weltweit eine Diskussion 
zu führen, die sich jeweils auf unter-
schiedliche Ausgangssituationen und 
unterschiedliche Ziele bezieht. Ein Bei-
spiel dafür ist die Erwachsenenbildung: 
Sie kam in der Konferenz praktisch nicht 
vor. Weltweit betrachtet ist Erwachse-
nenbildung ein Fall für die alternden 
europäischen Gesellschaften; in Indien 
etwa sind über 70 Prozent der Bevölke-
rung unter 25 Jahre alt. Die drängenden 

Probleme, was die Bildungssysteme und 
die Bildungsleistungen angeht, sind in 
diesen Ländern: Grundbildung für alle, 
das Erreichen bildungsferner Schichten, 
der Nachweis von Qualität und Nutzen 
von Bildung. Gemessen an den dorti-
gen Problemen führt man in Europa im 
Großen und Ganzen Luxusdiskussionen 
– auch dort, wo es um die Probleme von 
Altern, Migration und Literacy geht. Dies 
zeigt sich besonders dann, wenn es um 
konkrete Fälle geht, die – ihres Innova-
tionsgehaltes wegen – einen der sechs 
bereits 2010 vergebenen Preise erhielt, 
so etwa die »Produktionsschule« in Süd-
amerika, die sich durch den Verkauf der 
von den Schülern erzeugten Produkte 
ohne staatliche Mittel selbst trägt.

fossiler Brennstoffe könnte eine sol-

bemerkenswerter, dass sie sich nicht 
ökonomischen oder Managementhe-
men widmet, sondern der Frage der 
Bildung und Erziehung: Hier liegt mit 
Sicherheit ein innovativer Ansatz, der 
– sofern er nachhaltig ist – Auswirkun-
gen auf die Diskussionen zu Bildung 
und Erziehung in den Ländern der Welt 
haben wird.              DIE/EN

www.wise-qatar.org

WISE als globale Veranstaltung ist verbunden mit dem Streben Qatars, 
sichtbar und weltweit akzeptiert zu werden. In diesem Kontext steht 
auch die Bewerbung des kleinen Scheichtums am Persischen Golf um 
das Austragen der Fußball-Weltmeisterschaft 2022, welche gegen Kon-
kurrenten wie Australien und Großbritannien erfolgreich war.
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Das erste Schweizer Weiterbildungsgesetz nimmt Gestalt an
Seit 2006 hat der Bund den Auftrag, ein nationales Weiterbildungsgesetz einzuführen

Vor fast fünf Jahren hat das Schweizer 
Stimmvolk die Regierung beauftragt, 
einige Bereiche des Bildungswesens, 
darunter die Weiterbildung, neu zu 
regeln. Im Fall der Weiterbildung geht 
es allerdings nicht um eine Neurege-
lung, sondern darum, überhaupt eine 
gesetzliche Grundlage auf nationaler 
Ebene zu schaffen. Davor verfügte der 
Bund zwar bereits über Regelungskom-
petenzen in einzelnen Bereichen, so 
bei der Weiterbildung von Arbeitslosen 
oder in der berufsorientierten Weiterbil-
dung der wichtigsten Berufe, nicht aber 
über umfassende Regelungskompe-
tenzen für die Weiterbildung. Der erste 
Entwurf ist für Ende 2011 angekündigt. 
Was ist zu erwarten?

Entstehen soll ein Rahmengesetz, das 
die gesamte Weiterbildung als Teil des 
Bildungswesens umreißt und das Bil-
dungssystem strukturell vervollständigt. 
Diese Aufgabe ist allerdings weniger 
klar als sie aussieht. Das erste Problem 

-
nition: Was genau gehört zur Weiterbil-
dung? Zählt auch die höhere Berufsbil-
dung, diese international unbekannte, 
im Inland aber sehr erfolgreiche 
schweizerische Eigenheit des »Tertiär 
B«, dazu? Und hat das Gesetz auch die 
universitäre Weiterbildung zu regeln 
– obwohl es bereits ein Hochschulge-
setz gibt und die wichtigsten Angebote 
durch Bologna ohnehin geregelt sind? 
Solche und weitere Fragen komplizieren 
die Aufgabe erheblich. Hinzu kommt 
die Tatsache, dass das Bundesamt für 
Statistik neuerdings mit den Begriffen 
formal/non-formal/informell operiert 
(statt der früheren Unterscheidung 
zwischen berufsorientierter und allge-
meiner Weiterbildung), was dazu führt, 
dass praktisch der gesamte Weiterbil-
dungsbereich heute dem non-formalen 
Bereich zugeschlagen wird. Gelegent-
lich wird auch der Spieß umgedreht: 
Dann gilt als Weiterbildung nur noch, 
was non-formal ist, also was zu keinem 

anerkannten Abschluss führt. Aus die-
ser Sicht käme das Engagement für die 
Anerkennung von Weiterbildungsab-
schlüssen quasi einem Plädoyer für die 
Abschaffung der Weiterbildung gleich.

Das Skizzierte wäre unproblematisch, 
würde es sich nur auf der Begriffs-
ebene abspielen. Tatsächlich stehen 
hinter der Frage, was zur Weiterbil-
dung gehört, handfeste Interessen, 

Verlust bisheriger Fördergelder. Als 
gesamtschweizerischer Dachverband 
ist der Schweizerische Verband für 
Weiterbildung (SVEB) mit den Anliegen 
und Differenzen innerhalb der Weiter-
bildungslandschaft vertraut und hat, 
um einen Konsens zu schaffen, einen 
Expertenentwurf für das Gesetz erstel-
len lassen, bekannt unter dem Namen 

als Download verfügbar: 

www.alice.ch/de/themen/weiterbildungs-
gesetz. 

Grundsätzlich ist bei Befürwortern und 
Skeptikern einer staatlichen Regelung 
das Anliegen einer Klärung der poli-
tischen Kompetenzen unbestritten. 
Uneinigkeit herrscht, sobald es um die 
Finanzen geht. Während die einen vom 
Staat ein Engagement zugunsten der 
Weiterbildung erwarten, fordern andere 

-
ziellen Fragen, sind aber bereit, dem 
Bund Regelungskompetenzen bezüglich 
Abschlüssen, Qualitätssicherung oder 
Akkreditierung zu überlassen.

Der »Expertenentwurf Reichenau« 
liegt seit gut einem Jahr als Diskussi-
onsbasis auf dem Tisch. Im Mai 2010 
hat auch die Expertenkommission im 
Auftrag des Bundesrates die Arbeit am 

den Willen bekundet, den Experten-
entwurf zu berücksichtigen. Bis Ende 
2011 soll der »Vernehmlassungsent-

wurf« vorliegen. Der sich anschließende 
politische Prozess kann mehrere Jahre 
dauern.

Soweit bisher abschätzbar, wird das 
entstehende Gesetz mit zahlreichen 
Einwänden konfrontiert sein, was aber 
nicht heißt, dass kein Konsens möglich 
wäre. Zu den Skeptikern gehören bei-
spielsweise die Weiterbildungsstellen 
der Hochschulen, die die Bologna-
Reform noch kaum verarbeitet haben. 
Skeptisch sind auch die Arbeitgeberver-
bände, die staatlichen Eingriffen in den 
Markt grundsätzlich misstrauen, sowie 
Vertreter der höheren Berufsbildung, 
die um ihre Subventionen fürchten, 
wenn sie statt zur formalen zur non-for-
malen Bildung gerechnet werden. Auf 
Seiten der Befürworter stehen unter 
anderem Gewerkschaften und der 
Kaufmännische Verband Schweiz. 

Der SVEB engagiert sich für ein Gesetz, 
hat aber als Dachverband die äußerst 
heterogenen Interessen seiner Mitglie-
der zu vertreten. So orientierten wir 
uns am konsensfähigen gemeinsamen 
Nenner der Weiterbildungsszene: Der 
SVEB geht davon aus, dass das neue 
Gesetz kein Subventionsgesetz wird, 
sondern ein Rahmengesetz, in dem 
vor allem Themen wie Standards und 
die Anerkennung von Abschlüssen, 

-
verfahren, aber auch die Förderung von 
Weiterbildungsmaßnahmen für benach-

-

Erwartungen eingelöst werden, ist noch 
ungewiss, aber nicht unwahrscheinlich. 
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det. Am Vorabend des 60. Jahrestages, 
am 7. Dezember 2010 also, fand aus 
Anlass des Jubiläums im gleichen Haus 
eine Festveranstaltung mit anschlie-
ßendem Symposium statt. 

Dutzend Volkshochschulen und nur 
wenige Landesverbände, repräsentiert 

-
hochschulen. Er stellt damit den größten 
und bedeutendsten Dachverband in 
der österreichischen Erwachsenenbil-
dungslandschaft dar. Seine Tätigkeiten 
sind umfangreich und vielschichtig: Er 
repräsentiert die Volkshochschulen 
und ihre Landesverbände im In- und 
Ausland, er kooperiert mit Ministerien, 
Erwachsenenbildungseinrichtungen und 
-verbänden, Universitäten und der Wis-
senschaft, er trägt wesentlich zur Ver-

gabe von Preisen und zur Herausgabe 

bei, er betreibt – einzigartig für die öster-
reichische Erwachsenenbildung – ein 
eigenes, umfangreiches Archiv, er ist 
federführend bei der Professionalisie-
rung des Weiterbildungspersonals, er 
führt innovative Entwicklungs- und For-

schungsprojekte, Symposien und Kon-
ferenzen durch, und er kümmert sich 
um seine Finanzierung und die seiner 
Mitglieder. 

In der prominent besetzten Festveran-
staltung wurden diese Aufgaben aus 
unterschiedlichen Perspektiven aus-
führlich gewürdigt. Den Beginn machte 
der Vorstandsvorsitzende und Vizebür-
germeister von Wien, Dr. Michael Lud-
wig. Er betonte die wichtige Rolle, die die 
Volkshochschulen für die Weiterbildung 
der Wiener Bevölkerung leisten. Einen 
personenbezogenen Rückblick auf die 
Verbandsgeschichte gab der Generalse-

-
nisreich und in gewohnt fundierter und 
präziser Weise ließ er die maßgeblichen 

Ein historischer Filmausschnitt zu Adres-
saten und Programmplanung der Wiener 
Volkshochschulen rundete die Festver-
anstaltung ab.

Das Symposium am Nachmittag eröff-
nete der bekannte deutsche Soziologe 

Thema »Erwachsenenbildung und der 
politische Mensch«. Ausgehend von 
seiner These zur gesellschaftlichen 
Erosionskrise breitete er ein Tableau an 
Überlegungen zu den aktuellen Anforde-
rungen an (Erwachsenen-)Bildung aus. 
Eine zentrale Aussage dabei war, dass 
Demokratie die einzige Gesellschafts-
form ist, die gelernt werden muss. 
Diese Einsicht birgt eine Reihe von 
Konsequenzen gerade für die Erwach-
senenbildung, und hier besonders für 
die Volkshochschulen, die es stärker zu 
diskutieren gilt. Prof. Dr. Elke Gruber von 
der Universität Klagenfurt beschäftigte 
sich in ihrem anschließenden Vortrag 
aus historischer, aktueller und künftiger 
Perspektive mit dem wechselseitigen 
Verhältnis von Wissenschaft und Praxis 
der Erwachsenenbildung. Sie kam dabei 
zum Schluss, dass es dieses Verhältnis 
angesichts der sich rasch vollziehenden 
gesellschaftlichen Veränderungen und 
neuer Herausforderungen immer wieder 
neu zu bedenken gilt. Die rhetorische 
Frage »Braucht Erwachsenenbildung die 
Wissenschaft?« – so der Titel des Vor-
trages – konnte eindeutig mit »Ja« beant-
wortet werden, und es sollte hinzugefügt 
werden, dass auch die Wissenschaft 
die Praxis der Erwachsenenbildung 
braucht. Das Symposium klang mit einer 
Podiumsdiskussion aus, bei der facet-
tenreich und unter Einbeziehung zahlrei-
cher Publikumsbeiträge und -anfragen 
künftige Perspektiven der Volkshoch-
schularbeit diskutiert wurden.   

Elke Gruber (Klagenfurt)

Nationalrates ist, hielt die Festrede, in deren Mittelpunkt das Plädoyer für eine Bildung stand, 

werden müsse, regte sie an, die politische Bildung in Richtung einer Demokratiebildung neu zu 
formulieren.

Festveranstaltung und Symposium
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Formale Anerkennungen und Zulassun-
gen sind Instrumente der Marktregulie-
rung in der Weiterbildung. Sie dienen 
öffentlichen Stellen, aber auch privaten 

Anbieters, des Bildungsangebots oder 
der Lehrperson den Zugang zu bestimm-
ten Marktsegmenten. Lukrativ werden 
sie durch die Verbindung zu einem 
Finanzierungssystem oder die Vergabe 
von Berechtigungen zum Ausstellen 

Mit der wbmonitor-Umfrage liegen erst-
mals repräsentative Daten aus Sicht 
der Weiterbildungsanbieter vor. Erfasst 
wurden Verbreitung und Auswirkungen 
von Anerkennungen ebenso wie der Res-
sourcenaufwand für die Zulassung und 
Verzichtsmotive. Da Qualitätsmodelle 

von Anerkennungen sind, wurden Daten 
zu deren Verbreitung zusätzlich erho-
ben.

Mit 85 Prozent verfügt die überwiegende 
Mehrheit der Weiterbildungsanbieter 
in Deutschland über eine formale Aner-
kennung. Die stärkste Verbreitung hat 

-
nungs- und Zulassungsverordnung Wei-
terbildung (AZWV) der Bundesagentur 
für Arbeit (BA), gefolgt von Anerkennun-
gen nach den Erwachsenen-/Weiterbil-

durch einen Berufs- oder Wirtschaftsver-

ist autorisiert, bestimmte Produktschu-
lungen (z.B. im EDV-Bereich) durchzufüh-
ren oder besitzt eine staatliche Anerken-
nung als Schule bzw. (Fach-)Hochschule.

Deutliche Unterschiede zeigen sich 
zwischen den alten und den neuen 
Ländern. Neben Anerkennungen nach 

Ländern auch jene durch Berufs- oder 
-

breitet. In den alten Ländern erreichen 
sie nur Anteile von 38 Prozent bzw. 33 
Prozent. Gänzlich auf eine formale Aner-

kennung verzichtet in den neuen Län-
dern mit sechs Prozent der Anbieter nur 
eine Minderheit, in den alten Ländern 
sind es immerhin 17 Prozent. Zentrale 
Gründe für den Verzicht sind die als zu 
hoch bewerteten (Zulassungs-) Kosten 
sowie der Personalaufwand.Das Verhält-
nis zwischen Aufwand und Nutzen wird 
auch von den formal anerkannten Anbie-
tern oft sehr kritisch gesehen. Anbieter 
mit einer Anerkennung nach der AZWV 
beurteilen den Personalaufwand für 
den Erwerb der Anerkennung zu zwei 

als (eher) unangemessen. Es zeigen sich 
aber durchaus auch positive Effekte, die 
den einzelnen Anerkennungen subjektiv 
zugeschrieben werden. Kennzeichnend 
für das Stimmungsbild bei rund der 
Hälfte der Anbieter mit einer Anerken-
nung nach der AZWV sind z.B. Verbesse-

jedoch auch zur Beschäftigung von 

Voraussetzung für eine formale Aner-

Qualitätsmanagementsystems. wbmo-
nitor hat deshalb die Nutzung von Qua-

litätsmanagementsystemen erhoben 
und liefert repräsentative Daten für die 
Weiterbildungsanbieter in Deutschland 
(s. Abb.). Die ursprünglich für die Indust-

hat auch im Weiterbildungsbereich die 
Nase vorn. Mehr als ein Drittel aller 

In den neuen Bundesländern sind es 

Ländern). Verfahren der Selbstevalua-
tion werden von fast einem Viertel aller 

-
schiedene, speziell für die Weiterbildung 
entwickelte Qualitätssicherungs- bzw. 
-managementsysteme verfügt jeweils 
etwa jede zehnte Einrichtung. Hierzu 

Zusammenschlüsse von Weiterbildungs-
einrichtungen (z.B. Weiterbildung Hes-
sen e.V., Hamburger Prüfsiegel), die Ler-
nerorientierte Qualitätstestierung in der 

von Weiterbildungsverbänden. Lediglich 
ein Fünftel aller Weiterbildungsanbieter 

-
-

dell oder Qualitätsmanagementsystem. 
Meike Weiland (DIE)

wbmonitor ist ein Kooperationsprojekt vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und 
dem Deutschen Institut für Erwachsenenbil-
dung (DIE). Weitere Informationen:

www.wbmonitor.de

Mehrheit der Anbieter ist formal anerkannt
wbmonitor 2010 zur Verbreitung von Anerkennungen und Qualitätsmanagement

Quelle: BIBB/DIE wbmonitor Umfrage 2010, hochgerechnete Werte auf Basis von n (alte Länder) = 1.206 und  

Abb.: Qualitätsmodelle von Weiterbildungsanbietern in den alten 
 und den neuen Ländern 2010

31% 58%

25% 22%

13% 7%

10% 14%

9% 6%

7% 7%
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Verfahren der Selbstevaluation

Mehrfach-
nennungen 
möglich

alte Länder

neue Länder
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Frauenpotenziale  
im Betrieb

Neues »Arbeit und Leben«-Projekt

Mit den Herausforderungen des demo-
-

lere Unternehmen (KMU) beschäftigt 
sich das Projekt »female professionals. 
Frauenpotenziale in Betrieben nutzen!« 
von Arbeit und Leben. Insgesamt wer-
den über hundert KMU bei der Analyse, 
Förderung und Nutzung der Potenziale 
ihrer Mitarbeiterinnen um die 50 unter-
stützt. Dazu werden die Erhebungsin-
strumente FrauenPotenzialCheck und 
FrauenKomPass entwickelt. Ziel sind 
verbindliche Personalentwicklungs- und 
Weiterbildungspläne zwischen Unter-
nehmen und Mitarbeiterinnen. Das Pro-
jekt will einen Beitrag zur Gleichstellung 
von Frauen in der Wirtschaft und zur 
Erhöhung des Anteils von Frauen dieser 
Altersgruppe an betrieblicher Weiter-
bildung leisten. So will man den Her-

Wandels durch Weiterbildung eigener 
Fachkräfte begegnen. Das Projekt 
wird im Rahmen der Bundesinitiative 
»Gleichstellung von Frauen in der Wirt-
schaft« gefördert.                       DIE/BP

www.female-professionals.de

Masterstudium EB
Neuer Studiengang in Österreich

Ein neues berufsbegleitendes Master-
studium Erwachsenenbildung/Weiter-
bildung bieten das Bundesinstitut für 
Erwachsenenbildung in St. Wolfgang 
und die Universität Klagenfurt seit 
März gemeinsam an. Der kooperative 
Lehrgang für Lifelong Learning soll als 
Modell für Durchlässigkeit zwischen 
Erwachsenenbildung und Hochschule 
stehen. Das Studium ist auf fünf 
Semester konzipiert und richtet sich 
an Universitätsabsolvent/inn/en und 
Erwachsenbildner/innen mit Berufser-
fahrung; es schließt ab mit dem aka-
demischen Grad Master of Advanced 
Studies (MAS).

Information: susanne.huss@uni-klu.ac.at

Das ESREA Forschungsnetzwerk »Between 
global and local: Adult learning and develop-
ment« lädt vom 28. bis 30. April zu seiner 

lautet: »Positioning and Conceptualizing 
Adult Education and Learning within Local 
Development«

www.esrea2011.boun.edu.tr

»Weiterbildung für alle!« ist das Motto des 13. 
Volkshochschultages am 12. und 13. Mai 
2011 im Berliner Congress Centrum (bcc), 
der vom Deutschen Volkshochschul-Verband 
e.V. (dvv) in Zusammenarbeit mit den Ber-
liner Volkshochschulen durchgeführt wird 

Gäste werden Bundespräsident Christian 
Wulff und Bundesbildungsministerin Annette 

-
dungsmesse statt. 

www.volkshochschultag.de

Eine Fachtagung zur Verabschiedung von 
Petra Herre veranstaltet die Deutsche Evan-
gelische Arbeitsgemeinschaft für Erwach-
senenbildung (DEAE) unter dem Titel: 
»Lebenslanges Lernen zwischen Nützlichkeit 
und Lebenslust – Themen evangelischer 
Erwachsenenbildung« am 16. Mai 2011 im 
Augustinerkloster zu Erfurt.

www.deae.de

Die »Aktionstage politische Bildung 2011« 
 5. bis 23. Mai statt. Auftakt-

veranstaltung der Aktionstage, die von der 
Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), 
den Landeszentralen sowie dem Bundes-
ausschuss politische Bildung (bap) initiiert 
werden, ist am 5. Mai in Berlin geplant. Die 

im deutschsprachigen Teil Belgiens und in 
Südtirol statt.

www.bpb.de/veranstaltungen/TXEP5N.html

EUCEN, der europäische Verband für wissen-
schaftliche Weiterbildung und lebenslanges 

25. 
bis 27. Mai in Granada/Spanien durch und 
feiert gleichzeitig sein 20-jähriges Bestehen. 
Das Thema ist: »Bildung als Recht – Lebens-
langes Lernen für alle!«.

http://eucen2011.escuelaposgrado.es

Die Jahrestagung 2011 der European Asso-
ciation for Distance Learning (EADL)
vom 25. bis 27. Mai
statt. Das Konferenzthema lautet: »Keep the 
wheels turning«.

www.eadl.org

Die EAEA (European Association for the Edu-
cation of Adults) und der ICAE (International 
Council of Adult Education) veranstalten ihre 
Jahrestagungen 2011 und eine Konferenz 
zum Thema »A World Worth Living In – Adult 
Learning and Education for a Sustainable 
World« vom 14. bis 17. Juni in Malmö/
Schweden. Gastgeber ist der Swedish Natio-
nal Council of Adult Education (Folkbildnings-
rådet). 

www.eaea.org/events

Der Fachverband für Deutsch als Fremd-
sprache (FaDaF) veranstaltet seine Jahres-
tagung 2011 vom 16. bis 18. Juni an der 
Universität Leipzig.

www.fadaf.de

Die Jahrestagung 2011 der Deutschen 
Gesellschaft für wissenschaftliche Weiter-
bildung und Fernstudium (DGWF)
vom 14. bis 16. September an der Universi-
tät Bielefeld statt. Das Tagungsthema lautet 
»Grenzüberschreitungen in der wissen-
schaftlichen Weiterbildung: Interdisziplinari-

www.dgwf.net

Die Jahrestagung 2011 der Sektion Erwach-
senenbildung der DGfE 
vom 22. bis 24. September an der Universi-
tät Hamburg statt. Der Themenschwerpunkt 
wird »Lernen« sein. Ein Call for paper steht ab 
sofort zur Verfügung unter

http://steam.human.uni-potsdam.de/sektion-eb/

Eine ökumenische Fachtagung mit dem 
Titel »Wir engagieren uns: kompetent und 

-

vom 30. September bis 1. Oktober 2011 in 
Erfurt statt. 

www.kbe-bonn.de

Veranstaltungstipps
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27 Leibniz-Institute haben ihre Kompe-
tenz im Forschungsfeld der Nachhal-
tigkeitsbewertung gebündelt und das 
Leibniz-Centre for Sustainability Impact 
Assessment (CeSIA) gegründet.
Seit rund 25 Jahren prägt das Konzept 
»Nachhaltige Entwicklung« politische, 
gesellschaftliche und wissenschaftliche 

-
ser Idee in politischen Entscheidungs-
prozessen verfolgt die Nachhaltigkeits-
bewertung: Die möglichen Folgen für 
ökonomische, soziale und ökologische 
Bereiche werden mit wissenschaftlich 
fundierten Analysen und Modellen 
transparent. Die Erfahrungen der neuen 
Institution werden durch Publikationen, 
Tagungen und Workshops vertieft und 
so gezielt Wissenschaft und Politik zur 
Verfügung gestellt. 

Kontakt: Dr. Aranka Podhora (ZALF) 
 Aranka.Podhora@zalf.de

www.wgl.de 

Ein Lehrstuhl feiert zwanzigsten 
Geburtstag: Zum 21. Januar 2011 
hatte Prof. Rolf Arnold nach Kaiserslau-
tern eingeladen, um dieses Ereignis in 
einem feierlichen Rahmen zu begehen. 
Eingerahmt in ein kulturelles Programm 
– ganzheitlich eben – wurden in Gruß-
worten wie in einem Festvortrag von 
Prof. Wiltrud Gieseke die wissenschaft-
liche Leistung des Gefeierten und sein 
Beitrag für die Zunft gewürdigt. 
Denkt man an die »Kaiserslauterner 
Schule«, erscheint vielleicht als erstes 
der systemische Ansatz und eine kon-
struktivistische Pädagogik vor Augen, 
die Arnold in den vergangenen 20 
Jahren immer wieder in die Diskussion 
gebracht und weiterentwickelt, aber 
auch und vor allem in der praktischen 
Arbeit des Fachgebiets angewendet 
hat. Dazu gehören Aspekte wie die 
Rolle von Emotionen für Lehr-/Lernpro-
zesse oder die Bedeutung von Selbst-

thematische Breite. Da sind zunächst 
die verschiedenen Bereiche zu nennen, 
die in Kaiserslautern bearbeitet wer-
den: Erwachsenenbildung, Schulent-
wicklung, Personalentwicklung und Sys-
temische Pädagogik, wobei sowohl die 
betriebliche wie die außerbetriebliche 
Weiterbildung eine Rolle spielen. Der 
Aufbau des Zentrums für Fernstudien 
und Universitäre Weiterbildung (ZFUW), 
das zum »Distance and Independent 
Studies Center« (DISC) erweitert wurde, 
ist in Deutschland wohl einmalig. Bein-
druckend ist auch die Produktivität, für 
die das Fachgebiet bekannt ist. Zahlrei-
che Bücher, Studientexte, Aufsätze und 
Vorträge werden in den Diskurs einge-
bracht. Arnold selbst machte in seinem 
Grußwort deutlich, dass viele Personen 
zum Erfolg des Fachgebiets Pädagogik 
beigetragen haben: auch hier der syste-
mische Ansatz. 
Die Jubiläumsveranstaltung hat sich 
aber nicht damit begnügt, zurückzubli-

Ein systemischer Erfolg
20 Jahre Berufs- und Erwachsenenpädagogik an der TU Kaiserslautern

Die Deutsche Gesellschaft für wissen-
schaftliche Weiterbildung und Fern-
studium (DGWF) e.V. hat zwei neue 
Empfehlungen für den Bereich der 
Wissenschaftlichen Weiterbildung ver-
abschiedet. 
Die Empfehlung »Zum Status und Per-
sonal der Einrichtungen für Weiterbil-
dung« trägt der Entwicklung Rechnung, 

zugenommen hat, die intermediäre 
Stellung der Einrichtungen vielfältiger 
geworden und die Anzahl des Perso-
nals stark gestiegen ist. Zudem gibt es 
mittlerweile eine »neue Generation« des 
Personals in der Wissenschaftlichen 
Weiterbildung mit gewachsenen und 
zunehmend unterschiedlichen Aufga-
benstellungen. Diese Gruppe sucht 

DGWF-Empfehlungen
Grundlagen zum Selbstverständnis wissenschaftlicher Weiterbildung

Die Empfehlung zu »Formaten wissen-
schaftlicher Weiterbildung« war bereits 
auf der DGWF-Mitgliederversammlung 
im September 2010 in Regensburg 
verabschiedet worden (siehe DIE 
I/2011, S. 6). Mit ihr wird versucht, die 
Vielfalt der vorhandenen Formate wis-
senschaftlicher Weiterbildung an den 
Hochschulen zu systematisieren und 
dadurch die Nutzbarkeit der Formate 
untereinander bzw. füreinander aufzu-
zeigen, um Vergleichbarkeit und Durch-
lässigkeit zu ermöglichen. Die Empfeh-
lung stellt damit eine gute Grundlage 

wissenschaftlichen Weiterbildung in 

(DQR).

www.dgwf.net/materialien.htm#empfehlungen 

cken und zu resümieren. So haben im 
Rahmen einer Podiumsdiskussion die 
Professoren Wiltrud Gieseke, Ekkehard 
Nuissl, Hans-Günter Rolff und eben 
Rolf Arnold  selbst über die Frage der 
Professionalisierung durch Wissen-
schaftliche Weiterbildung diskutiert. 
Das Fachgebiet Pädagogik an der TU 
Kaiserslautern hat noch viel vor: So 
sollen zum Beispiel die neuen »Die-
mersteiner Selbstlerntage«, bei denen 
Studierende ihre Kompetenzen in den 
Bereichen Selbstlernen und Selbstfüh-
rung stärken können, verstetigt und 
weiter ausgebaut werden.
Die Jubiläumsschrift »20 Jahre Fachge-
biet Pädagogik (Berufs- und Erwachse-
nenpädagogik)« ist in der Schriftenreihe 
»Pädagogische Materialien der TU Kai-
serslautern« erschienen.

Christina Müller (DIE)

Nachhaltigkeit bewerten
Neues Leibniz-Centre CeSIA
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Dr. Alois Becker (Akademie Klausen-
hof) wurde als Vorstand der Katholi-
schen Bundesarbeitsgemeinschaft für 

hatte dieses Amt 15 Jahre lang inne. 
Zum Nachfolger gewählt wurde Ulrich 
Vollmert (Kolping), sein Stellvertreter 
ist Dr. Hans Amendt (Akademie Klau-
senhof). 

Prof. Dr. Hans-Peter Blossfeld, Lehr-
stuhl für Soziologie I der Universität 
Bamberg, hat den höchsten Wissen-
schaftspreis der Europäischen Union, 
den »ERC Advanced Grant« erhalten. Er 
erhält ihn für das Forschungsprojekt 
»eduLIFE«, in dem untersucht wird, wie 
sich individuelle Bildungsverläufe in 
unterschiedlichen europäischen Län-
dern und den USA gestalten.

Prof. Dr. Brigitte Geißler-Piltz (Alice 
Salomon Hochschule Berlin) ist neue 
Vorsitzende der Deutschen Gesell-
schaft für Supervision e.V., des deut-
schen Fach- und Berufsverbandes für 
Beratung in der Arbeitswelt in Köln.

Lothar Harles (Geschäftsführer der 
Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozi-
aler Bildungswerke, AKSB), wurde im 
November 2010 als Vorsitzender des 
Bundesausschusses Politische Bildung 
(bap) bestätigt. Zu seinem Stellvertreter 
wurde Dr. Wolfgang Beer (Evangeli-
sche Akademien in Deutschland e.V., 
EAD) gewählt.

PD Dr. Christian Harteis, zuvor am 
Institut für Pädagogik der Universität 
Regensburg, hat einen Ruf an die Uni-
versität Paderborn auf eine W3-Profes-
sur für Erziehungswissenschaft mit den 
Schwerpunkten Bildungsmanagement 
und Bildungsforschung in der Weiterbil-
dung angenommen.

Prof. Dr. Eckhard Klieme (Deutsches 
Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung) wurde mit dem Wissen-
schaftspreis des Stifterverbandes und 

der Leibniz-Gemeinschaft »Gesellschaft 
braucht Wissenschaft« ausgezeichnet.

Nach zweieinhalb Jahren an der Freien 
Hochschule Mannheim wechselt Prof. 
Dr. Henning Pätzold zum 1. April auf die 
Professur für Pädagogik mit dem Schwer-

-
nisationen an der Universität Koblenz-
Landau, Campus Koblenz. Die Professur 
ist dem neu aufgelegten Masterstudien-
gang gleichen Namens zugeordnet.

 bisher wissenschaft-
liche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für 
Erwachsenenpädagogik der Humboldt-
Universität zu Berlin, hat zum 1. März 
den Ruf auf die W3-Professur »Bildung 
im Erwachsenenalter« (Nachfolge Prof. 
Siebert) des Instituts für Berufspäda-

gogik und Erwachsenenbildung an der 
Universität Hannover angenommen. Die 
Professur soll Interkulturelle Bildung 
und Interkulturelles Lernen als einen 

Prof. Dr. Helga Theunert,
Direktorin des JFF – Institut für Medi-
enpädagogik in Forschung und Praxis, 
ist in den Ruhestand verabschiedet 
worden. Ihre Nachfolgerinnen, Kathrin 
Demmler und Dr. Ulrike Wagner, teilen 
sich das Direktorium gleichberechtigt.

Prof. Drs. mult. Alan Tuckett, 
Geschäftsführer von NIACE (National 
Institute of Adult Continuing Education 
for England and Wales) wird im August 
2011 nach 23 Jahren Tätigkeit für 
NIACE in den Ruhestand gehen.

Prof. Dr. Christiane Schiersmann, Professorin für Weiterbildung und Bera-
tung an der Universität Heidelberg, hat ihren Sitz im Herausgebergremium des 

-
-

war die Umstellung 

anonymisierte Peer-
Review-Verfahren. 
Sie hat zahlreiche 
Ausgaben des 

-
rausgeberin betreut, 
unter anderem zu 
den Schwerpunkt-
themen »Perso-
nen- und organi-
sationsbezogene 
Bildungsberatung«,  
»Wissenschaftliche 
Weiterbildung«, 
»Messverfahren 
und Benchmarks in 
der Weiterbildung« 
sowie »Vertikale und horizontale Durchlässigkeit im System Lebenslangen Ler-
nens«. Christiane Schiersmann möchte sich in Zukunft verstärkt dem Themen-
feld »Beratung« widmen. Im Namen der herausgebenden Institution dankte ihr 
Prof. Ekkehard Nuissl (DIE) für die geleistete Arbeit.

Personalia
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Arnold, Rolf
Selbstbildung oder: wer kann ich werden 
und wenn ja wie?
Baltmannsweiler: Schneider-Verlag Hohen-
gehren, 2010
Selbstbildung ist ein altes Thema des Nach-
denkens über Erziehung und Bildung in der 
europäischen Geschichte. Dieses Buch 
verdeutlicht, dass letztlich sämtliche päd-
agogisch erzielbaren Wirkungen sich einer 
Selbstbewegung des Subjektes verdanken – 
der Gegensatz zwischen Selbstbildung und 
Fremdbildung somit bei nüchterner Betrach-
tung bloß ein Gedanke, keine empirische 
Gegebenheit ist. 

Arnold, Rolf
Vernetzung schafft Perspektiven. Neue 
Ansätze in der Lehrerbildung
Baltmannsweiler: Schneider-Verlag Hohen-
gehren, 2011
Der Band geht der Frage nach, wie die 

-
tenzen in der universitären Lehre realisiert 
werden kann. Dazu werden basierend auf 
unterschiedlichen didaktischen Ansätzen 
Lernarrangements herausgegriffen und 
diskutiert, die sich besonders für einen 
standortübergreifenden Einsatz eignen. 
Der interuniversitäre Austausch von online-
basierten Lernangeboten bietet darüber 
hinaus auch die Möglichkeit, unterschiedli-
che Perspektiven, nämlich die von Lernen-
den und Lehrenden, zu berücksichtigen und 
daraus abgeleitet Wege für eine integrierte 
Aus- und Weiterbildung aufzuzeigen. 

Arnold, Rolf (Hg.)
Veränderung durch Selbstveränderung. 
Impulse für das Change-Management
Baltmannsweiler: Schneider-Verlag Hohen-
gehren, 2011
Der Sammelband umfasst die Auffächerung 
der theoretisch-konzeptionellen Dimensio-

-
rung einerseits sowie die Illustrierung ihrer 
praktischen Ergiebigkeit in den Bereichen 
Lernen, Führen, Verändern, Schul- bzw. 

Born, Julia
Das E-Learning Praxis-Handbuch
Baltmannsweiler: Schneider-Verlag Hohen-
gehren, 2011

-
toren und Teletutoren und gibt Anregun-
gen, wie die Lernenden in einer virtuellen 
Lernumgebung dabei unterstützt werden 
können, ihr Lernen selbstständig zu orga-
nisieren und ihre persönlichen Ziele zu 
erreichen. Es bietet eine Schritt-für-Schritt-
Anleitung, um auf lerntheoretischer Grund-
lage und mit Hilfe didaktischer Analyse 

durchzuführen. 

Derrick, Jay u.a. (Hg.)
Remaking Adult Education. Essays on 
adult education in honour of Alan Tuckett
London: Institute of Education, 2011
Die Festschrift für Alan Tuckett, den lang-
jährigen Präsidenten von NIACE in England, 
schildert aus nationaler und internationaler 
Perspektive Entwicklungen in der Weiterbil-
dungslandschaft, wie sie von Alan Tuckett 
und NIACE in den letzten zwei Jahrzehnten 
begleitet und vorangetrieben wurden. Diese 
von Wegbegleitern zusammengestellte Fest-
schrift ist auch ein sehr persönliches Buch. 
In einem abschließenden Interview werden 
wichtige Stationen und Grundhaltungen sei-
ner Berufsgeschichte deutlich.

Faulstich, Peter/Zeuner, Christine
Erwachsenenbildung
Weinheim u.a.: Beltz, 2010
Die Einführung für Bachelor- und Master-
studenten der Erwachsenenbildung legt 
den Schwerpunkt auf Fragen und Prob-
leme des professionellen Handelns in der 
Erwachsenenbildung. Hierbei werden die 
Anwendungsbezüge aus der Perspektive 
der Lernenden thematisiert und die vermitt-
lungsdidaktische Aufgabe der Erwachsenen-
bildner besonders betont. Unterstützt wird 
die Einführung durch Übungsaufgaben, die 

genutzt werden können.

Fleige, Marion
Lernkulturen in der öffentlichen Erwach-
senenbildung. Theorieentwickelnde und 
empirische Betrachtungen am Beispiel 
evangelischer Träger
Münster: Waxmann, 2011
Am Beispiel der öffentlichen Erwachse-
nenbildung werden die Einrichtungen und 
die gesellschaftlich-kulturellen Kontexte 
beschrieben, innerhalb derer sich Bildungs-
prozesse Erwachsener ereignen. Der vor 
diesem Hintergrund entwickelte Lernkul-
turbegriff stützt sich auf institutionen- und 
kulturtheoretische Ansätze und verbindet 
diese mit Befunden aus der qualitativen 
Erwachsenenbildungsforschung.

Frech, Siegfried/Juchler, Ingo
Bürger auf Abwegen. Politikdistanz und 
politische Bildung
Schwalbach/Ts.: Wochenschau-Verlag, 
2011
Der Sammelband befasst sich mit dem 
vielschichtigen Phänomen der Politikdistanz 
und den damit einhergehenden Heraus-
forderungen für die politische Bildung. So 
muss politische Bildung Wege, Produkte 

politik- und bildungsdistanzierte Zielgrup-
pen anzusprechen. Aufgezeigt wird u.a., 
inwiefern eine Elementarisierung der politi-
schen Inhalte hierbei hilfreich sein kann.

Gonon, Philipp u.a. (Hg.)  
Erwachsenenbildung – Weiterbildung  
Paderborn u.a.: Schöningh, 2011

Handbuchs der Erziehungswissenschaft 
behandelt das Lernen im Erwachsenenalter. 
Soziale und psychologische Bedingungen, 
Ziele, Inhalte und die spezielle Didaktik für 

Darstellung. Artikel zu den Themen Professi-
onalität, Ethik und Evaluation komplettieren 
den Band.

Gottwald, Mario u.a. (Hg.)  
Bildungsgrenzen überschreiten  
Wiesbaden: VS Verlag, 2010
Im Programm »Lernende Regionen« wurden 
Wege und Strukturen eines regionalen Über-
gangsmanagements entwickelt und erprobt. 
Dieses Buch fasst die Erfahrungen zusam-
men und stellt Konzepte dafür vor.

Neue Bücher zur Erwachsenenbildung
Ein Service der DIE-Bibliothek
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Klenk, Johannes  
Mikropolitik im Entwicklungsprozess 
einer erwachsenenpädagogischen Orga-
nisation  
Tübingen: Universität, 2010
Im ersten Teil wird ein Überblick über die 
erwachsenenpädagogische Diskussion zu 

-
onsentwicklung gegeben. Anschließend wer-
den verschiedene Perspektiven des Themas 
Mikropolitik dargestellt und eine pragmati-

Der Autor kommt zu dem Schluss, dass 
mikropolitisches Geschick einen wichtigen 
Bestandteil erwachsenenpädagogischer 
Professionalität ausmacht und insbeson-

-

Klieme, Ekkehard u.a. (Hg.)
PISA 2009. Bilanz nach einem Jahrzehnt
Münster: Waxmann, 2010
Dieses Buch stellt den Ist-Stand im Jahr 

-
wicklungen zwischen den Jahren 2000 und 

dabei: Über welche Kompetenzen verfügen 
deutsche Schülerinnen und Schüler, und 
wie haben sich diese verändert? Wie sehen 
häusliche und schulische Lernumgebungen 
aus? Wie haben sich Rahmenbedingungen 
und Ergebnisse von Bildungsprozessen, 
Schulen und außerschulische Faktoren ver-
ändert? Wie lässt sich diese Entwicklung im 
internationalen Vergleich einordnen?

Ludwig, Joachim u.a. (Hg.)  
Erwachsenenbildung im demographi-
schen und sozialen Wandel  
Baltmannsweiler: Schneider-Verlag Hohen-
gehren, 2010  
Der Sammelband dokumentiert Beiträge 

-
senenbildung der Deutschen Gesellschaft 
für Erziehungswissenschaft. Mit der Akzent-

-
lyptischen Visionen, aber auch diesseits von 
Verharmlosungstendenzen genauer kennen 
zu lernen und daran anschließend genauer 
abschätzen zu können, welche der sozialen, 
kulturellen und ökonomischen Folgen des 

-
senenbildung/Weiterbildung besonders 
relevant sind.

Wir! Warum Ichlinge keine Zukunft mehr 
haben
Hamburg: Murmann, 2010
Auf der Basis empirischer Untersuchungen 
wird ein Wertewandel vom Ich zum Wir, vom 
materiellen zum sozialen Wohlstand konsta-
tiert. An die Stelle des Ego-Kults tritt dem-

-
ferpathos, ein neuer Typus pragmatischer 
Solidarität, verstanden als Hilfsbereitschaft 
auf Gegenseitigkeit. Der Autor verknüpft die 
Ergebnisse seiner Studie mit persönlichen 
Erlebnissen. So entsteht ein lebendiges Bild 
seiner jahrzehntelangen Zukunftsforschung.

Pöppel, Ernst/Wagner, Beatrice  
Je älter, desto besser  
München: Gräfe und Unzer, 2010
Anhand von zehn Thesen wird dargestellt, 
was getan werden kann, damit das Gehirn 
im Alter besser funktioniert. Jede These 
beruht auf einem Forschungsbereich von 
Prof. Ernst Pöppel und führt jeweils in Funk-
tionsweisen des Gehirns ein, die der Hirnfor-
scher selbst entdeckt hat. Kleine Übungen 
zum Abschluss stellen den Erfahrungsbezug 
für den Leser her und geben Anhaltspunkte 
zum richtigen Umgang mit dem eigenen 
Gehirn. 

Schlüter, Anne (Hg.)
Offene Zukunft durch Erfahrungsverlust? 
Zur Professionalisierung der Erwachsenen-
bildung

Der Band untersucht das Generationen-
Verhältnis auf der Basis von Lebensläufen 
und Biographien von leitenden Erwachse-
nenbildner/inne/n in Bildungseinrichtungen 
und Hochschulen. Dabei stützt sich die 
Untersuchung auf folgende leitende Frage-
stellungen: Welche Erfolgsfaktoren führen 
in Leitungsstellen? Stellt die Tradierung des 

der Professionalisierung für jüngere Kol-
legen dar? Wie können erforderliche Füh-
rungskompetenzen habitualisiert werden? 
Sind Mentoringprogramme in der Personal- 
und Führungsentwicklung nachhaltig?

Schulte-Hyytiäinen, Tuija (Hg.)  
LernCafé – JobPate – Alpha-Team  
Bielefeld: Bertelsmann, 2010 
Der Band präsentiert drei praktische Kon-
zepte. Das »LernCafé« ist ein Lernsetting, 

das von ungezwungenen Lerngruppen, einer 
angenehmen Raumsituation und selbstge-
steuerten Pausen geprägt ist. Im Konzept des 
»JobPaten« rückt ein individueller, er  fahrener 
Berater die positiven Lebenserfahrungen 
und tatsächlichen Fähigkeiten des Lerners in 
den Vordergrund. Das Konzept »AlphaTeam« 

-
lichkeitsarbeit für Grundbildung ein.

Tobies, Renate
»Morgen möchte ich wieder 100 herrliche 
Sachen ausrechnen.«
und Telefunken
Stuttgart: Franz Steiner, 2010
Die Biographie über Iris Runge (1888–

und Wirtschaftsmathematikerin, führt in 
die Entwicklung deutscher Unternehmen 

-
talforschung, Technik, Bildung und Politik 
vom Kaiserreich bis zum Ende des Zweiten 
Weltkrieges. Am Beispiel einer Forscherin 
wird nachgezeichnet, wie mathematisches 
Arbeiten in die elektro- und nachrichten-
technische Industrie eindrang und wie dies 
konkret funktionierte.

Tomaschek, Nino/Gornik, Elke (Hg.)
The Lifelong Learning University
Münster: Waxmann, 2010
Wie Lifelong Learning im Rahmen von 
Aus-und Weiterbildung an Universitäten 
praktiziert werden kann, welche Konzepte in 
diesem Bereich vorhanden sind, welche For-
men und Formate bereits erfolgreich umge-
setzt werden und welche Aspekte zukunfts-
relevant sind, wird in diesem Sammelband 
von renommierten Autoren vorgestellt.

Wordelmann, Peter (Hg.)
Internationale Kompetenzen in der Berufs-
bildung: Stand der Wissenschaft und 
praktische Anforderungen
Bielefeld: Bertelmann, 2010 
Der Sammelband fasst den Stand der inter-

-
lungskompetenzen zusammen. Er eröffnet 
auch Perspektiven, wie diese Basiskompe-
tenzen in allen Ausbildungsverordnungen 
verankert und eine Internationalisierung der 

-
dungssystems vorangetrieben werden kann.

Klaus Heuer (DIE)
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Um die gesellschaftlichen Teilhabemög-
lichkeiten durch Bildung zu erweitern 
und somit die Inklusion bestimmter 
sozialer Gruppierungen zu fördern, muss 
die Weiterbildung alte Konzepte über-
denken und neue Ansätze entwickeln. 

Bedingungen und Faktoren von Inklu-
sion in den letzten zwei Jahren konzepti-
onell ausgearbeitet und erforscht diese 
nun empirisch. Welche Potenziale die 

-
rende Erwachsenenbildung bietet, steht 
dabei im Fokus. 

Im Rahmen des DIE-Programms 
»Inklusion/Lernen im Quartier« fand im 
Dezember 2010 in Bonn unter der Leit-
idee »Bildung als Inklusionsfaktor« ein 
Expertenworkshop statt. Der Workshop 
konzentrierte sich auf zwei inhaltliche 
Schwerpunkte:

-
gelegten Projekts »Alphabetisierung/
Grundbildung – State of the Art aus 
historischer und systematischer Pers-
pektive« (Alpha – State of the Art),

-
schungsprojekts »Lernen im Quartier 
– Bedeutung des Sozialraums für die 
Weiterbildung« (LIQ).

Im ersten Teil des Workshops stellte 
PhD Sabina Hussain (DIE) die zentra-
len Befunde aus dem Projekt »Alpha 
– State of the Art« vor. Sie skizzierte 
die verschiedenen Verständnisse von 
Literalität sowie das »Konzept des Dia-
logic Learning« an einem Best-Practice-
Beispiel aus Spanien. Dabei wurde 
deutlich, dass Programme, die von den 

selbst entwickelt werden, große Erfolgs-
chancen haben. Anschließend stellte 
Aso Agace, die Leiterin von HÎNBÛN, die 
Arbeit ihrer Einrichtung vor, die als Lern-
ort und Beratungszentrum für Frauen 
und Familien mit Migrationshintergrund 
in Berlin-Spandau ein gutes Beispiel für 

die Umsetzung von sozialraumorientier-
ten Ansätzen in der Erwachsenenbil-
dung ist.

Ziele, Fragestellungen und methodi-
sches Design des Projekts LIQ traten im 
zweiten Teil des Workshops in den Vor-
dergrund, um sie mit den anwesenden 
Expert/inn/en zu beraten. Prof. Martin 
Kronauer, Hochschule für Wirtschaft 
und Recht Berlin und Senior Researcher 
am DIE, erläuterte die Entstehungshin-
tergründe des Projekts, Ewelina Mania 
(DIE) die Projektinhalte. In vier Themen-
blöcken berieten die Teilnehmer/innen 
anschließend die methodische Umset-
zung der Thesen und Forschungsfragen. 

Im Zentrum standen dabei die ersten 
Ergebnisse einer Zusammenführung 
von Daten der VHS-Statistik mit dem 
Berliner »Monitoring Soziale Stadtent-
wicklung« der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung. Die ersten Korrela-
tions- und Regressionsanalysen deuten 
auf einen Zusammenhang zwischen 
Sozialraumstruktur und Angebotsstruk-
tur und geben auch Anlass dazu, solche 
Berechnungen weiter zu verfolgen. 

Einen weiteren Diskussionsanlass bot 
die Standortverteilung von Alphabetisie-
rungs- und Grundbildungsanbietern, die 
im Kontext der Erkenntnisse aus »Alpha 
– State of the Art« auf Exklusionsrisiken 
hin interpretiert wurde. Durch die Fach- 

Expert/inn/en, die größtenteils aus Ber-
lin und Hamburg kamen, wurden für das 
Projekt LIQ wichtige Kontakte geknüpft 
und viele praktische Anregungen für die 
methodische Umsetzung der Fragestel-
lungen gewonnen. Deshalb sind weitere 
Treffen im Rahmen einer Begleitgruppe 
geplant, um die Ergebnisse des Projekts 
zu interpretieren und für die Weiterbil-
dungspraxis nutzbar werden zu lassen.  

Ewelina Mania (DIE)

Am 21. Februar hat Sylvia Löhrmann, 
Ministerin für Schule und Weiterbildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen, den 
Schlussbericht der Evaluation zur Wirk-
samkeit der Mittel des Weiterbildungs-
gesetzes (WbG) in Empfang genommen. 
Überreicht wurde das Gutachten von 
Ekkehard Nuissl von Rein, Wissen-
schaftlicher Direktor des DIE und Leiter 
des Projekts. Zwei Jahre lang hat ein 
Team des DIE untersucht, wie das WbG 
dazu beigetragen hat, Weiterbildung als 
lebensbegleitenden Prozess zu organi-
sieren und mehr Menschen zum Lernen 
zu motivieren. 
Untersucht wurden v.a. die Fragen, 
inwiefern das Weiterbildungsangebot 
der WbG-geförderten kommunalen 
Volkshochschulen und Einrichtungen 
in anderer Trägerschaft am Gemein-
wohl ausgerichtet, bedarfsgerecht und 
zukunftsorientiert ist, wie der Zweite 
Bildungsweg optimiert werden kann 
und wie das Angebot im Bereich Weiter-
bildungsberatung in NRW einzuschät-
zen ist. Unter dem Motto »Lernende 
fördern – Strukturen stützen« hat das 
DIE vor allem folgende Empfehlungen 
ausgesprochen:

-
ker auf Angebote für bildungsferne 
Zielgruppen und die Stärkung des 
pädagogischen Personals für seine 
umfassenden Aufgaben fokussiert 
werden. 

-
matik sollte durch einen neuen Ver-
teilungsschlüssel für die WbG-Mittel 
transparenter werden.

sollten im Rahmen von regionalen 
Kooperationen und Netzwerken wei-
ter ausgebaut werden, vor allem mit 
Blick auf die Erreichung bildungsfer-
ner Zielgruppen.

Nach Beratung durch das Ministerium 
und den Landtag wird das Gutachten 

Marion Steinbach (DIE)

Potenziale von »Sozialraumorientierung« 
DIE-Expertenworkshop »Bildung als Inklusionsfaktor«

Gutachten überreicht 
DIE evaluierte  

Weiterbildungsgesetz NRW
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Drei Juniorprofessuren

Das DIE als Einrichtung der Leibniz-
Gemeinschaft ist in vielfacher Weise 
mit Hochschulen verbunden. In diesem 
Jahr wird das DIE in Kooperation mit 
drei Hochschulen Juniorprofessor/inn/
en berufen. Die Professuren besitzen 
jeweils einen eigenen thematischen 
Schwerpunkt: Forschung zur Internati-
onalisierung und Professionalisierung 
der Erwachsenenbildung im Kontext 
Lebenslangen Lernens ist der Schwer-
punkt der Juniorprofessur an der PH 
Ludwigsburg. Den Fokus auf Fernstu-
dium und eLearning soll die Juniorpro-
fessur legen, die im Fachbereich Sozial-
wissenschaften der TU Kaiserslautern 
zu besetzen ist. Die dritte Stelle wird 

Bildungswissenschaften der Universität 
Potsdam eingerichtet. Die W1-Professur 
soll sich Fragen des professionellen 
Handelns in der Erwachsenen- und Wei-
terbildung unter Inklusions- und Exklu-
sionsgesichtspunkten widmen. 

DIE-Homepage in neuem Gewand

Die Website des DIE wurde komplett 
überarbeitet und modernisiert. Sie ist 
nun übersichtlicher und anschaulicher 
und bietet umfassende Informationen 
über die Arbeitsschwerpunkte des DIE 
und zu Themen rund um die Erwach-
senen- und Weiterbildung. Auch die 
Recherche nach Daten, Fakten und 
Literatur ist komfortabler geworden.

www.die-bonn.de

Soziales Netzwerk für  

-
PASS-Forum online gegangen. Die 

Beratenden, Multiplikatoren und Dia-
logzentren dient dazu, die Experten 
im Web 2.0 zusammenzubringen und 

hat das Netzwerk der W. Bertelsmann 
Verlag unter Mitwirkung des Instituts 
für Entwicklungsplanung und Struktur-
forschung (ies) und des DIE.         

Personalia intern
Mona Pielorz übernahm zum 1. Februar 
die Leitung der Servicestellen im DIZ. Neue 
Referentin des wissenschaftlichen Direktors 
ist Anne Gassen.

Neue Sachbearbeiterinnen im DIE sind Irina 
Kim, Darinka Petkovic und Christa Schie-
menz.

DIE-Neuerscheinungen

Timm C. Feld 
Netzwerke und Organisationsentwicklung 
in der Weiterbildung 
Reihe: Theorie und Praxis der Erwachsenen-
bildung 

 
Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag 2011 

 
 

Interorganisationale Netzwerke bekom-
men in der Weiterbildung eine immer 
größere Bedeutung. Nicht zuletzt wird 
durch verschiedene bildungspolitische 
Förderprogramme der vergangenen Jahre 
die Annahme gestärkt, dass Netzwerke zur 
Realisierung des Lebenslangen Lernens 
einen wichtigen Beitrag leisten. Allerdings 
sind Netzwerkbildungen auch ein Faktor, 
der die an den Netzwerken teilnehmenden 
Weiterbildungseinrichtungen organisational 

Untersuchung erfasst die organisationalen 
Auswirkungen insbesondere in Bezug auf 
veränderte Strategien, Strukturen und Kul-
turen.

Hartz, Stefanie/Meisel, Klaus 
Qualitätsmanagement

 
Reihe: Studientexte für Erwachsenenbildung 

 
Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag 2011 

 
 

Erwachsenbildner/innen müssen die Qua-
lität ihrer Arbeit überprüfbar sicherstellen 
und kontinuierlich verbessern. Dieser 
Studientext liefert das hierfür notwendige 
methodische Grundwissen; er widmet sich 
insbesondere dem Thema Evaluation.

-
schung. Heft 1/2011 
Thema: Forschungsmethoden der  
Weiterbildung 
Herausgeber: Ekkehard Nuissl 
Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag 2011 

 
 

Neu und online

Hella Huntemann/ Christina Weiß
Volkshochschul-Statistik 2009
Das DIE erstellt jährlich eine Statistik 
über die Aktivitäten der Volkshochschulen 

-
mentiert die wichtigsten Fakten aus dem 

www.die-bonn.de/doks/huntemann1001.pdf

Hella Huntemann / Christina Weiß
Volkshochschul-Statistik 2009 – Zahlen 
in Kürze
Der tabellarische Überblick der Volkshoch-

gefasst die zentralen Ergebnisse.

www.die-bonn.de/doks/huntemann1002.pdf

Sabina Hussain
Literalität und Numeracy in Norwegen
Ein Überblick über bildungspolitische Strate-
giepapiere und Maßnahmen
Der Bericht ist Teil des Projekts »Alphabeti-
sierung/Grundbildung – State of the Art aus 
historischer und systematischer Perspek-
tive im Hinblick auf Transfermöglichkeiten«. 
Er bietet einen Überblick über bildungspo-
litische Strategiepapiere und Regierungs-
beschlüsse im Bereich der Literalität und 
Numeracy sowie über deren Hauptakteure. 

www.die-bonn.de/doks/hussain1003.pdf

DIE aktuell

Barbara Veltjens / Peter Brandt 
Weiterbildungsqualität international: die 
neue Norm ISO 29 990

national wie international zum Referenzrah-
men für Bildungsdienstleistung zu werden. 
DIE aktuell informiert über Hintergründe, 
Konzept und Perspektiven der Norm.

www.die-bonn.de/doks/2011-weiterbildungs-
qualität-01.pdf
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Seit einigen Jahren ist der Begriff »Bildungsgerechtigkeit« in der Welt. 
Nach wenigen früheren Erwähnungen erfährt der Begriff größere Verbrei-
tung erst im Bildungsjournalismus nach PISA (in den Studien selber wird 
er vermieden, vgl. Brenner 2008, S. 30). 2010 wurde er von Bundesbil-
dungsministerin Schavan im Zuge einer viel zitierten Rede auf der Didacta 
zur bildungspolitischen Herausforderung erklärt. Einige Wissenschaftler 
fragen, was bleibt, wenn man ihn seines rhetorischen Pathos entkleidete: 
Wann ist Bildung gerecht? Und woran sollte man das messen? 
Als persönliches Attribut verstanden »ist Bildung sicher das Ungerech-
teste, was es gibt. Nicht nur ist sie total ungleich, sie verschafft auch 

-
sem Hintergrund zeichnen sich Kategorien ab, mit denen der Zusammen-
hang zwischen Bildung und Gerechtigkeit erhellt werden kann: Gleichheit, 
Verdienst und soziale Effekte.
Die Gleichheitskategorie ist in der Debatte dabei die beherrschende, 
angefangen vom Menschenrecht auf Bildung (Art. 26 der UN-Charta), 
das allen gleichermaßen zukommen soll (aber in Deutschland keinen Ver-
fassungsrang hat), bis hin zu den heute dominanten Themen der unglei-
chen Chancen- und Teilhabeverteilung. In Bezug auf die Schuldiskussion 

heute international gültige Slogan für das Problem der Chancengleichheit 
heißt: No Child Left Behind. ... Es ist nicht gesagt, dass die Spitze gleich 
sein muss, aber es muss dafür gesorgt werden, dass alle Schüler im Blick 
auf ein möglichst hohes Minimum lernen können, was sie lernen sollen 
und wollen.« Dass ungleiche Bildungskarrieren nicht per se ethisch prob-

ist auf ungleiche Ausgangssituationen zu richten, zumal wenn die »prinzipi-
elle Ungleichheit des Anfangs strukturell verankert ist und diese Ungleich-
heit nicht auf die individuelle Leistungsfähigkeit bzw. die individuell unglei-
chen Anlagen zurückgeht« (ebd., S. 25). Gemessen am Anspruch, solche 
ungünstigen Startbedingungen zu korrigieren, ist unser Bildungssys-

 
»BILDUNGS-
GERECHTIGKEIT«
Peter Brandt / Monika Kil

Literatur

Ambos, I. unter Mitarbeit von Weiland, M. 
(2010): Angebots- und Themenstrukturen. In: 
Deutsches Institut für Erwachsenenbildung 
(Hg.): Trends der Weiterbildung. DIE-Trendana-

Sicht der Bildungswissenschaft. In: Deutscher 

Reutter, G. (2010): Inklusion durch Weiterbil-
dung – für Langzeitarbeitslose eine utopische 

aus verfassungsrechtlicher Sicht. In: Deut-

15–21

Weitere zitierte Literatur in der Spalte rechts.

Dr. Peter Brandt und PD Dr. Monika Kil leiten 
das Daten- und Informations- bzw. das For-
schungs- und Entwicklungszentrum am Deut-
schen Institut für Erwachsenenbildung (DIE).

Kontakt: brandt@die-bonn.de; kil@die-bonn.de

gerechtigkeit
bildung
und

gerechtigkeit
bildung
und
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tem bekanntermaßen eines der schlechteren – das hat PISA eindrucksvoll 
belegt. Und die Weiterbildungsforschung konnte mit ihren Erkenntnissen 
zu den sozialen Disparitäten der Weiterbildungsteilnahme mühelos 

immer wieder schafft, Bildungsferne für Weiterbildung zu interessieren 
und neue Zugänge zu ermöglichen (vgl. etwa steigende Teilnahmezahlen 
im Bereich Grundbildung; in: Ambos 2010). Im vorliegenden Heft wird 
den sozialen Ungleichheiten der Ansatz regionaler Ungleichheit als 
komplementäres Gerechtigkeitsproblem hinzugefügt (Herbrechter u.a., 
S. 27–30).
Die Kategorie Verdienst ist in der Debatte um Gerechtigkeit in der Bil-
dung eher zweitrangig. Sie taucht im Kontext der Leistungsgerechtigkeit 
auf: Ein leistungsgerechtes Bildungssystem belohnt dabei unterschied-

-
ten). Dass dabei je nach individueller Startbedingung unterschiedliche 
Anstrengungsleistungen -
tung zu erbringen, ist nur eine der „ungerechten“ Seiten der Leistungs-
gerechtigkeit. Das Thema »Verdienst« wird im vorliegenden Heft z.B. auf 
das Thema Entlohnung in der Weiterbildung bezogen (Mania/Strauch, 

Und schließlich die sozialen Effekte: Sie fokussieren den Gesichtspunkt 
Verteilungsgerechtigkeit. »Das öffentliche Bildungswesen muss vorhan-
dene Ressourcen fair, also mit der Möglichkeit allseitiger Teilhabe ver-
teilen. … gefordert ist hierbei nicht eine ergebnisblinde Zufallsmethode, 
wohl aber die Rationalisierung von Vergabeverfahren durch vorab fest-
gelegte Kriterien« (Wißmann 2008, S. 25). Faktisch erfolgen öffentliche 
Investitionen in Weiterbildung oft sozial unausgewogen zugunsten von 
Ertragsgrößen wie Beschäftigungswahrschein lichkeit und Einkommen 

vielversprechend, den Blick zu weiten auf die sog. -
ning. Empirische Studien haben gezeigt, dass die Teilnahme an Erwachse-
nenbildung generell zu positiven Veränderungen in Verhalten und Einstel-
lungen führen kann, z.B. größere gesellschaftliche Beteiligung, Erhöhung 
von Toleranz gegenüber speziellen Bevölkerungsgruppen und gesündere 
Lebensführung. Allerdings sind diese sozialen Effekte oft indirekt und 
subtil und nicht formelhaft nachweisbar. Eine inklusionsförderliche Rolle 
kann z.B. auch die Weiterbildung von Langzeitarbeitslosen haben, wenn 
sie nicht nur als Wiedereingliederungshilfe in das Beschäftigungssystem 
verengt wird, sondern soziale Nahbeziehungen stabilisieren hilft (vgl. 
Reutter 2010). 
Die Reise durch die verschiedenen Dimensionen im Spannungsfeld von 
Bildung und Gerechtigkeit zeigt, dass nur der Begriff Bildungsgerechtig-
keit neu ist – die in ihm mitgeführten Problematiken sind so alt wie die 
Weiterbildungsdebatte selbst.

Literatur zum Thema
Baumert, J. u.a. (Hg.) (2006): Herkunftsbe-
dingte Disparitäten im Bildungswesen. Diffe-
renzielle Bildungsprozesse und Probleme der 
Verteilungsgerechtigkeit. Vertiefende Analysen 
im Rahmen von PISA 2000. Wiesbaden

Berger, P.A./Kahlert, H. (Hg.) (2005): Instituti-
onalisierte Ungleichheiten. Wie das Bildungs-
wesen Chancen blockiert. Weinheim 

Bil-
dungsgerechtigkeit. Fachtagung 2008. 
Dokumentation. URL: www.lehrerverband.de/
Bildungsgerechtigkeit.pdf

Hadjar, A. (Hg.) (2011): Geschlechtsspezi-
 Systema-

tischer Überblick zur Frage der Bildungs-
ungleichheit zwischen den Geschlechtern. 
Wiesbaden

Bil-
dung, Politik und Menschenrecht. Ein ethi-
scher Diskurs. Bielefeld

Bil-
dungsgerechtigkeit – Interdisziplinäre Pers-
pektiven (Forum Bildungsethik 8). Bielefeld

Hinzen, H./Schmidt-Behlau, B. (Hg.) (2008): 
The Right to Education in the Context of 
Migration and Integration. Bonn

Hopf, W. (2010): Freiheit – Leistung – 
Ungleichheit. Bildung und soziale Herkunft in 
Deutschland. Weinheim

Kronauer, M. (Hg.) (2010): Inklusion und Wei-
terbildung.
Teilhabe in der Gegenwart. Bielefeld

Liebau, E./Zirfas, J. (Hg.) (2008): Ungerechtig-
keit der Bildung – Bildung der Ungerechtig-
keit.

Miller, D. (2008): Grundsätze sozialer Gerech-
tigkeit. Frankfurt a.M. u.a.

Münk, H.J. (Hg.): Wann ist Bildung gerecht? 
Ethische und theologische Beiträge im inter-
disziplinären Kontext (Forum Bildungsethik 1). 
Bielefeld

Nussbaum, M. (2010): Die Grenzen der 
Gerechtigkeit – Behinderung, Nationalität 
und Spezieszugehörigkeit. Frankfurt a.M.

Bildung und Gerechtig-
keit. Zur historischen Vergewisserung der 

Recht auf Bildung. 
Zum Besuch des Sonderberichterstatters der 

Weiter-
bildung und Gerechtigkeit (Heft 3)

vbw – Vereinigung der bayerischen Wirtschaft 
e.V. (Hg.) (2007): Bildungsgerechtigkeit. Jah-
resgutachten 2007. Wiesbaden
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DIE: Frau Ministerin, auch wenn es die 
Bildung nicht in die deutsche Verfas-
sung geschafft hat – für Sie als (Wei-
ter-)Bildungspolitikerin ist »Bildungs-
gerechtigkeit« Programm. Auf Ihrer 
Website steht der Begriff ganz vorn. 
Was verstehen Sie darunter?
Löhrmann: Jeder Mensch muss die 
Chance und die Möglichkeit haben, 
seine Bildungspotenziale zu entwickeln, 
also zu entfalten, was in ihm steckt. 
Unabhängig davon, ob er ein Handi-
cap hat oder besondere Begabungen. 
Und er bzw. sie sollte diese Chance 
unabhängig von Herkunft und sozialem 
Status haben. Für die Gesellschaft 

ganz individuellen Förderung. Im Übri-
gen können wir uns auch keinen ein-
zigen hoffnungslosen Fall leisten. Die 
Leitlinie heißt: Kein Kind behindern und 
kein Kind zurücklassen. 

DIE: Sie sehen Bildungsgerechtig-
keit also sowohl als ein individuelles 
Anspruchsrecht auf Potenzialentfaltung 
als auch als eine soziale Herausfor-
derung. Angesichts knapper Kassen 
stellt sich aber immer wieder das Pro-
blem des Ressourceneinsatzes: Wie 
balancieren Sie die Rechte auf Lebens-
chancen und die Rechte auf leistungs-
gerechte Förderung im Ernstfall aus? 
Welches Gerechtigkeitsprinzip steht bei 
Ihnen an erster Stelle – Leistungsge-
rechtigkeit oder Chancengerechtigkeit? 
Löhrmann: -
bar ist – das meine ich mit »Kein Kind 
zurücklassen und kein Kind behindern«. 
Kein Kind darf sich im Unterricht lang-
weilen, keines soll überfordert werden. 
Wir müssen uns der Heterogenität stel-
len. Eine alle Unterschiede nivellierende 
Ergebnisgleichheit ist ja nicht das Ziel. 
Aber wir müssen besser werden in der 
Breite und in der Spitze.

DIE: Ja, das Prinzip Bildung zielt, 
wie einige Bildungsforscher sagen, 

zunächst einmal auf Differenz. Aber 
noch mal: Welche Gerechtigkeitsprin-
zipien bestimmen die Förderung: Hat 
das in der Schule erfolgreiche Kind, 
das immer neue Entwicklungspoten-
ziale erschließt, den gleichen Förder-
anspruch wie das benachteiligte Kind, 
dem die Teilhabechancen erst mühsam 
ermöglicht werden müssen? 
Löhrmann: Wir dürfen öffentliche Mittel 
nicht immer nach dem Gießkannenprin-
zip verteilen. Ungleiches muss ungleich 
gefördert werden. Ein Bildungssystem 
wird auch daran gemessen werden, wie 
viel sozialen Aufstieg es ermöglicht. 
Diesen Bildungsaufstieg zu steuern ist 
eine wichtige Aufgabe für den Staat, die 
Gesellschaft und die Bildungspolitik als 
Kernkompetenz des Landes. Wir müs-
sen zum Beispiel den Sozialindex wei-
terentwickeln, damit wir klug steuern 
können. Die Frage lautet: An welchen 
Stellen ist es sinnvoll und notwendig, 
zusätzliche Förderung zu gewähren.
 

DIE: Wir müssen dringend über die 
Weiterbildung sprechen: Was sind Ihre 
Ziele im Blick auf eine Weiterbildungs-
Gerechtigkeit?
Löhrmann: Erwachsenen- und Weiter-
bildung bietet ein ungeheures Poten-
zial, das für das Bildungssystem noch 
nicht genügend erschlossen wurde. 
Bereits in Eltern-Kind-Gruppen werden 
die ersten wichtigen Wurzeln gelegt, in 
regionalen Bildungsnetzen, im Lernen 

Kita und Schule erfolgen. Weiterbildung 
hat eine grundsätzlich wertschätzende 
Herangehensweise, die im Schulbereich 
manchmal fehlt. Weiterbildung wird 
immer da notwendig, wo das reguläre 
Schulsystem an seine Grenzen stößt, 
etwa bei der Berufsvorbereitung oder 
beim Nachholen von Schulabschlüssen 
im Rahmen der zweiten oder dritten 
Chance. Weiterbildung schafft wichtige 
biographische Anschlussmöglichkeiten.

DIE: Wir wissen aus der Weiterbil-
dungsforschung, dass unser Weiterbil-
dungssystem die sozialen Disparitäten 
der anderen Sektoren fortschreibt. Die 
Kompensationsfunktion, auf die Sie 
abheben, greift nicht, wie sie sollte. Wie 
können Sie als zuständige Landesmi-
nisterin hier, etwa über eine gerechte 
Mittelverteilung, exklusionsverhindernd 
steuern?
Löhrmann: Zunächst müssen wir sys-
tematisieren, den Flickenteppich und 
die Puzzlestücke zu einem Gesamtbild 
fügen, Synergien erzeugen. Viele Men-
schen wissen nicht, wie niedrigschwel-
lig Angebote der Erwachsenenbildung 
sind. Es ist also wichtig, eine vernünf-
tige Beratungsstruktur auszubauen. 
Überall, wo wirkungsvoll über die Wei-
terbildungsmöglichkeiten informiert 
wird, zeigen sich entsprechend positive 
Effekte. Veränderungen auf der Infra-
strukturseite sind das eine. Daneben 
müssen wir über die Ziele reden. Wir 
erwägen, Mittel des Weiterbildungsge-

Erfreut nehmen wir zur Kenntnis, dass 
die grüne Schulministerin -

auch engagierte Ministerin für 
Weiterbildung ist. Getroffen haben wir 
sie am Rande der Mitgliederversamm-
lung der Landesarbeitsgemeinschaft 
für katholische Erwachsenen- und 
Familienbildung am 11. Februar. Die 
Fragen stellte . 

»DIE BREITE DER GESELLSCHAFT ERREICHEN«
NRW-Ministerin Sylvia Löhrmann im Gespräch über Weiterbildung und Gerechtigkeit
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setzes nicht mehr allein mit der Gieß-
kanne zu verteilen, sondern in einem 
Konsens mit den beteiligten Verbänden 
und Einrichtungen zu Zielvereinbarun-
gen und neuen Impulsen zu kommen. 
Solch ein Ziel kann zum Beispiel sein: 
bildungsferne Schichten, Menschen mit 

vermehrt zu erreichen. Wenn man sich 
ansieht, wer bisher die Angebote tat-
sächlich nutzt, dann bildet das noch 
nicht die Gesellschaft ab. Daran müs-
sen wir arbeiten – lösungsorientiert 
und ohne falschen Aktionismus, weil 
wir wissen, wie wertvoll die Arbeit der 
Einrichtungen ist.

»Brückenmenschen«

DIE: Hinderlich dürfte aber weiterhin 
sein, dass eine kohärente Landeswei-
terbildungspolitik aufgrund der Zersplit-
terung der Zuständigkeiten über meh-
rere Ministerien kaum möglich ist. 
Löhrmann: Richtig ist: Wir haben die 
Verantwortung für Familienbildung und 
politische Bildung bei Ute Schäfer, der 
Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport. Alles was mit Arbeit 

ressortiert bei Guntram Schneider, 
dem Minister für Arbeit, Integration und 
Soziales. Eine gewisse Federführung für 
koordinierende Aktivitäten sehe ich bei 
mir. Ich betrachte es aber als Vorteil, 
wenn ein Thema wie die Weiterbildung 
in die Breite der Regierung wirkt und 
nicht nur ein Ressort dafür Verantwor-
tung trägt. Solche übergreifenden Pers-
pektiven sind wichtig. Nehmen Sie zum 
Beispiel das Stichwort Verbraucherbil-
dung. Es werden bei Anbahnungen von 
Telefonverträgen immer diejenigen über 
den Tisch gezogen, die sich nicht wehren 
können. Es gibt ein riesiges Potenzial für 
Lebensbildungskompetenz. Und Lebens-
bildungskompetenz hat mit Wirtschaft 
zu tun, hat mit Umwelt zu tun, hat mit 
Ernährung zu tun. Da müssen alle an 
einem Strang ziehen und alle Fakten 
beleuchtet werden. Umso besser, dass 
diese Regierung so gut zusammenar-
beitet.

DIE: Ich verstehe noch nicht recht. Wie 
bringen Sie die Frage der Verbraucher-
bildung denn in Ihre Weiterbildungspo-
litik ein? 
Löhrmann: Angenommen, wir haben 
diese Zielvereinbarungen, von denen 
ich eben sprach. Und dort gäbe es den 
Konsens, dass Lebensbewältigungs-
kompetenz ein Kernziel ist. Dann kann 
die Weiterbildung mit ihrem breiten 
Netz von Trägern dazu beitragen, sie zu 
stärken, und zum Beispiel 

-
cherzentrale kooperieren, 
die auch vom Land geför-
dert wird. Ich stelle mir das 
sehr lohnend vor.

DIE: Es muss ja nicht 
immer nur die Politik 
verantwortlich sein: Was 
können denn die Akteure in 
der Weiterbildungs-Praxis 
tun, um unser Bildungssys-
tem gerechter zu machen? 
Löhrmann: Die öffentlich 
geförderten Einrichtungen 
leisten hier bereits einen 
wichtigen Beitrag. Sie ste-
hen für ein ganzheitliches 
Bildungsverständnis, wie 
ich es auch vertrete: per-
sönlichkeits- und gesellschaftsbezo-
gene Kompetenzen sind ebenso wichtig 

lebt die Weiterbildung vor. Sie muss 
aber noch erfolgreicher die bildungs-
fernen Zielgruppen erreichen und sich 
aktiv in lokale Bildungsnetze einbrin-
gen, in denen bisher hauptsächlich 
die Volkshochschulen breit vertreten 
sind. Man erreicht die Menschen mit 
Bildungsangeboten am besten vor 

Nebeneinander und zu wenig Mitein-
ander. Schule und Bildung können 

Verzahnung kommt. Hier brauchen wir 
Brückenmenschen.

DIE: Was sind Brückenmenschen?
Löhrmann: Das sind Menschen, die 
über den Tellerrand schauen und 
Chancen zur Kooperation erkennen, 

die Brücken bauen. Eine katholische 
Bildungseinrichtung fragt sich viel-
leicht, warum nicht mehr Teilnehmende 
aus bestimmten Milieus kommen.  
500 Meter entfernt ist eine Schule, 
in der sie sich mit einem Angebot 
sinnvoll einbringen könnte. Wir wollen 
mit allen Beteiligten zusammenwir-
ken, gerade auch im Blick auf den 
Anspruch der Inklusion in unserem 
Bildungssystem.

DIE: Was heißt denn »Anspruch der 
Inklusion«? 
Löhrmann: Das heißt: anerkennen, 
dass die Menschen, wie sie sind, dazu-
gehören. Politischer Ausgangspunkt 
für uns ist der Auftrag des Parlaments, 
einen Inklusionsplan zu erarbeiten zur 
Umsetzung der Behindertenrechtskon-
vention. Inklusion heißt hier, weiter zu 
gehen als beim Konzept der Integration, 
das dadurch gekennzeichnet ist, dass 
man die Menschen hinein holen will. 
Sie gehören vielmehr dazu, so wie sie 
da sind. In diesem Sinne bezieht sich 
Inklusion auch auf weit mehr als nur 
auf die Menschen mit Handicaps. Die 
Weiterbildung kann hier zu einer wer-
teorientierten Herangehensweise eine 
Menge beitragen.

DIE: Vielen Dank, Frau Löhrmann, und 
viel Erfolg!

Im Anschluss an das Gespräch überreichte DIE-Redakteur 
Peter Brandt der Ministerin Heft 1/2011 zum Thema evidenz-
basierte Steuerung. Im Blick auf den Titel mit der Frage »Kopf 
oder Zahl?« antwortete Löhrmann: »Für mich ganz klar: Kopf. Es 
geht um jeden Einzelnen, keiner darf zurückgelassen werden.«
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Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und FDP für die 17. Legislaturpe-

-
det sich ein Kapitel, das mit dem Titel 
»Bildungsrepublik Deutschland« über-
schrieben ist. Dieses Kapitel beginnt 
mit einem programmatischen Auftakt 

-
gung für die innere und äußere Freiheit 
des Menschen« und »Voraussetzung für 
umfassende Teilhabe des Einzelnen in 
der modernen Wissensgesellschaft«. 
Aus diesem Grund wird Bildung von der 
schwarz-gelben Koalition als ein Bür-
gerrecht verstanden, und der verbreite-
ten Bildungsarmut wird der politische 
Kampf angesagt. Ein solches bürger-
rechtliches Verständnis von Bildung 

einem Buch dargelegt und aufgrund 
dieses normativen Bildungsverständ-
nisses für eine aktive Bildungspolitik 
plädiert. Bildung wolle er als Teil der 
Sozialpolitik verstanden wissen (vgl. 

Diese Idee greift die Koalition nun über 
vierzig Jahre später auf und erklärt, 
dass es ihr Ziel sei, »mehr Chancenge-
rechtigkeit am Start, Durchlässigkeit 
und faire Aufstiegschancen für alle [zu] 

 
normativ imprägnierten Bildungsdiskurses

BILDUNG UND  
GERECHTIGKEIT

Axel Bohmeyer

Es herrscht Einigkeit darüber, dass insbesondere der »PISA-Schock« 
Bewegung in die bildungspolitische Debatte der Bundesrepublik 
gebracht hat – vor allem hinsichtlich der gerechtigkeitsrelevanten 
Aspekte der Auseinandersetzung. Seitdem besetzt der Begriff Bildungs-
gerechtigkeit eine prominente Stellung im bildungspolitischen Diskurs. 
Jedoch bleibt umstritten, was genau unter diesem Begriff zu verstehen 
ist, weshalb Axel Bohmeyer hier eine systematische Klärung unternimmt.

ermöglichen«. Mit dem Begriff Chancen-
gerechtigkeit verwenden die Verfasser/
innen des Koalitionsvertrags einen oft-
mals genannten Gerechtigkeitsbegriff 
der derzeitigen Bildungsdebatte, der das 

-
rechtigkeit offensichtlich verdeutlichen 

-
litionsvertrag hinaus in der bildungspoli-
tischen Debatte bzw. in der Debatte um 
die Bildungsgerechtigkeit aber auch wei-
tere Gerechtigkeitsbegriffe. Dazu zählen 
der Begriff Leistungsgerechtigkeit und 
der Begriff Teilhabegerechtigkeit bzw. 
Beteiligungsgerechtigkeit. Angesichts 
dieser Vielfalt von Begriffen, der oftmals 
diffusen Verwendung im Zusammen-
hang bildungspolitischer Debatten 
und der vorgenommenen Kombination 
unterschiedlicher Gerechtigkeitsbegriffe 
zeigt sich die Notwendigkeit einer Syste-
matisierung, um so eine Schneise in das 

Gerechtigkeitsdiskurse im Zusammen-
hang der bildungspolitischen Debatten 
zu schlagen. 

-
xion, sich den gesellschaftlichen Forma-
tionen und Institutionen zuzuwenden, 

des Individuums entzogen sind, die 
aber die strukturellen Voraussetzungen 
für das Gelingen des individuellen

Bildung als Schlüssel zur  
gesellschaftlichen Partizipation

Lebensentwurfs sind und insofern die 
notwendige Bedingung zur Möglichkeit 
der gesellschaftlichen Teilhabe dar-
stellen. Versteht man nun die moderne 
Gesellschaft wie die schwarz-gelben 
Koalitionäre zeitdiagnostisch als eine 
Wissensgesellschaft, dann wird sehr 
schnell deutlich, dass in einer solchen 
Gesellschaft Bildung eine zentrale Rolle 
für die gesellschaftliche Teilhabe des 
Individuums spielt. 

Jenseits aller berechtigten Kritik an 
voreiligen Vereinfachungen der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit (vgl. zum 
zeitdiagnostischen Gehalt der Wis-
sensgesellschaft kritisch Nolda 2001), 
stellt Bildung ein notwendiges, wenn 
auch nicht hinreichendes Gut moderner 
Lebensführung dar. Die individuelle 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
hängt in modernen Gesellschaften tat-
sächlich sehr stark von der Bildung des 
Einzelnen ab. »In einer demokratischen 
Gesellschaft ist Bildung ein zentrales 
Freiheitsgut, insofern sie die individu-
elle Freiheit im Sinne der Fähigkeit zum 
selbstbestimmten und verantwortlichen 
Handeln sichert und steigert« (Mandry 
2006, S. 2). 

Das gilt auch oder gerade mit Blick 
auf die Integration der Menschen in 
den Arbeitsmarkt kapitalistisch und 
liberal organisierter Gesellschaften. 
»In arbeitsteiligen Gesellschaften kann 
man die Ziele der eigenen Lebensfüh-
rung nur verfolgen, indem man durch 
formale Bildungsprozesse sich Kompe-
tenzen aneignet, die die Voraussetzung 
für Anerkennung und Integration in die 
Interaktion mit anderen sind« (ebd.). 
Insofern ist es folgerichtig, über die 
gerechtigkeitsrelevanten Aspekte des 
Bildungssystems nachzudenken (vgl. 
auch Heimbach-Steins 2005). 
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In pluralistisch verfassten liberalen 
Gesellschaften sind nicht alle Bürger/
innen gleichermaßen in das Bildungs-
system inkludiert. Die Bildungsverläufe 
von Individuen unterscheiden sich (zum 
Inklusionsbegriff, der hier nicht system-

Chancengerechtigkeit  
im Bildungssystem

theoretisch verwendet wird, vgl. 

artikulierte Anspruch des Lebens-
langen Lernens sehr unterschiedlich 
interpretiert, und es zeichnen sich bei-
spielsweise in der Erwachsenenbildung 
höchst unterschiedliche Beteiligungs-
formen und Beteiligungsgrade ab. Eine 
solche Vielfalt von Bildungskarrieren 
kann als erwünscht gelten. Als ethisch 
problematisch sind die ungleichen 
Bildungskarrieren dann zu bewerten, 
wenn sie bereits am Anfang des Bil-
dungssystems vorgezeichnet sind, eine 
prinzipielle Gleichheit der Ausgangssi-
tuation also nicht vorliegt, wenn also 
vielmehr eine prinzipielle Ungleichheit 
des Anfangs strukturell verankert ist 
und diese Ungleichheit nicht auf die 
individuelle Leistungsfähigkeit bzw. die 
individuell ungleichen Anlagen zurück-
geht.

Nun haben die internationalen PISA-
Studien belegt, dass soziale Herkunft 
und erzielte Bildungsleistungen – und 
damit auch die weitere Beteiligung am 
Bildungssystem – in der Bundesrepublik 
Deutschland wesentlich enger als in 

verknüpft sind (vgl. Baumert u.a. 2006). 

Abbau der zu diesem Zeitpunkt verbrei-
teten konfessionellen, regionalen und 

bei den Bildungsleistungen geführt. 
Hingegen hat es keinen Abbau der 

gegeben (vgl. dazu Allmendinger/Nikolai 
2006). Die Möglichkeit des Übergangs 
von der Grundschule zum Gymnasium, 
der erfolgreiche Besuch desselben 

und die Aufnahme eines Hochschul-
studiums sind nach wie vor von der 
sozialen Herkunft abhängig. So hat die 

Studentenwerkes ergeben, dass sich 
die herkunftsbedingten Disparitäten im 
Hochschulwesen als relativ stabil erwei-
sen. Kinder aus Selbstständigen- und 
Beamtenfamilien – in denen mindes-
tens ein Elternteil ein Studium absolviert 
hat – haben beim Hochschulzugang seit 
jeher die höchste Beteiligungsquote. 
Ihre Studierchance ist gegenüber Kin-
dern aus Arbeiterfamilien etwa fünf Mal 
so hoch (vgl. BMBF 2010). Die empiri-
sche Bildungsforschung fasst die Ergeb-
nisse dieser »Sozialvererbung« wie folgt 
zusammen: »Die starke Koppelung der 
sozialen Herkunft mit Bildungserfolgen 
in Deutschland verweist darauf, dass 
in Deutschland Chancengerechtigkeit 
und Kompetenzerwerb ungünstig kombi-
niert sind« (Allmendinger/Nikolai 2006, 
S. 35). 

Diese strikte Koppelung zwischen sozi-
aler Herkunft und Bildungskarriere wäre 
ethisch dann unproblematisch, wenn 
sich die unterschiedlichen Bildungsver-
läufe auf der Grundlage von abweichen-
den naturalen Anlagen bzw. Fähigkeiten 
erklären ließen. Die Unterschiede im 
Leistungsniveau der Schüler/innen sind 
auf dieser Ebene aber nicht erklärbar, 
können also nicht naturalisiert wer-
den. Stattdessen lässt sich empirisch 
nachweisen, dass Schüler/innen mit 
niedrigerer sozialer Herkunft für eine 
Gymnasialempfehlung mehr leisten 
müssen als Schüler/innen aus höheren 
Gesellschaftsschichten (vgl. Ditton u.a. 
2005). 

Diese durch die Schule initiierte Repro-
duktion der Ungleichheit setzt sich 
dann während des Karriereverlaufs im 
Bildungssystem fort. Hier zeigt sich, 
dass das deutsche Bildungssystem 
einen diskriminierenden Charakter 
hat und insofern im Sinne der Chan-
cengerechtigkeit »durchfällt«. Dabei 
hatte Wilhelm von Humboldt in seinem 
Königsberger Schulplan vom 27. Sep-

antiständisches und universales – Bil-
dungssystem propagiert: »Jeder, auch 
der Aermste, erhielte eine vollständige 
Menschenbildung, […] jede Intellectu-
alität fände ihr Recht und ihren Platz, 
keiner brauchte seine Bestimmung frü-
her als in seiner allmäligen Entwicklung 
selbst zu suchen«. 

In diesem Verständnis der Chancenge-
rechtigkeit kann also auch von Chan-
cengleichheit gesprochen werden (vgl. 
zu einer philosophischen Verhältnisbe-
stimmung von Gerechtigkeit und Gleich-

-
gende Gleichheit der Möglichkeiten 
ist eine notwendige Bedingung, damit 
individuelle Leistungen auf der Ebene 
des Verdienstes überhaupt miteinander 
verglichen werden können.

Beteiligungsgerechtigkeit  
im Bildungssystem

In Erweiterung zu dem skizzierten Sinne 
des Begriffs Chancengerechtigkeit liegt 
der besondere Ertrag der Beteiligungs-
gerechtigkeit ausschließlich darin, dass 
hier die prekäre Teilhabe bestimmter 
Gruppen ausdrücklich in den Blick 

Beitrag der Beteiligungsgerechtigkeit 
besteht in der expliziten Berücksichti-
gung einer neuen Perspektive, die ins-
besondere als Sicht der Ausgeschlos-
senen, Benachteiligten und Armen 
rekonstruiert und in den Gerechtigkeits-

Begriff Chancengerechtigkeit materiell 
nichts Neues zu. Systematisch lässt 
sich also zuspitzen: Ein beteiligungs-
gerechtes Bildungssystem ist chan-
cengerecht und ein chancengerechtes 
Bildungssystem ist beteiligungsgerecht. 
Gleiche Chancen sind die Vorausset-
zung einer gerechten Beteiligung im 
Bildungssystem. 
Wenn es um die Chancengerechtig-
keit im (deutschen) Bildungssystem 
schlecht bestellt ist, dann gerät damit 
auch die normative Grundlage des 
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Denn die Bewertung der individuellen 
Bildungsanstrengungen erfolgt auf der 
normativen Grundlage des Verdienst-
prinzips. Entsprechend den individu-
ellen Möglichkeiten und Fähigkeiten 
bilden sich individuelle Bildungsverläufe 
heraus, die eben nicht mit der Herkunft 
des Einzelnen korrelieren dürfen. 

Leistungsgerechtigkeit  
im Bildungssystem

Wenn aber die unterschiedlichen Bil-
dungsabschlüsse, die Bildungserfolge 
bzw. Bildungsmisserfolge nicht das 
Ergebnis einer meritokratischen, also 
verdienst- oder fähigkeitsorientierten 
Auswahl sind, sondern die soziale 
Herkunft die soziale Platzierung im 
Bildungssystem bzw. die Bildungskar-
rieren bestimmt, dann beruht das Bil-
dungssystem zwar auf der normativen 

-

ist nur eine Selbstzuschreibung oder 
-

dem behält das Prinzip der Leistungs-
gerechtigkeit seine Berechtigung: Denn 
eine liberale Gesellschaft, die sich 
am Prinzip der Chancengerechtigkeit 
orientiert, kann nur Bildungschancen 
zur Verfügung stellen, nicht gleiche 
Bildungsergebnisse. Die individuelle 
Bildungsanstrengung und Bildungs-
aneignung kann unterstützt werden, 
Chancengerechtigkeit darf aber nicht 
mit Ergebnisgleichheit verwechselt wer-
den – genauso wenig führt im Übrigen 
das Prinzip der Verteilungsgerechtigkeit 
zu materieller Gleichheit. 

Anders formuliert: Es gibt ein Men-
schenrecht auf den Zugang zu einer – 
weit zu verstehenden – Grundbildung, 
aber es gibt kein Recht auf gute Noten. 
Ein Bildungssystem, das die gleichen 
Verwirklichungschancen aller strukturell 
in den Blick nimmt, muss zugleich auch 
Anreizstrukturen schaffen, die die Ent-
faltung der individuellen Anlagen und 
Fähigkeiten befördern und in diesem 
Sinne Ungleichheit produzieren. 
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Der Beitrag gibt einen Überblick über 
die Bedeutungsgehalte des Begriffs 
Bildungsgerechtigkeit. Dabei nähert er 
sich dem Thema aus sozialethischer 
Sicht und nimmt aktuelle politische 
Debatten als Ausgangspunkt. Im 
komplexen Diskurs um Bildung und 
Gerechtigkeit zeichnen sich vor allem 
die Konzepte der Chancengerechtig-
keit, Beteiligungsgerechtigkeit und Leis-
tungsgerechtigkeit als relevant ab. Der 

-
tisierung, die für eine profunde Analyse 
der gerechtigkeitsrelevanten Aspekte 
des Bildungssystems unabdingbar ist. 
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(UN-)GLEICHHEIT IN DER 
WEITERBILDUNG UNTER 

Mit dem Gerechtigkeitsbegriff lässt 
sich vieles in Verbindung bringen. So 
verweisen beispielsweise Fragen der 
Angemessenheit, Ausgewogenheit, 
Vergleichbarkeit oder Gleichheit auf 
verschiedene Wertmaßstäbe, die sich 
alle mehr oder minder explizit auf das 
Thema Gerechtigkeit beziehen. Unter 
den vielen möglichen Auslegungen 
wird Gerechtigkeit spontan oftmals 
mit Gleichheit assoziiert: Insbeson-
dere demokratische Gesellschaften 
orientieren sich in ihrer Verfassung 
und Rechtsprechung an Gleichheits- 
und Gerechtigkeitsprinzipien (z.B. das 
Grundgesetz, die amerikanische Unab-
hängigkeitserklärung, Losungsworte 
der Französischen Revolution), aber 
auch verschiedene wissenschaftliche 
Disziplinen wenden sich der Gerech-
tigkeitsthematik im Sinne von Gleich-
heit beziehungsweise bestehender 
Ungleichheit zu. 

Neben der Philosophie oder der 
Politikwissenschaft macht insbeson-
dere die Soziologie das Phänomen 
der Ungleichheit gesellschaftlicher 

Dörthe Herbrechter / Franziska Loreit / Michael Schemmann

Lebensverhältnisse zu ihrem Hauptge-
genstand (vgl. Korte/Schäfers 2000). 
Dabei werden unter dem Begriff soziale 
Ungleichheit zumeist unterschiedliche 
Teilhabechancen an gesellschaftlich 
bedeutsamen Gütern wie Bildung, Ein-
kommen oder Beruf diskutiert, die im 
Zuge von Modernisierungsprozessen 

weiter auseinanderzustreben drohen 
(vgl. Schäfers/Lehmann 2010, S. 331; 
Hradil 2000). Üblicherweise wird 
die konkrete Ausprägung ungleicher 
Lebensbedingungen mit der jeweiligen 
sozialen Position eines Menschen im 
gesamtgesellschaftlichen Gefüge zu 
erklären versucht. Beiträge der jünge-
ren, soziologisch geführten Debatte 
machen jedoch darauf aufmerksam, 
dass auch der Wohnsitz und sein nähe-
res regionales Umfeld als so genannte 
»territoriale« Ungleichheitsdimension 

S. 8).

Die Weiterbildungsteilnahmeforschung 
kommt zu ähnlichen Befunden wie die 
soziologischen Untersuchungen. Aller-

Soziale Ungleichheiten sind zentraler Gegenstand der Bildungsfor-
schung. Allerdings scheint die Debatte bisher eine zentrale Dimension 
des Gerechtigkeitsthemas nicht ausreichend in den Blick genommen zu 
haben: die »territoriale Ungleichheit«. Diese Forschungslücke wird vom 
vorliegenden Beitrag exemplarisch geschlossen, indem das Weiterbil-

Gerechtigkeitsthemas analysiert wird. Ziel ist der empirische Nachweis, 
dass regionale Strukturbedingungen zu Disparitäten in der Erreichbar-
keit von Weiterbildungsangeboten führen.

dings ist bei ersterer die Betrachtung 
von Ungleichheit in räumlicher Perspek-
tive bisher allenfalls sporadisch vorge-
nommen worden (vgl. z.B. Feldmann/
Schemmann 2006; Wittpoth 2006). 

Der vorliegende Beitrag sucht diese 
Leerstelle zu schließen, indem er das 
Gerechtigkeitsthema anhand der Fak-
toren »territoriale Ungleichheit« und 
»Weiterbildungsteilhabe« aufschlüsselt. 
Ausgangspunkte sind dabei vorliegende 
(bildungs-)politische Bestimmungen 
auf Bundesebene (Grundgesetz, Raum-
ordnungsgesetz) oder europäischer 
Ebene (ESF), die auf gleiche oder doch 
zumindest sich angleichende Lebens-

abstellen. So heißt es etwa in §1, 
Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes: 
»Leitvorstellung […] ist eine nachhaltige 
Raumentwicklung, die die sozialen und 
wirtschaftlichen Ansprüche an den 
Raum mit seinen ökologischen Funktio-
nen in Einklang bringt und zu einer dau-
erhaften, großräumig ausgewogenen 

-
verhältnissen in den Teilräumen führt« 

anstelle von gleichen (nur noch) von 
gleichwertigen Lebensverhältnissen 
die Rede ist, dokumentiert sich hierin 
auf rechtlicher Ebene die Grundorien-
tierung, auch territorialen Formen der 
Ungleichheit entgegenwirken zu wollen. 

Ungleichheiten scheinen also Gegen-
stand nicht nur der theoretischen, son-
dern auch der praxisbezogenen Ausein-
andersetzung zu sein.

Region und Gerechtigkeit

Im Folgenden werden regionale Unter-
schiede der Erreichbarkeit von Weiter-
bildung nicht anhand rechtlich-politi-
scher Erklärungen, sondern auf Basis 
empirischer Analysen beleuchtet. 
Hierzu wird in einem ersten Schritt 
anhand von quantitativen Daten, 
welche für den hessischen Weiterbil-
dungsbericht 2010 erhoben wurden 
(vgl. Schemmann/Seitter i.E.), die regi-
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onale Verteilung der Weiterbildungs-
landschaft für das Bundesland Hessen 
genauer betrachtet. In einem zweiten 
Schritt folgt eine abschließende Dis-
kussion der Befunde unter besonderer 
Berücksichtigung des Gerechtigkeits-
themas im Sinne territorialer (Un-)
Gleichheit.

Die Datengrundlage bezieht sich auf 
die organisierte hessische Weiterbil-
dung. Daher fanden in Anlehnung an 
das Anbieterverständnis des wbmo-
nitors ausschließlich Einrichtungen 
Berücksichtigung, die in organisierter 
Form »[…] Weiterbildung als Haupt- 
oder Nebenaufgabe regelmäßig oder 
wiederkehrend offen zugänglich anbie-
ten. […] Verfolgt wird ein Betriebs-
stättenkonzept, wonach regionale 
Niederlassungen/Zweigstellen als 
eigene Anbieter behandelt werden, 
nicht jedoch reine Schulungsstät-
ten« (Dietrich/Schade/Behrensdorf 
2008, S. 20). Von der Untersuchung 
ausgeschlossen waren folglich selbst-
ständige Trainer, Einrichtungen, die in 
der Region nur gelegentlich agieren, 
indem sie lediglich punktuell Kurs-
räume anmieten, oder Weiterbildung 
in Gestalt des selbstgesteuerten Ler-
nens. 

Nach einer zwölfmonatigen Recherche- 

2010) konnten für den Raum Hessen 
-

richtungen erhoben werden. Unter den 

-
nengesellschaften vertreten, gefolgt 

n=375) und Einrichtungen in öffent-

Dabei handelt es sich mit 53 Prozent 
(n=786) oftmals um Anbieter mit einer 

wohingegen primär allgemein orien-
tierte Angebote nur knapp 11 Prozent 
(n=176) ausmachen (Mischformen: 35 

der hessischen Anbieterlandschaft hat 
sich zudem in ihrer inhaltlichen Breite 
spezialisiert. Denn mit 80 Prozent 

die lediglich ein bis drei Fachberei-
che vorhalten gegenüber Mehrspar-

genannten Allroundern mit mindestens 
13 verschiedenen Fachbereichen 

Um das so zusammengesetzte Anbie-
tergefüge nun auf seine Verteilung im 

 untersuchen zu 
können, wurde zunächst die in Regio-
nalentwicklungsprogrammen nach wie 
vor wirksame administrative Einteilung 
in Regierungsbezirke (RB) zugrunde 
gelegt. Insgesamt setzt sich Hessen 
aus den drei Regierungsbezirken Kas-
sel, Gießen und Darmstadt zusammen 
(s. Abb. 1). Diese Regierungsbezirke 
unterscheiden sich sowohl sozialstruk-
turell als auch hinsichtlich ihrer Anbie-
terzahl erkennbar voneinander. Auf den 
einwohnerstärksten Regierungsbezirk, 
Darmstadt, entfällt mit 61 Prozent 

-
benen Anbieter, während die weniger 
dicht besiedelten Regierungsbezirke 
Kassel und Gießen auch eine deutlich 
geringere Anbieterzahl aufweisen (RB 

Trotz dieser ungleichen Verteilung 
der Anbieter ergibt sich innerhalb der 

einzelnen Regierungsbezirke in organi-
sationsstruktureller Hinsicht ein ähnli-
ches Bild, wie für den gesamten Raum 
Hessen bereits beschrieben: Es über-

Angebotsschwerpunkten (RB Kassel 53 

wenigstens 70 Prozent (RB Kassel 

Weiterbildungsangebote maßgeblich 
durch spezialisierte Spartenanbieter 
bereitgestellt. 

»Vergleichbare 
Lebensverhältnisse«

Mit Blick auf die Forderung nach 
vergleichbaren Lebensverhältnissen 
liefern diese ersten Auswertungen 
also keine näheren Hinweise auf je 
ungleich ausgeprägte Anbieterkon-
stellationen. Denn obwohl sich die 
Einrichtungen zahlenmäßig durchaus 
unterschiedlich verteilen, dominieren 
dennoch in allen drei Regierungsbezir-
ken ähnliche organisationsstrukturelle 
Merkmale der Anbieter (z.B. tendenziell 

-
-

Spartenanbietern). 

Da bei diesem Auswertungsvorgehen 
die Kategorie Raum allerdings nur 
über die Regierungsbezirke Berück-
sichtigung fand, sind in einem zweiten 
Schritt zusätzliche Berechnungen 
vorgenommen worden, die neben die-
ser relativ groben Einteilung auch die 
strukturräumliche Gestalt innerhalb 
der einzelnen Bezirke einschließen. 
Hierfür sind gesetzlich festgeschrie-
bene Raumkategorien herangezogen 
worden, deren rechtliche Grundlage 
das oben bereits zitierte Raumord-
nungsgesetz darstellt und die daher 
auch im Kontext der Bemühungen um 
möglichst gleichwertige Lebensver-
hältnisse zu sehen sind. Im Allgemei-
nen beachten diese Raumkategorien 
sozial- und infrastrukturelle sowie 

Abb. 1: Regierungsbezirke Hessens

Quelle: Schemmann/Seitter i.E.
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ökonomische Bedingungen. Jede 
Kategorie beschreibt eine Gruppe von 
Teilräumen, »die eine vergleichbare 
Bevölkerungsdichte und eine ähnliche 
Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur auf-
weisen oder die sich durch einen ver-
gleichbaren Problemhintergrund aus-
zeichnen« (Bundesamt für Bauwesen 

gemäß dem Landesentwicklungsplan 
des Bundeslandes Hessen folgende 
strukturräumliche Kategorien unter-
schieden (vgl. HMWVL 2000; vgl. RP 
Südhessen 2000; vgl. RP Mittelhessen 
2001; vgl. RP Nordhessen 2000). So 
genannte Verdichtungsräume stellen 
die Kategorie für regionale Agglome-
rationen dar. Diese Gebiete zeichnen 
sich durch einen hohen Siedlungs- und 

-
städterungsrate und eine überdurch-
schnittliche Bevölkerungsdichte aus. 
Sie sind von überregionaler Bedeutung 
insbesondere für die Bereiche Arbeit 
und Versorgung (vgl. Bundesamt für 

unterschieden, die über die gleichen 
Merkmale verfügen wie Verdichtungs-
räume. Ihre polyzentrische Struktur, 
die Zahl und Dichte der Einwohner, die 
verfügbaren Arbeitsplätze sowie Bebau-
ung und Verkehr sind jedoch deutlich 
geringer ausgeprägt. Laut Landesent-
wicklungsplan sind Verdichtungsräume 

sie werden von diesen jedoch getrennt 

Als dritte Raumkategorie ist diejenige 
des ländlichen Raumes zu nennen, die 
Gebiete mit relativ geringer Einwoh-
nerdichte und mit geringer Zahl von 
Arbeitsplätzen, Bebauung und Verkehr 
umfasst (Bundesamt für Bauwesen … 

»Ungleiche  
Anbieterversorgung«

Werden nun mit Blick auf die (Un-)
Gleichheitsthematik die Strukturräume 
hinsichtlich ihrer Anbieterversorgung 
verglichen, so ergeben sich Gemein-

samkeiten und Unterschiede (s. Abb. 2). 
Denn obgleich über die Regierungsbe-
zirke hinweg in allen Strukturräumen 
Weiterbildungseinrichtungen vorhanden 
sind, fällt ihre Verteilung gemäß der 
hier vorgestellten Erhebung deutlich 
anders aus. Deutlich wird hierbei, dass 
mit zunehmendem Verdichtungsgrad 
der Anteil an Gemeinden steigt, die 
innerhalb des jeweiligen Strukturrau-
mes (durch mindestens eine Einrich-
tung) mit einem Weiterbildungsangebot 
versorgt werden. D.h., die Bewohner 

Angebot. Dieser Befund fällt in allen 
drei Regierungsbezirken ähnlich aus. 
Eine Abweichung ist nur für den Regie-
rungsbezirk Kassel festzustellen. Dort 
fällt das Verhältnis von »Gemeinden 
mit Anbietern« zu »Gemeinden ohne 

-
nungsraum und Verdichtungsraum zwar 
ebenfalls besser aus als im ländlichen 
Raum, jedoch ist die Konstellation im 
Verdichtungsraum weniger günstig. Eine 

Lage dieser »Gemeinden ohne Anbieter« 
zeigt, dass sie sich in unmittelbarer 
Nachbarschaft zur kreisfreien Stadt 

-
lich durch das Kasseler Angebot mitver-
sorgt werden.

Diese für die einzelnen Regierungsbe-
zirke nachweisbare Befundlage einer 
mit steigendem Verdichtungsgrad 
zunehmenden Konzentration von 
»Gemeinden mit Anbietern« spiegelt 
sich auch im regierungsbezirksüber-
greifenden Vergleich der Struktur-
räume wider. Während im Kasseler 
Verdichtungsraum die Relation der 
unterschiedenen Gemeindegruppen 
nahezu ausgeglichen ist, fällt der Anteil 

im Gießener Verdichtungsraum schon 
erkennbar günstiger aus. Das beste 
Verhältnis liegt jedoch im Darmstädter 
Verdichtungsraum vor: Hier ist in über 
zwei Dritteln aller Gemeinden ein Wei-
terbildungsangebot in der unmittelba-
ren Umgebung erreichbar. 

Mit Blick auf das anfangs entfaltete 
Verständnis von Gerechtigkeit im Sinne 
gleicher Lebensbedingungen weisen 
die Ergebnisse also auf eine räumliche 
beziehungsweise territoriale Ungleich-
heitsdimension des Weiterbildungsan-

Einwohnerzahlen bezogen auf Gemeindeebene, Stichtag 30.06.2010; Quelle: Statistisches 
Landesamt Hessen

Abb. 2: Gemeinden mit/ohne Weiterbildungsanbieter je Strukturraum  
gruppiert nach Regierungsbezirken
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gebots
untersuchten Ungleichheiten entlang 
von Faktoren wie Geschlecht, soziale 
Lage, Migrationshintergrund, Alter usw. 

Dimension von Ungleichheit zu berück-
sichtigen. 

»Zentrum-Peripherie-Differenz«

Dabei deuten die Befunde der hessi-
schen Anbietererhebung in zweierlei 
Hinsicht auf eine ungleiche regionale 
Erreichbarkeit von Weiterbildung hin. 
Zum einen herrscht innerhalb der 
Regierungsbezirke eine Zentrum-Peri-
pherie-Differenz vor. Diese zeigt sich 
darin, dass die ländliche Bevölkerung 
größere räumliche Distanzen zu über-
winden hat, um Weiterbildungsange-
bote aufsuchen zu können. Denn die 
Wahrscheinlichkeit, die gewünschte 
Bildungsveranstaltung direkt vor der 
Haustür besuchen zu können, ist in 
allen drei Regierungsbezirken ungleich 
verteilt und steigt mit dem zunehmen-
den strukturräumlichen Verdichtungs-
grad des Wohnortes. Zum anderen 
zeichnet sich jenseits der Regierungs-
bezirksgrenzen ein Süd-Nord-Gefälle 
ab, da sogar in den begünstigten Ver-
dichtungsräumen die Möglichkeiten, ein 
wohnortnahes Weiterbildungsangebot 
nutzen zu können, regional verschieden 
sind. So können die Einwohner des 
Kasseler Verdichtungsraumes Weiterbil-
dungsangebote trotz ihrer vorteilhaften 

die Einwohner des Darmstädter Ver-
dichtungsraumes. Denn dort streuen 
die Weiterbildungsanbieter weiter in die 

verdichteten Gemeinden vertreten sind.
Dieser doppelte Ungleichheitsbefund 

soll nun nicht zum Ausgangspunkt für 
eine Grundsatzdiskussion zur Herstel-
lung gleicher Lebensverhältnisse im 
Sinne von identischen Weiterbildungs-
möglichkeiten in den jeweiligen Struk-
turräumen werden. Dass hierbei Glei-

sein muss, wird bereits durch einen 

entsprechenden Vermerk im Raumord-
nungsgesetz nahegelegt. Dort heißt es 
in §2, Absatz 2 unter anderem: »Ländli-
che Räume sind unter Berücksichtigung 
ihrer unterschiedlichen wirtschaftlichen 
und natürlichen Entwicklungspotenziale 
als Lebens- und Wirtschaftsräume mit 
eigenständiger Bedeutung zu erhalten 
und zu entwickeln […]« (Raumordnungs-

den Zusammenhang von Gerechtigkeit 
und Weiterbildungsteilnahme zu über-
denken, wie sich eine sozial gerechte 
Weiterbildungsarbeit unter Anerken-
nung regionaler Differenzen und Beson-
derheiten gestalten lässt.
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Gerechtigkeitskonzepte und Diskussionsstand

 
IN DER WEITERBILDUNG

Ewelina Mania / Anne Strauch

Seit Jahren gibt es eine rege Debatte über die Beschäftigungssituation, 
die Entlohnung und die sozialen Rechte der Beschäftigten in der Wei-

»Prekariat«, »Dumpinglöhne«, »Hungerlöhne«, »Tagelöhner« auf. Inwiefern 
ist die Bezahlung in der Weiterbildung jedoch als »ungerecht« einzustu-
fen? Wann ist ein Lohn »gerecht«? Kann ein Lohn überhaupt »gerecht« 
sein? Diese Fragen sollen hier vor dem Hintergrund der aktuellen Perso-
nalsituation im Weiterbildungssektor beantwortet werden. 

Die Kluft zwischen Niedriglöhnen und 
guter Bezahlung in der Weiterbildung 
ist tief. Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft wendet sich mit 
einem Schwarzbuch gegen die »unzu-
mutbaren Arbeitsbedingungen« in der 
Weiterbildung (vgl. GEW 2010). Insbe-
sondere die Honorare von Lehrenden 
in Integrationskursen und im Bereich 
der SGB II und III geförderten Weiterbil-
dung, die oft unter zehn Euro pro Unter-
richtseinheit liegen, werden dabei stark 
kritisiert. Auf der anderen Seite gibt 
es Bereiche – vor allem in der privat 

– in denen sich diese prekäre Situation 
nicht abzeichnet. Nicht selten werden 
für Managementfortbildungen oder 
betrieblich organisierte Fortbildungs-
seminare Stundenlöhne in Höhe von 
100 bis 250 Euro gezahlt. Von Vergü-
tung an der Armutsgrenze kann hier 
also nicht die Rede sein. 

Um die Lohngerechtigkeit in der Weiter-
bildung zu diskutieren, müssen u.a. die 
Heterogenität des Weiterbildungssek-
tors und die Vielfalt der Tätigkeits- bzw. 
Beschäftigungsverhältnisse berück-
sichtigt werden. Die Diskrepanzen in 
den Löhnen sind dementsprechend 
zum Teil auf die Vielfalt der Träger 

und Verbände, Angebotsformen, Ziel-
gruppen und Themenfelder sowie die 
unterschiedlichen Fördertöpfe und poli-
tischen Zuständigkeiten zurückzufüh-
ren. Weiterhin muss bedacht werden, 
dass die Bedeutung des Einkommens 
eine mehr oder weniger große Rolle 
spielt, abhängig davon, ob es sich um 
Festangestellte und Honorarkräfte 
handelt, die ihren Lebensunterhalt aus-
schließlich oder überwiegend mit Wei-
terbildung verdienen, oder um Ehren-
amtliche oder Lehrkräfte, die neben 
einem Hauptberuf oder nur sporadisch 
unterrichten. Eine »prekäre Lage« wird 

lehrenden Honorarkräfte diagnostiziert 
und als Trend markiert (vgl. Mania/

Bevor die Komplexität des Lohnge-
rechtigkeitsbegriffs skizziert und seine 
Anschlussfähigkeit an die aktuellen Dis-
kurse in der Weiterbildung geprüft wird, 
werden aktuelle Zahlen zu Honoraren in 
der Weiterbildung präsentiert. 

Nach Angaben einer von der Max-
Traeger-Stiftung in Auftrag gegebenen 
Studie beträgt das monatlich verfüg-
bare Haushaltsnettoeinkommen der 
selbstständigen Honorarkräfte in der 

allgemeinen Weiterbildung zwischen 
800 und 1.100 Euro monatlich (vgl. 

S. 8). Im Gegensatz dazu ist die 
Beschäftigungslage der Weiterbildner/

Segment weniger unerfreulich. Hier 
kann bei Honorarkräften immerhin ein 
durchschnittliches Nettoeinkommen 
von 3.300 Euro verzeichnet werden 

Das Netzwerk Weiterbildung – das 
Netzwerk für die Beschäftigten der 
Weiterbildungsbranche, organisiert vom 
Fachbereich Bildung, Wissenschaft und 
Forschung in ver.di – hat die Honorar-
einträge auf mediafon (www.mediafon.
de), einem ver.di-Beratungsservice 
für Selbstständige, ausgewertet (vgl. 

Nur 13,1 Prozent der ausgewerteten 
Honorare liegen bei über 25 Euro pro 
Unterrichtseinheit. Im Zeitraum von 

Weiterbildung 72 Prozent der ausgewer-
teten Honorarsätze unter 20 Euro pro 
Unterrichtseinheit. 

Ein »gerechter« Lohn  
für die Weiterbildung

Auffallend schlecht werden Hono-
rarkräfte in öffentlich geförderten 
Bildungsbereichen vergütet, wo der 
Durchschnittshonorarsatz circa 16 Euro 
pro Unterrichtseinheit beträgt. Das 
betrifft die von der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) geförderten Maßnahmen, 
wozu auch Bewerbungstrainings oder 
Integrationskurse gehören. Zu den 
besser bezahlten Bereichen können 
lediglich die Hochschulen und die privat 

gezählt werden. In den Hochschulen 
-

-
richtseinheit verzeichnet werden, wobei 
die Spanne von 15 bis zu 250 Euro pro 
Unterrichtseinheit reicht (vgl. ebd.). In 
der Abbildung 1. wird die Spannbreite 
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der Honorarsätze in der Weiterbildung 
für unterschiedliche Bereiche visu-
alisiert. Im Sinne eines allgemeinen 

absoluten und relativen Unterschiede 
in der Lohnhöhe »rational begründbar, 
transparent, verständlich und nicht 

willkürlich sein« (Kropp 2001, S. 305). 

ob ein Lohn gerecht ist, fehlen jedoch, 
da es sich bei »Gerechtigkeit« um einen 
normativen Begriff handelt.

Lohngerechtigkeitskonzepte  
in der Betriebswirtschaftslehre

Ein spannender Diskurs zu »Lohnge-
rechtigkeit« wird in der Personalwirt-
schaft, einem Bereich der Betriebs-
wirtschaftslehre, geführt (siehe dazu 

Lohmann/Schirmer 2008; Kropp 2001; 

wird zwischen absoluter und relativer 
Lohngerechtigkeit unterschieden. Ent-
sprechend der Argumentation, dass 
der Gerechtigkeitsbegriff normativ 

ist, wird davon ausgegangen, dass es 
»absolute Lohngerechtigkeit« wegen der 
unterschiedlichen Interessen und Wert-
vorstellungen nicht geben kann. Durch 
die Rückbeziehung auf verschiedene 
»Ersatzgerechtigkeiten«, d.h. idealtypi-
sche Differenzierungen und Hilfskrite-

jedoch eine »relative Lohngerechtigkeit« 
hergestellt werden. Meistens werden 
dabei folgende Kriterien berücksichtigt 
und gemessen:

Anforderungsgerechtigkeit
Leistungsgerechtigkeit
Verhaltensgerechtigkeit
Sozialgerechtigkeit
Marktgerechtigkeit

In der Praxis und auch politisch stellt 
sich die Frage, wie diese »Teilgerech-
tigkeiten« umgesetzt und gewichtet 
werden sollen, um eine möglichst 
hohe relative Lohngerechtigkeit herzu-
stellen. Um die Frage zu beantworten, 
wie ein gerechter Lohn für die Wei-
terbildung ermittelt werden könnte, 
werden nun die Kriterien Marktgerech-

Sozialgerechtigkeit näher erläutert, da 
sie sehr anschlussfähig an aktuelle 
Diskussionsstränge in der Weiterbil-
dung sind. 

Marktgerechtigkeit

Die Höhe der Löhne kann nach dem 
Marktgerechtigkeitsprinzip auf dem 
Arbeitsmarkt je nach Wettbewerbs-
situation unterschiedlich ausfallen. 

ergibt sich das marktgerechte Ent-
gelt aufgrund der Entgeltvergleiche 
verschiedener Unternehmen auf dem 
Markt. Das Prinzip der Marktgerechtig-
keit ist in der Weiterbildungsbranche 
weit verbreitet. Aus Sicht der Einrich-
tungen sind marktgerechte Löhne Vor-
aussetzung für die Wettbewerbsfähig-
keit: Sind die Löhne zu hoch, wird die 
Wirtschaftlichkeit erschwert. Gerecht 
erscheint es nach diesem Prinzip, dass 
sich der Lohn mit der Marktnachfrage 
nach bestimmten Arbeitsleistungen 
ändert. So kann es sein, dass in 
der Weiterbildung höhere Löhne (im 
Moment, in der Region, in der Branche 
oder für die Berufsgruppe) für gefrag-
tere Arbeitsleistung erbracht werden 
oder dass derjenige den Zuschlag 
erhält, der im Marktvergleich das güns-
tigste Angebot macht. 

Während die allgemeine und die poli-
tische Weiterbildung traditionell von 
kommunalen Volkshochschulen geleis-

Ländergesetze an den öffentlichen 
Dienst und an den BAT gekoppelt 
waren, begann unter dem von der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) einge-
führten Stichwort »Wirtschaftlichkeit 
und Wirksamkeit« ein Wandel in Rich-
tung marktgerechte Entlohnung. Die 
BA koppelte alle Förderungen an die 
Chance einer Vermittlung in den ersten 
Arbeitsmarkt und ging zum Vergabe-
verfahren über. Das bedeutete, dass 
in den meisten Fällen der Träger mit 
dem niedrigsten Preis den Zuschlag 
erhielt, selbst wenn er vorher nicht in 

 
n= 86, Stand: 22.07.2010 

Abb. 1: Spannen der Honorarsätze in der Weiterbildung
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diesem Bereich tätig war. Um Preise 
zu senken, wurden Löhne gedrückt. 
Neue Unternehmen stiegen mit in den 
Markt ein und gewannen mit Dumping-
löhnen Aufträge. Damit tarifgebundene 
Unternehmen konkurrenzfähig bleiben 
konnten, wurden Notlagentarifverträge 
abgeschlossen und die Entgelttabelle 
für Neueinstellungen gesenkt (vgl. Sing-

Eine andere Kategorie, die für Lohnge-
rechtigkeitskonzepte in der Weiterbil-
dung anschlussfähig sein kann, ist das 

Einem solchen Gerechtigkeitsprinzip 
folgend müssten Löhne entsprechend 

wesentlicher Wettbewerbsvorteil gese-
hen wird, steht hierbei im Mittelpunkt 
der Lohnbestimmung. Die Vielzahl an 

-

allerdings die Transparenz eines sol-
chen Lohngerechtigkeitsprinzips. Es 
existiert eine Vielzahl an Abschlüssen 

ander vergleichbar sind. Einerseits 
spiegelt dies die Vielzahl von Aufgaben 
in der Weiterbildung wider, andererseits 
ist dieser Zustand aber auch Ausdruck 

-
tischen Professionalitätsentwicklung 
des Weiterbildungspersonals. Die 

-
kationsrahmens und die Zuordnung 

könnten die Transparenz über die Quali-

Entlohnung ermöglichen. 

Sozialgerechtigkeit

Von einem sozialgerechten Lohn kann 
dann gesprochen werden, wenn der 
Sozialstatus und die damit verbunde-
nen Bedürfnisse einer Person berück-
sichtigt werden. Dabei werden meist 

Faktoren wie Kinder- und Familienzula-
gen, Alter, Altersvorsorge, Lohnzahlung 
bei Krankheit bzw. Unfall, Behinde-
rungen, Weihnachtsgeld/Urlaubsgeld 
beachtet (vgl. Christ/Lammert/Schnei-

Das Kriterium »Sozialgerechtigkeit« ist 
als Hauptbezugspunkt der Debatte zur 
Höhe der Honorare und zum Mindest-
lohn in der Erwachsenenbildung zu 
erkennen, die hauptsächlich von der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) geführt wird.  

Ein Honorar gilt aus dieser Perspek-
tive als »gerecht«, wenn es folgende 
zwei Forderungen erfüllt (vgl. Schulz-

ein angemessener Lebensstandard, 
-

tigen Beschäftigten angeglichen ist, 
ermöglicht werden. Wie ein »angemes-

ermittelt wird, wird jedoch nicht weiter 
ausgeführt. Es wird nur darauf verwie-
sen, dass sich die Beschäftigung einer 
freien Honorarkraft für den Träger wirt-
schaftlich, im Sinne der Kosteneinspa-
rungen, nicht lohnen darf. Zum anderen 
soll der Aufbau einer armutssicheren 
Altersvorsorge ermöglicht werden, 
wobei hier auf die Modellrechnung der 
Hans-Böckler-Stiftung Bezug genom-
men wird (vgl. ebd., S. 5f.). Da eine 
selbstständige Honorarkraft die Bei-

-
tenversicherung alleine zu erbringen 
hat, müsse jedes Honorar grundsätzlich 
einen Sozialversicherungszuschlag 
von circa 20 Prozent beinhalten. Unter 
Berücksichtigung dieser Faktoren wird 
von der gewerkschaftlichen Seite die 
Höhe eines Mindesthonorars von 25 
Euro pro Unterrichtseinheit für Selbst-
ständige festgelegt. 

In der Mindestlohndebatte, die in den 
letzten Jahren sehr intensiv geführt 
wurde (siehe dazu ausführlich Koob/

die Verbesserung der Situation von 
Honorarkräften, sondern um die Auf-

beschäftigten Weiterbildner/innen im 

Bereich des SGB II/III in das Arbeitneh-
merentsendegesetz. Mit einem Fehlen 
des öffentlichen Interesses begründet, 
wurde der von den Tarifvertragspar-
teien (ver.di, GEW und BBB) gestellte 
Antrag auf Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) abgelehnt. 
Der geforderte Mindestlohn (vgl. ver.
di/GEW/BBB 2008) für Mitarbeiter/
innen im Bereich Verwaltung in Höhe 

innen in Höhe von 12,28 Euro (West) 

bewilligt worden.

»Keine einfachen Lösungen«

Nach der Auseinandersetzung mit dem 
Begriff »Lohngerechtigkeit« wird deut-
lich, dass es keine einfachen Lösungen 
bei der Bestimmung der Honorar- bzw. 
der Lohnhöhe gibt. Es kann jedoch 
versucht werden, möglichst viele Kri-
terien und Faktoren zu berücksichti-
gen, um eine möglichst hohe relative 
Gerechtigkeit zu erreichen. Je besser 
dies gelingt, indem transparent und 
verständlich kommuniziert wird, desto 
eher wird in der Gefühlswelt eines Mit-
arbeiters der Lohn als »angemessen« 
oder »fair« empfunden. 

die deutsche Arbeitsgesellschaft seit 
einigen Jahren in einem tiefgreifenden 
Wandel. Neben der Reform der sozia-
len Sicherungssysteme wandeln sich 
u.a. auch die Prinzipien, nach denen 
die Beschäftigten entlohnt werden. 
An die Stelle einer Mischung aus Leis-
tungsprinzip (»Leistung muss sich loh-
nen«) und Gleichheitsprinzip (»Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit«) tritt demnach 
ein Strukturwandel hin zum Markt-
prinzip, indem im zunehmenden Maße 
die Entlohnung an den ökonomischen 
Erfolg des Unternehmens bzw. Arbeit-
gebers gekoppelt wird. Als Ausdruck 
dieser Veränderungen können für den 
Weiterbildungsbereich u.a. die oben 
beschriebenen Praktiken der Bundes-
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agentur für Arbeit bei der Vergabe von 

werden. 

Die Prinzipien Marktgerechtigkeit, 
-

gerechtigkeit scheinen für die Entloh-
nung in der Weiterbildung aktuell am 
anschlussfähigsten. Marktgerechtigkeit 
scheint das am weitesten verbreitete 
Modell zu sein, wodurch Dumpinglöhne 
oder Löhne jenseits der Armutsgrenze 
überhaupt erst entstanden sind. Die 

-
kationsgerechtigkeit erscheint derzeit 
schwierig, da eine Vergleichbarkeit der 

aufgrund des Fehlens eines systema-
tischen Professionalitätsentwicklungs-
modells noch nicht gegeben ist. Prinzi-
piell könnte Entlohnung jedoch schon 
jetzt an das Vorhandensein eines 
Studienabschlusses oder den Nachweis 
einschlägiger Fortbildungen gekoppelt 
werden. Am tragfähigsten ist aus unse-
rer Sicht das Prinzip der Sozialgerech-
tigkeit, da mit diesem Modell Aspekte 
der sozialen Absicherung und der Exis-
tenzsicherung angesprochen sind. 

Das von der Berliner Volkshochschule 
entwickelte »Berliner Modell« verbindet 
Faktoren der Sozialgerechtigkeit und 

werden die negativen Auswirkungen 
der Marktgerechtigkeit gemildert (www.
berlin.de/imperia/md/content/baneu-
koelln/vhs/pdfdokumente/merkblatt_
antrag.pdf). 

Im »Berliner Modell« werden nicht nur 
soziale Faktoren wie Beitragszuschläge 
zur Renten- und Krankenversiche-
rung oder Urlaubsgeld, sondern auch 

berücksichtigt, da eine abgeschlossene 
wissenschaftliche Hochschulausbildung 

auf die Höhe des Honorars haben (vgl. 

stellt das Modell eine Annäherung an 
eine »relative Lohngerechtigkeit« dar. 
Um die prekäre Situation der Lehren-
den zu entschärfen, wäre es wün-

schenswert, wenn sich möglichst viele 
Weiterbildungsträger an der Volkshoch-
schule Berlin ein Beispiel nehmen und 
das dort entwickelte Modell überneh-
men und ggf. noch erweitern würden. 
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»Prekäre Arbeit«, »Entlohnung an der 
Armutsgrenze« und »Forderung nach 
Mindestlohn« sind Stichworte, die die 
Situation des Weiterbildungspersonals 
und die Debatten darüber widerspie-
geln. Im Rahmen des Beitrages wird 
die Lohngerechtigkeit in der Weiterbil-
dung diskutiert, wobei auf das Konzept 
der »relativen Lohngerechtigkeit« aus 
der Betriebswirtschaftslehre zurückge-
griffen wird, da es vielfältige Bezugs-
punkte zu der aktuellen Debatte im 
Bereich der Erwachsenenbildung/
Weiterbildung aufweist. Als besonders 
anschlussfähig und relevant für die 
Entlohnung in der Weiterbildung zeigen 
sich dabei die Prinzipien Marktgerech-

Sozialgerechtigkeit.
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Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte verankert die Forderung auf 
gleichen Zugang zu Bildungschancen 
für alle Menschen, frei von Diskrimi-
nierung und »ohne irgendeinen Unter-
schied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, poli-
tischer oder sonstiger Überzeugung, 
nationaler oder sozialer Herkunft, Ver-
mögen, Geburt oder sonstigem Stand« 
(Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, Art. 2, Abs. 1). Doch was für 
eine Bildung ist gemeint? Die Begriffe 
»Grundschulunterricht« und »grundle-
gende Bildung« werden nebeneinander 
genannt. Weiterhin wird Bildung kate-

höhere Bildung. Diese Einteilung macht 
deutlich, dass es hier um formale Bil-
dung geht, die in Institutionen vermittelt 
wird.

Gleiche Bildungschancen 
 für alle Menschen

In Artikel 13 des Internationalen Pakts 
über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte (IPwskR: auch UN-

wurde das in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte proklamierte Recht 
auf Bildung im Sinne eines kulturellen 

Der globale Bildungsdiskurs aus menschenrechtlicher 
Perspektive

GIBT ES EIN RECHT AUF 
LEBENSLANGES LERNEN?

Maren Elfert

der Menschenrechte der Vereinten Nationen ein Recht auf Bildung ver-
ankert. Damit war vor allem das Recht auf Grundbildung angesprochen. 
Jedoch zeigt sich im Zeitalter der beschleunigten Globalisierung und des 
rapiden Umbaus aller gesellschaftlichen Verhältnisse die Notwendigkeit 
des Lebenslangen Lernens immer deutlicher. Wie steht es aber um die 
Verankerung eines Rechts auf Lernen im Erwachsenenalter?

UN-Sozialpakt basiert in hohem Maße 
auf der »Convention against Discrimi-

dieses Artikels erläutert die Werte, die 
Bildung vermitteln soll, nämlich »dass 
die Bildung auf die volle Entfaltung der 
menschlichen Persönlichkeit und des 
Bewusstseins ihrer Würde gerichtet sein 
und die Achtung vor den Menschenrech-
ten und Grundfreiheiten stärken muss« 
(UN-Sozialpakt, Art. 13, Abs. 1).

In der Folge geht es wiederum um 
institutionelle Bildung (Grundschulun-
terricht, Fach- und Berufsschulwesen, 
Hochschulunterricht) (ebd., Abs. 2). Ein 
Abschnitt widmet sich der Grundbildung, 
die gefördert und vertieft werden soll 
»für Personen, die eine Grundschule 
nicht besucht oder nicht beendet haben« 
(ebd., Abschnitt d.). Auch hier geht aus 
der Wortwahl hervor, dass sich für die 
Verfasser dieses Textes Lernen in Schu-
len oder Institutionen abspielt.
Spätere normative Dokumente haben 
das Verständnis von Bildung weiterent-

in internationalen, standardsetzenden 
Dokumenten das Menschenrecht auf Bil-
dung im Hinblick auf die Einbeziehung der 
non-formalen Bildung und zugunsten der 
Erwachsenenbildung erweitert. 

über die Entwicklung der Weiterbildung« 
(Nairobi Recommendation on the Deve-
lopment of Adult Education) verabschie-
det, auf deren Grundlage die Mitglied-

über die Entwicklung ihrer Erwachse-
nenbildungssysteme zu berichten. Die 

waren Meilensteine der Konzeptionali-
sierung und politischen Positionierung 
der Erwachsenenbildung. 

Ein weiterer Meilenstein in der Entwick-
lung eines erweiterten Bildungsbegriffs 
war die Weltbildungskonferenz von 

-
schiedeten »World Declaration on Edu-
cation for All« wird ein ganzheitliches, 
komplementäres Bildungssystem gefor-
dert, das die Perspektive des Lebens-
langen Lernens eröffnet.  

Grundbildung soll auf die Befriedigung 
»grundlegender Lernbedürfnisse« 
abzielen. Weiterhin wird die Rolle der 
Vermittlung kultureller und traditioneller 
Werte durch Bildung und ihre Bedeutung 
für die individuelle und gesellschaftli-
che Entwicklung betont. Diese unter 

Konferenz markierte den Beginn der 
Initiative »Bildung für Alle« (Education 
for All/EFA). Leider verschob sich bei der 
Folgekonferenz von Dakar, die im Jahr 
2000 stattfand, der Fokus wieder von 
einem umfassenden Grundbildungsbe-
griff in Richtung Grundschulbildung. Die 
EFA-Initiative wurde aus diesem Grund 
oft kritisiert (vgl. Torres 2001). Heute 

eine holistischere Perspektive von EFA, 
was sich in einer neuen Strategie des 
Bildungssektors niederschlagen wird.

Bildungskommissionen trugen entschei-
dend dazu bei, das Konzept des Lebens-

-

Wie wir leben lernen (Learning to be) als 
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Leitung von Edgar Faure eingerichteten 
Bildungskommission. Mit dem Faure-
Report wurde Lebenslanges Lernen 

»Bildung für das 21. Jahrhundert« eine 
weitere Bildungskommission unter dem 
Vorsitz von Jacques Delors eingesetzt, 

Lernfähigkeit: 
Unser verborgener Reichtum (Learning 
– The Treasure Within) vorlegte. 

»Lernfähigkeit als verborgener 
Reichtum«

Beide gelten als Standardwerke des 
Lebenslangen Lernens und vermitteln 
ein inklusives Konzept des Lernens, das 
nicht auf eine bestimmte Lebensphase 
beschränkt ist, sondern die gesamte 
Lebensspanne eines Menschen 
umfasst und alle Formen des Lernens 
(formales, non-formales und informelles 
Lernen) einschließt. Der Delors-Bericht 
betont den Wert von Bildung als Men-
schenrecht und etabliert den Begriff 
»Lifelong learning« gegenüber dem noch 
im Faure-Bericht verwendeten »Lifelong 
education«. Damit wurde ein Paradig-
menwechsel von »education« zu »lear-
ning« vollzogen. 

Diese Verlagerung des Fokus auf das 
lernende Individuum schlug sich auch in 
der Hamburg Declaration on Adult Lear-
ning nieder, dem Abschlussdokument 
der Fünften Internationalen Konferenz 

-

Die Hamburg Declaration hat wiederum 
das Belém Framework for Action (UIL 

-

stattfand, ist das aktuellste standard-
setzende Werk zur Erwachsenenbildung. 
Da das Belém Framework for Action von 
allen in Belém anwesenden Delegatio-
nen verabschiedet wurde, gibt es eine 
moralische und programmatische Rich-

-
der in der Regel folgen, auch wenn das 
Dokument keinen verbindlichen Cha-

rakter hat. In der Präambel des Belém 
Framework for Action wird Erwachse-
nenbildung als wesentliches Element 
des Rechts auf Bildung bestätigt (»adult 
education is recognised as an essential 
element of the right to education«, in: 
Belém Framework for Action, Pream-
ble, item 1; UIL 2010). Das Dokument 
betont die Bedeutung des Lebenslangen 
Lernens als Philosophie. Es sei »konzep-
tioneller Rahmen und organisierendes 
Prinzip aller Bildungsformen, basierend 
auf inklusiven, emanzipatorischen, 
humanistischen und demokratischen 
Werten« (Belém Framework for Action, 
item 7; UIL 2010). 

Doch bedeutet die Verankerung des 
Rechts auf (Erwachsenen-)Bildung und 
Lebenslanges Lernen in normativen 
Dokumenten, dass dieses Recht auch 
wirklich umgesetzt wird? Der UN-
Ausschuss für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte hat sich mit dieser 

-
deten Ausschuss, der beim Wirtschafts-
und Sozialrat der Vereinten Nationen 
angesiedelt ist, obliegt das Monitoring 
des Artikels 13 des UN-Sozialpakts. 
Er prüft die eingehenden Berichte der 
Vertragsstaaten, spricht Empfehlungen 
aus, berät einzelne Länder und leistet 
Mobilisierungsarbeit, um das Recht auf 
Bildung zu verwirklichen. Er trägt auch 
durch Kommentierungen zum besseren 
Verständnis und zur Aktualisierung der 
Interpretation der Vertragstexte bei. So 
hat er das in Artikel 13 des UN-Sozial-
pakts proklamierte Recht auf Bildung 

Demnach wird dieses Recht gekenn-
zeichnet durch Availability (Verfügbar-
keit), Accessibility (Zugänglichkeit), 
Acceptability (Annehmbarkeit) und 
Adaptability (Adaptierbarkeit) (Allge-
meine Bemerkung Nr. 13, Komitee für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Availability bezieht 
sich auf die ausreichende Verfügbarkeit 
und Qualität von Schulen. Bei Accessi-
bility geht es um den diskriminierungs-
freien Zugang zu Bildung. Acceptability 
bezieht sich auf die Relevanz und kul-

turelle Angemessenheit von (Schul-)Bil-
dung. Adaptability meint, dass Bildung 

-
derungen einstellen muss.

Availability, Accessibility,  
Acceptability und Adaptability als 

zentrale BIldungsprinzipien

Diese vier Strukturelemente der Bildung 
ermöglichen ein besseres Monitoring 
der Umsetzung des Rechts auf Bildung. 

-
gen. In aktuellen Referenzdokumenten 

genanntes Strukturelement participa-
tion (der Artikel 15 des Belém Frame-
work for Action widmet sich den Themen 
»participation, inclusion and equity« 
(UIL 2010)). Quality ist ein weiteres, und 
Relevance wird als Kriterium für Qualität 
genannt. Sowohl im Belém Framework 
for Action
erschienenen Global Report on Adult 
Learning and Education -
met sich ein Abschnitt des Kapitels über 
Qualität von Erwachsenenbildung dem 
Thema Relevanz als Qualitätsindikator. 
Als weiterer Indikator für Qualität wird 
Effectiveness (Effektivität) von Bildung 
genannt. Während sich die Elemente 
Availability und Accessibility in Participa-
tion Acceptability und 
Adaptability in Relevance, geht das Ele-
ment Effectiveness über die vier Forde-
rungen des Ausschusses für wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte 
hinaus. Bei diesem Kriterium geht es um 
die Frage, ob das Recht auf Bildung auch 
beinhaltet, dass bestimmte Lernergeb-
nisse erzielt werden.

Die Entwicklung von Indikatoren spielt 
eine immer größere Rolle im Monitoring 
des Rechts auf Bildung. Aber es ist 
schwierig, aussagekräftige Indikatoren 
zu entwickeln, und noch schwieriger ist 
es, sie anzuwenden. So sagt zum Bei-
spiel die ausreichende Bereitstellung 
von Alphabetisierungsprogrammen 
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noch nichts darüber aus, was die Men-
schen dort wirklich lernen, welche Werte 
ihnen dort vermittelt werden und welche 
Auswirkung die Teilnahme an diesen 
Programmen auf ihr Leben hat. Zwar 
gibt es vereinzelte Forschungsstudien, 
die diesen Fragen nachgehen, aber der-
art komplexe Untersuchungen können 
insbesondere von armen Ländern nicht 
umfassend geleistet werden. 

Die Umsetzung des Rechts auf Bildung 
ist in der Praxis höchst unterschiedlich. 
Nimmt man den Aspekt der Participa-
tion, lassen sich allein innerhalb Euro-
pas große Diskrepanzen feststellen. 
Die erste 2005/2006 durchgeführte 
vergleichende europaweite Erwachse-

teilgenommen haben, ergab sehr 
unterschiedliche Zahlen, mit den skan-
dischen Ländern im oberen Spektrum 
– die höchste Quote hat Schweden mit 

-
päischen und osteuropäischen Ländern 
im untersten Spektrum und Ungarn als 
Schlusslicht mit der niedrigsten Quote 

Insbesondere aus den Ländern des 
Südens gibt es kaum zuverlässige 
Angaben über Teilnehmerzahlen in 
Erwachsenenbildungsprogrammen. 
Man weiß aber, dass die Teilnahme an 
Erwachsenenbildung in den meisten 
dieser Länder gemessen am Bedarf 
erschreckend niedrig ist. Mindestens 
18 Prozent der Weltbevölkerung haben 
die Grundschule nicht abgeschlossen 
oder gar keine Schule besucht. In 
Lateinamerika betrifft das 30 Prozent 
der Bevölkerung, in den Arabischen 

der Sahara 50 Prozent, in Süd- und 
Westasien sogar 53 Prozent (ebd.)  Die 
meisten Länder konzentrieren sich 
auf den Ausbau des Millenniument-
wicklungsziels Grundschulbildung und 
vernachlässigen die Erwachsenen-

dafür nicht reichen, aber auch, weil die 
Erwachsenenbildung keine Priorität 
in der Entwicklungszusammenarbeit 

hat. Auch in Bezug auf die Qualität der 
Erwachsenenbildung sieht die Lage 
nicht anders aus. Es gibt zahlreiche 
gravierende strukturelle Probleme wie 
mangelnde Infrastruktur, viel zu wenige 

unzureichendes oder fehlendes Lern-
material. 

Die größte Herausforderung stellt jedoch 
das Kriterium Effectiveness dar. Es ist 
wenig darüber bekannt, was Menschen 
in Erwachsenenbildungsprogrammen 
wirklich lernen. Trotz großer Fortschritte 
in der Entwicklung von Nationalen Quali-

-
kennung und Akkreditierung non-for-
malen und informellen Lernens stehen 
solche Möglichkeiten derzeit nur sehr 
wenigen Lernern weltweit zur Verfügung. 
Es gibt viele Hindernisse für die Realisie-
rung des Menschenrechts auf Bildung 
für Erwachsene. Das zeigt sich schon an 

Millionen weltweit. Diese Zahl würde 
viel höher ausfallen, wenn es genauere 
Methoden gäbe, sie zu ermitteln. Frauen, 
die zwei Drittel dieser Gruppe ausma-
chen, sind immer noch stark diskrimi-
niert, insbesondere in Südasien, den 
Arabischen Staaten und einigen Regio-

nen Afrikas. Es gibt zahlreiche andere 
benachteiligte Bevölkerungsgruppen, 
die ein besonders hohes Risiko haben, 
vom Recht auf Bildung ausgeschlossen 
zu sein. Dazu gehören indigene Gruppen, 
kulturelle und religiöse Minderheiten 
sowie die ländliche Bevölkerung. In 
Europa haben 80 Millionen Erwachsene 
eine mangelnde Grundbildung. 20 Pro-
zent der 15-Jährigen in Europa verfügen 
laut der PISA-Studie über ungenügende 
Lesekompetenzen (vgl. Europäische 
Kommission 2011). Auch in Europa gibt 
es Bevölkerungsgruppen, die ein beson-
ders hohes Exklusionsrisiko haben. 
Dazu gehören Menschen mit Migrations-
hintergrund, arbeitslose und in Armut 
lebende Menschen. 

Die oben genannten standardsetzen-

ge nommen auf den bildungspolitischen 
Diskurs vieler Länder, aber es bleiben 
weltweit enorme Diskrepanzen, was 
die Anerkennung des Lebenslangen 
Lernens als bildungspolitisches Prinzip 
angeht. Die Europäische Union treibt 
wie keine andere Region in der Welt 
Lebenslanges Lernen als übergeordne-
tes Bildungsprinzip voran, das die Wett-
bewerbsfähigkeit der Region gewähr-
leisten soll. 

Alphabetisierung als Menschenrecht. Das Beispiel Afrika.  
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Auch einige asiatische Länder stützen 
ihren Wandel zu Wissensgesellschaften 
auf Lebenslanges Lernen. Ein beson-
ders eindrucksvolles Beispiel ist Südko-
rea, das als eines der wenigen Länder in 

zur Förderung des Lebenslangen Ler-
nens in seiner Verfassung festgeschrie-
ben hat (Art. 31). Mit dem »Lifelong Edu-
cation Act« wurde Lebenslanges Lernen 
gesetzlich umgesetzt. Ein »Academic 
Credit Bank System« ermöglicht die 
Vergabe von Studienabschlüssen auch 
außerhalb des formalen Systems. 

Thailand hat das Lebenslange Ler-
nen als Weg für sich entdeckt, um die 
Balance zu schaffen zwischen der 
rapide voranschreitenden Modernisie-
rung und der Erhaltung des reichen kul-
turellen Erbes. Lebenslanges Lernen ist 
dort nicht nur Bildungs-, sondern auch 
Entwicklungsstrategie. Zwei Schwer-
punkte dieser Strategie sind die früh-
kindliche Bildung und die Förderung des 
Lernens im Einklang mit der kulturellen 
Tradition.

Auch China hat das Lebenslange Lernen 
entdeckt, um den Herausforderungen zu 
begegnen, die die riesige Bevölkerung 
und die zunehmende Modernisierung 

haben vielfältige Lernbedürfnisse und 
-erfordernisse, auf die nur ein ganzheit-
liches Bildungssystem eingehen kann, 
das alle Bereiche von Schulbildung, 
Lernen am Arbeitsplatz, Lernen in Com-
munity-Einrichtungen, Fernuniversitäten 
und privaten Bildungseinrichtungen, Ler-
nen mit Hilfe von neuen Informations-
technologien usw. umfasst. Die großen 
Städte wie Peking und Shanghai sind 
»Learning Cities«, in denen jeder Bürger 
die Möglichkeit des Lernens haben 
soll. Allerdings gibt es in China mehr als 
10 Millionen Menschen, die es aufgrund 
mangelnder Grundbildung sehr viel 
schwerer haben, von diesen Lernmög-

Es gibt weitere Beispiele. Aber das Ver-
ständnis von Lebenslangem Lernen ist 

die den Diskurs des Lebenslangen Ler-
nens stark vorangetrieben hat, stellt 
dessen ökonomischen Wert für den 
Arbeitsmarkt in den Vordergrund. Die 

-
schen menschenrechtlichen Ansatz und 
betont die Bedeutung des Lebenslangen 
Lernens für die Entwicklung demokra-
tischer nachhaltiger Gesellschaften. 
Viele Länder begreifen Lebenslanges 
Lernen als Bildungsstrategie für den 
reichen Norden im Gegensatz zu »Bil-
dung für alle«, die für den armen Süden 

des Faure-Reports ist das Konzept des 
Lebenslangen Lernens für viele Länder 
immer noch eine vage Utopie.

Bildung ist nicht nur ein eigenständi-
ges Menschenrecht, sondern auch ein 
wesentlicher Faktor für die Einhaltung 
aller Menschenrechte und den Umgang 
mit den aktuellen globalen Herausforde-
rungen, zu denen die Überwindung des 
skandalösen Bildungsgefälles gehört. 
Im Zeitalter der Globalisierung und 
einer sich rapide verändernden Welt, 
die den Menschen den Erwerb immer 
neuer Kompetenzen, größere Mobilität 

dem Arbeitsmarkt abverlangt, kann 
das Recht auf Bildung nicht mehr nur 
auf »grundlegende Bildung« beschränkt 
sein. Es kann sich auch nicht mehr nur 
auf bestimmte Lebensphasen, Zielgrup-
pen und Lernformen beschränken. Die 
Perspektive muss sein, dass das Recht 
auf Bildung ein Recht auf Lebenslanges 
Lernen für alle Menschen ist. 
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Der Artikel beschäftigt sich mit der 
Entwicklung des globalen Bildungs-
diskurses aus menschenrechtlicher 
Perspektive, insbesondere in Bezug 
auf Erwachsenenbildung und Lebens-
langes Lernen. Dabei geht die Autorin 
auf die der »Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte der Vereinten Nati-
onen« (1948) folgenden historischen 
Meilensteine und auf das in ihnen ent-
faltete Lernverständnis sowie auf die 
verschiedenen nationalen Umsetzungs-
strategien des Rechts auf Lebenslanges 
Lernen ein.
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Fundstück

Condorcets Menschenrecht auf Bildung
Fundstücke und Fragen

Im alten alphabethischen Katalog der 
-

aufnahme mit folgendem Wortlaut: 
Jean-Marie Antoine de Condorcet, 
Volkspädagogische Schriften. Beiträge 
zur Volksbildung der Aufklärung, her-
ausgegeben von Detlef Oppermann, 
übersetzt von Detlef Oppermann und 
Thomas Kist, Reihe Dokumentation zur 
Geschichte der Erwachsenenbildung 
– Herausgegeben von der Pädagogi-
schen Arbeitsstelle des Deutschen 
Volkshochschulverbandes, Verlag: 
Julius Klinkhardt, Bad Heilbrunn 1985, 
in Vorbereitung.

Bedauernswerterweise ließ sich diese 
vom DIE (damals: PAS) geplante Über-
setzung in der Reihe »Dokumentationen 
zur Geschichte der Erwachsenenbil-
dung« damals nicht realisieren. Den-
noch führt der DIE-Bibliothekskatalog 
noch diese »Geisterkartei«. Zum Glück! 
Denn der Eintrag lenkt die Aufmerk-
samkeit von uns Erwachsenenbildnern 
erneut auf Condorcet. Zuerst gilt es 
darauf hinzuweisen, dass es Condor-

Menschenrecht auf Bildung postulierte. 
Hierfür entwarf er sogar einen eigen-
ständigen Artikel für die französische 
Verfassung. Es war auch Condorcet, 
der sich demokratietheoretisch mit 
dem Verhältnis von Freiheitsrechten 
und Gleichheitsgebot auseinander-

setzte. Condorcet scheint alles in allem 
eine Person gewesen zu sein, für die 
Bildung und Gerechtigkeit unverbrüch-
lich zusammengehören – und dies 
begründet die anhaltende Aktualität 
des Aufklärungsdenkers.   
Über die Wirkung Condorcets lässt sich 
reizvoll spekulieren: Inwiefern fußen 
z.B. der Artikel 26 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte der UN-

völkerrechtsverbindliche Anschlusser-
-

dorcets Verfassungsentwurf aus dem 

Spuren Condorcets? 
Weniger spekulativ ist die Feststellung, 
dass Condorcet als früher Verfechter 
des Lebenslangen Lernens bezeichnet 
werden kann. Im Kontext der Histo-
riographie der Erwachsenenbildung 
kann etwa darauf verwiesen werden, 
dass Condorcet der erste Demokratie- 
und Bildungstheoretiker war, der ein 
Konzept der education permanente 
vertrat. Er beschrieb es wie folgt: »(soll) 
das Menschenrecht auf optimale Ver-
vollkommnung aller Fähigkeiten und 
Fertigkeiten für jedermann gewährleis-
tet werden, welchen Alters, welchen 
Geschlechts und welcher Herkunft er 

S. 17).
Diese education permanente ist für 
Condorcet in erster Linie eine – modern 
gesprochen – »kommunale Bildungs-
aufgabe«. Sie basiert auf dem Konzept 
der Partizipation als wesentlichem Teil 
der demokratischen Willensbildung. 
Das Ziel ist der wissenschaftliche, tech-
nische und kulturelle Fortschritt, der 
durch Bildungsaneignung ermöglicht 
wird. Geprägt war Condorcets Ansatz 
von einer relativen Autonomie des 
gesamten Bildungssystems gegenüber 
staatlichen Aufsichtsgremien. Hier 
dachte Condorcet vielmehr an eine 
nationale Gesellschaft, bestehend aus 

wechselnden Mitgliedern, die jeweils 
die Einzelwissenschaften vertreten 
sollten und die regelmäßig Stand und 
Entwicklung des Bildungssystems zu 
überprüfen hatten.
Eine deutsche Rezeption des Konzepts 
von Erwachsenenbildung bei Condor-
cet hat es nur sehr bruchstückhaft 
gegeben. Nachweisbar ist sie bei Paul 

-

-

Deutschland letztendlich unsystema-
tisch geblieben ist, könnte auch darin 
begründet sein, dass die Französische 
Revolution durch ihre egalitären, jako-
binisch geprägten Zügen den damali-
gen politischen Eliten in Deutschland 
fremd bleiben musste. Hinzu kommt, 
dass die deutsche Bildungsgeschichts-
schreibung bis heute von Jean Jaques 
Rousseau und Johann Heinrich Pesta-
lozzi dominiert wird, was die eigenstän-
dige Rezeption Condorcets sicherlich 
erschwert hat. 
Durch das Fundstück soll die erneute 
Auseinandersetzung mit Condorcet 
befördert werden. Insbesondere mit 
Blick auf eine Internationalisierung der 
historischen Erwachsenenbildungsfor-
schung scheint die Neubeschäftigung 
lohnend. Als Basis dafür hat die DIE-
Bibliothek ganz aktuell den Reprint von 
Band 7 der französischen Werkausgabe 

steht damit unter anderem auch für 
diejenigen zur Verfügung, die mögli-
cherweise das unvollendete Projekt 
einer am besten zweisprachigen Edition 
des Abschnitts: „Troisième mémoire 
– De l‘instruction commune pour les 
hommes“ (S. 323–378) mit bildungs-
geschichtlicher Einordnung zu einem 
erfolgreichen Ende bringen wollen.

Klaus Heuer (DIE)
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Christoph Ehmann

Als nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
die Zuständigkeit für den Bereich der 
Erwachsenenbildung einschließlich der 
Volkshochschulen in den westlichen 
Besatzungszonen auf die Länder über-
gegangen war, wurde die Finanzierung 
von Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung aus öffentlichen Mitteln zur 
Selbstverständlichkeit. In Baden-Würt-
temberg, Bayern, Bremen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz und im 
Saarland erhielt die Förderung des 
Volksbildungswesens, der Erwachse-
nenbildung oder der Volkshochschulen 
Verfassungsrang. Mit Ausnahme von 
Berlin und Hamburg verabschiedeten 

die ostdeutschen Länder Gesetze, 
auf deren Grundlage die Finanzierung 
dieser Einrichtungen nach im Wesent-
lichen gleichartigen Kriterien geregelt 
wurde. 

Verteilungsprinzipien in der öffentlichen  

WEITERBILDUNG –  
KEIN BENACHTEILIGTEN-

Während sich die länder- und kommu-
-

einrichtungen vornehmlich allgemein-
bildenden, kulturellen und politischen 
Themen sowie dem Sprachunterricht 
widmeten, kam es durch das Enga-
gement des Bundes zu Beginn der 

Verschiebung im Themenspektrum der 
aus öffentlichen Mitteln geförderten 
Weiterbildung: Dank der auf der Grund-
lage des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG) zunächst großzügigen Finanzie-
rung durch die Bundesanstalt für Arbeit 

-
faches der Mittel, die den Volkshoch-
schulen und ähnlichen Erwachsenen-
bildungseinrichtungen zur Verfügung 
gestellt wurden. Zudem bemühten 
sich die Betriebe, vertreten durch das 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 
nachzuweisen, dass sie den größten 

Teil der in der Weiterbildung geleisteten 
Aufwendungen tätigten.

Während bis dahin der Erwachsenen-
bildungsbegriff in der Regel auf traditi-
onelle Kursangebote zur allgemeinen, 
kulturellen und politischen Bildung 
angewandt wurde, »zerfaserte« er in 

einen thematisch in Frauenbildung, 
Gesundheitsbildung, Umweltbildung, 
Sexualaufklärung etc, zum anderen 

Arbeitsplatzeinweisung, Messebesuche, 
Literaturstudium etc. In dieser exten-
siven Bedeutung wurde Weiterbildung 
zum umsatzstärksten Bildungssektor. 

»Zerfaserung«

Die »Zerfaserung« förderte Überlegun-
gen zur Qualitätssicherung. Jedoch 
scheiterten bislang alle Bemühungen, 
den Weiterbildungssektor ähnlich 
gesetzlich zu regeln wie den Hochschul- 
und den Schulbereich. Die noch in den 

die Weiterbildung zur »vierten Säule« 
des Bildungssystems auf- und aus-
bauen zu können, verlor mit Beginn des 
3. Jahrtausend an Realitätsgehalt. 

Während sich die Besatzungsmächte 

demokratischen, vor allem aber auch  
des antifaschistischen Denkens in der 
deutschen Bevölkerung bemühten, 
stand das Bildungsbürgertum in allen 
Bildungsbereichen der »reeducation« 
äußerst skeptisch bis ablehnend 
gegenüber. Exemplarisch dafür war 
das Buch »Der Fragebogen« von Ernst 
von Salomon, Rathenau-Attentäter und 

Verlags. Dass die deutsche Universität 
»im Kern gesund“ die NS-Zeit überlebt 
habe, gehörte bald zum Standardre-
pertoire der Universitätsrepräsentan-
ten. »Arbeiterfakultäten«, wie sie in 
der DDR gebildet wurden, waren nicht 
geplant. Der Arbeiterkinderanteil an 

weniger als ein Prozent. Man fand das 

In der Debatte um Bildungsgerechtigkeit hat die Frage nach der Vertei-
-

cher Mittelverteilung, und wie werden so mittelbar Lebens- und Teilhabe-
chancen verteilt? Christoph Ehmann, ehemaliger Kultus-Staatssekretär 

in einem Husarenritt durch die Nachkriegsgeschichte der deutschen 
Weiterbildung, zu welchem Zweck in welchen Phasen öffentliche Mittel 

Startbedingungen, sondern oft genug diejenigen stärkend, die ohnehin 



MAGAZIN          THEMA
Rückblicke

DIEII/2011

gemeinsamen Schulzeit konnte sich nur 
in Berlin und – kurzzeitig – in Hamburg 
durchsetzen. 

»Stolz, nur eine Minderheit  
zu erreichen«

Auch die Erwachsenenbildner wider-
setzten sich dem angeblichen »Kultur-
verfall« und der »Vermassung« (Eduard 
Weitsch). »Viele von ihnen waren stolz, 
nur eine ›kleine Zahl‹, eine ›aktive Min-
derheit‹ zu erreichen. Erstaunlich aus 
heutiger Sicht ist das große Interesse 
an philosophischen Themen, Buchstu-
dienkreisen und anderen literarischen 
Veranstaltungen, die auf ein großes 
kulturelles Nachholbedürfnis nicht nur 
der Intellektuellen verweisen« (Siebert 

-
setzung mit der jüngsten Vergangenheit 
bestand hingegen weniger Interesse, 
an »Bildung für alle« ebenso wenig. Eine 
Ausnahme bildete die Entscheidung 
der Gewerkschaften, die Arbeitnehmer-
bildung in die demokratische Struktur 
der Volkshochschulen einzupassen und 

-
tischen und allgemeinen Bildung unter 
dem Dach von »Arbeit und Leben« zu 

Bauernverbänden zu einem vergleich-
baren Abschluss zu kommen, schei-
terte. Die anderen gesellschaftlichen 
Großorganisationen, insbesondere die 
Kirchen, wollten sich ebenfalls nicht 
von den Volkshochschulen verein-
nahmen lassen. Der noch heute die 
Erwachsenenbildung prägende Plura-
lismus der Anbieter war geboren. Er 
diente jedoch weit mehr der Mitglieder-
werbung und -bindung als der allgemei-
nen Bildungsförderung. 

Mit oder ohne gesetzliche Grundlage: 
Die Erwachsenenbildung war in den 

-
kannten Bestandteil des Bildungsge-
schehens geworden. Das bedeutete 
auch, dass die Leitungen der Bildungs-
einrichtungen endlich professionell 
arbeiten, vor allem aber auch entspre-

chend ausgebildet werden sollten. So 

Einrichtung von Lehrstühlen, die sich 
schwerpunktmäßig mit Erwachsenen-
bildung beschäftigten. Die Absolvent/
inn/en waren nachhaltig von der Stu-
dentenbewegung geprägt und forderten 
die Rückbesinnung auf die Ideale der 
Arbeiterbewegung und eine emanzipa-
torische politische Bildung (vgl. ebd., 
S. 68).

Ein Realitätsbezug deutete sich nicht 
bloß in einem verstärkten Bezug zur 
Berufswelt (»realistische Wende«) an, 
sondern vor allem in konkreten sozi-
alpolitisch motivierten Forderungen 
nach gesicherter Finanzierung, nach 
Bildungsfreistellungen für Arbeitnehmer 
und nach einer Systematisierung der 
Lernangebote. 

Die »realistische Wende« –  
mehr Bodenhaftung

Eine gesicherte Finanzierung konnte 
man sich nur auf der Grundlage von 
Weiterbildungsgesetzen der Länder 
vorstellen. Zwar erreichten die Gesetze, 
dass die kommunale Volkshochschule 
eine allgemein verbreitete Einrich-
tung wurde. Doch die Vorstellung, per 
Gesetz eine gesicherte Finanzierung zu 
erreichen, basierte auf einem Mangel 
an Verständnis für politische Mechanis-
men. Denn ein mit Mehrheit beschlos-
senes Gesetz kann selbstverständlich 
auch mit Mehrheit geändert werden, 
zur Not sogar durch einen kleinen 
Zusatz zum jährlichen Haushaltsgesetz. 
Umso mehr wunderten sich dann auch 
viele Erwachsenenbildner, als die Parla-
mente mal wieder von ihrem Entschei-
dungsrecht Gebrauch machten – und in 
den letzten Jahrzehnten vor allem die 
Landeszuschüsse für die Erwachsenen-
bildung kürzten.

einen mehrwöchigen Bildungsurlaub 
jährlich für alle Arbeitnehmer. Doch erst 

-
gesetz (in Berlin) verabschiedet, das 

unter 25-jährigen Auszubildenden und 

Arbeitsfreistellung zur Teilnahme an 
Veranstaltungen der politischen Bildung 
gewährte. Als dann nach dem Antritt 
der sozialliberalen Bundesregierung 

des auch von der Bundesrepublik rati-

bundesweites Bildungsurlaubsgesetz 
nicht geben würde – die Zuständigkeit 
des Bundes dafür war gegeben –, ver-

dann auch Bremen und Niedersachsen 
Bildungsurlaubsgesetze. Der Anspruch 
auf Bildungsurlaub bestand zwar für 
alle Arbeitnehmer/innen, betrug jedoch 
nur fünf Tage pro Jahr. Mit kurzem 
Abstand folgten die anderen Bundes-
länder – außer Baden-Württemberg 

und Thüringen). Einige Arbeitgeberver-
bände bekämpften die Bildungsurlaubs-
regelungen sehr aktiv, besonders in 
NRW. Der Streit wurde schließlich bis 
zum Bundesverfassungsgericht getra-
gen, das in seiner Entscheidung vom 

der Bildungsurlaubsgesetzgebung aner-
kannte.

Sind die sozialpolitischen Ziele erreicht 
worden? Die Nutzung des Bildungs-
urlaubs durch Arbeitnehmer beträgt 
heute zwischen ein und zwei, in Bre-
men fünf Prozent. Als Teilnehmer/
innen sind sowohl Beschäftigte des 

-
sonen mit überdurchschnittlichen 

-
repräsentiert. Dies ist nur ein Beleg 
dafür, dass Weiterbildung von jenen 

und positive Bildungserfahrungen 
haben. Ein »Benachteiligtenprogramm« 
– wie erhofft – konnte der Bildungsur-
laub nicht werden. Daneben hatten die 

Jahren bereits eigenständig über 200 
Tarifvereinbarungen zur Freistellung für 
Bildungszwecke geschlossen.

Der dritte Aspekt der »realistischen 
Wende« war die planmäßige Gestaltung 
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von Lernangeboten. Zwar hatte auch 
zuvor der Sprachunterricht in der Volks-
hochschule in Lehrgangsform stattge-
funden. Aber nun wurden sämtliche 
Angebote systematisiert und zu »Kurs-
angeboten« von i.d.R. einsemestriger 
Dauer. Damit holten die westdeutschen 
Volkshochschulen eine Entwicklung 
nach, die in den DDR-Einrichtungen 
bereits ein Jahrzehnt zuvor umgesetzt 
worden war. 

Dennoch waren die Volkshochschulen 
und andere Einrichtungen der Erwach-
senenbildung weit davon entfernt, 

-
terbildung geworden zu sein. Soweit 
sollte der »Realismus« denn doch 
nicht gehen. Zwar hatte der Deutsche 

vorgeschlagen, die bislang getrennten 
Bereiche der Erwachsenenbildung, der 
Fortbildung und der Umschulung unter 
den gemeinsamen Begriff »Weiterbil-

der »vierten Säule« des Bildungssys-
tems zusammenzuführen. Doch diese 
Umbenennung bewirkte lediglich, dass 
nunmehr eine Aufteilung in allgemeine, 

Weiterbildung und ihre sehr unter-
schiedliche öffentliche Förderung üblich 
wurden.

Auf der Suche nach dem Nutzen

Bildung im Zusammenhang mit wirt-
schaftlichen Vorteilen zu sehen, war in 

ungewohnt. Bildungsökonomie war eine 
nicht bekannte Wissenschaft, bevor 
Friedrich Edding mit seiner Arbeit »Bil-
dung und Wirtschaft. Ansätze zu einer 

-

von durchschnittlichem Bildungsniveau 
der Bevölkerung und Wirtschaftserfolg 
der Gesellschaft nachwies. 

waren geprägt von einer vergangen-
heitsbezogenen Bildungspolitik: Es 

aber boten ein ganz anderes Bild: Ver-
änderungen der Wirtschaftsstruktur 
– Rückgang der Bergbaus, Veränderun-
gen in der Schiffbauindustrie, Abwan-
derung der Textil- und Schuhindustrie, 
Zunahme der Automatisierung, etc. 
– führten zum Nachdenken über die 

dauerhafte Erwerbstätigkeit. Rund ein 
Viertel der Erwerbstätigen verfügte in 

Berufsabschluss – und war dennoch 
-

tigung ehemaliger Bergleute und Stahl-
arbeiter in anderen Beschäftigungsbe-
reichen nahezu mühelos gelang – trotz 
Anwerbung von Gastarbeitern und der 
Stilllegung ganzer Wirtschaftsbereiche 

Jahren weit unter vier Prozent – glaubte 
man, nur durch organisierte »Weiterbil-
dung« (Fortbildung und Umschulung) 
den wirtschaftlichen Umbruch sozial 
abgefedert gestalten zu können.

Was geschah tatsächlich? Ich habe mir 

-
ten, um z.B. bei Rockwool Säureschutz 
oder Siemens Telefonbau erfolgreich 
arbeiten zu können. Was dort mit ihnen 
geschah, war eine »Arbeitseinwei-
sung«: Sie lernten innerhalb von maxi-
mal sechs Monaten, was zu tun war. 
Warum benötigten sie eine so kurze 
Zeit- anstatt drei Jahren Berufsausbil-
dung? Weil sie bereits gelernt hatten, 
in einem Betrieb zu arbeiten, und 
ihnen das Verhalten in der Arbeitswelt 
vertraut war. Sie hatten gelernt, sich 

sich mit Hilfe ihrer Gewerkschaften und 
Betriebsräte zu behaupten und aktiv 
am Wirtschafts leben teilzunehmen.

auch Persönlichkeitsbildung ist, hatten 
die auf den gymnasialen Bildungskanon 

-
nehmen wollen oder können. Die Lehr-

bestanden, all jene Fächer aus den 

Lehrplänen der Realschulen und vieler 
mehrjähriger Fachschulen  zu entfernen 
oder doch in ihrer Wertigkeit herabzu-

verwertbare Kompetenzen zu vermit-

 
Persönlichkeitsbildung

Zum Zentrum der Schulphobie entwi-
ckelte sich die Bundesanstalt für Arbeit. 
Ihr standen dank des Arbeitsförde-
rungsgesetzes (AFG) Mittel in mehrfa-
cher Höhe dessen, was den traditionel-
len Erwachsenenbildungseinrichtungen 
und Fachschulen seitens der Länder 

Und nun zeigten die Arbeitsberater und 
Arbeitsvermittler in den Arbeitsämtern, 
angestoßen von den Vertretern der 
Arbeitgeberverbände und Industriege-
werkschaften in den Verwaltungsräten 
eben jener Arbeitsämter, vor allem aber 
im Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
für Arbeit, dass sie ganz genau und 
sehr viel besser wussten, nicht nur wel-

sondern auch mit welchen Methoden 
und in welchen Zeiträumen und zu 
welchen Kosten sie vermittelt werden 
könnten oder sollten.

Vor allem aber wussten sie ganz 
genau, dass es vor allem kommerziell 
arbeitende Firmen sein müssten, die 
dies konnten. Dazu trug ohne Zweifel 
bei, dass keiner der Arbeitgeber- und 
Gewerkschaftsvertreter Beamter war 
– wie die Lehrer. Und gegen Beamte 
hatte man schon aus Prinzip zu sein. 
Während noch in der ersten Hälfte der 

-

worden war, die dies seit Jahren taten, 
den Berufschulen und Fachschulen 
(und ihren beamteten Lehrkräften), 
sollten nun die Einrichtungen der Kam-
mern und Gewerkschaften, aber vor 
allem auch Vereine, in denen sich z.B. 
berufsunerfahrene arbeitslose Lehrer 
zusammengefunden hatten und die zu 
Gehältern knapp über dem Arbeitslo-
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sengeld zu unterrichten bereit waren, 
die Vermittlung moderner, zukunftwei-

Wenn die Arbeitslosen schon wenig 
Geld bekamen, sollten es ihre Weiter-
bildner auch – eine seltsame Logik.

»Der Teilnehmer – ein besonders 
schwieriger Kandidat«

Jahrelang bemühte sich das Bundes-
institut für Berufsbildung (BiBB), 
Qualitätsstandards für die Weiterbil-
dungseinrichtungen und ihre Angebote 
festzulegen und den Mitarbeiter/inne/n 
in den Arbeitsverwaltungen Checklisten 
zur Prüfung solcher Einrichtungen und 
deren Angebote nahe zu bringen – weit-
gehend vergeblich. Der Verwaltungsrat 
der Bundesanstalt für Arbeit änderte, 
kaum war die Druckerschwärze auf 
einem Erlass getrocknet, schon wieder 
die Förderkriterien. So sollten einmal 
besonders Langzeitarbeitslose mit 
mehreren Vermittlungshindernissen in 
Weiterbildungsmaßnahmen gebracht 
werden, kurz danach vor allem jene, 
die sich möglichst rasch wieder in den 
ersten Arbeitsmarkt vermitteln ließen. 
Mal galten Hauptschulabschlussmaß-
nahmen als wichtig, mal sollten sich 
darum die Schulministerien kümmern. 
Einen besonderen Flop leistete sich die 
Arbeitsverwaltung mit der Regelung, 
Arbeitslose erst in Weiterbildungsmaß-
nahmen einzuweisen, wenn sich in den 
ersten sechs Monaten der Arbeitslo-
sigkeit eine Vermittlung in den ersten 
Arbeitmarkt nicht hatte erreichen las-
sen. Weiterbildungsteilnehmer/innen 
waren damit als besonders schwierige 
Kandidaten gelabelt mit dem Ergebnis, 
dass selbst längerfristig Arbeitslose, 
die nicht an Weiterbildung teilgenom-
men hatten, größere Chancen der Rein-
tegration in den Arbeitsmarkt hatten. 
Die endgültige Entprofessionalisierung 
schließlich wurde dadurch bewirkt, 
dass die gesamte Finanzierung auf eine 

umgestellt wurde, was die Gewinnung 
-

weisung von Problemgruppen selbst 

seriösen Einrichtungen nahezu unmög-
lich machte.

Dass unter solchen Bedingungen eine 
Erfolgsmessung von Weiterbildungsträ-
gern und Weiterbildungsmaßnahmen 
nahezu unmöglich wurde, ist unmittel-
bar einsichtig. Deshalb unterblieb sie 
denn auch weitgehend, mit dem Erfolg, 
dass die Vergabe von Maßnahmen sei-
tens der Arbeitsverwaltung nahezu aus-
schließlich am Preis orientiert wurde: 
Der billigste Anbieter erhält meist den 
Zuschlag. Und das galt insbesondere 
für Kurse, in denen eher schultypische 
Inhalte vermittelt werden sollen, z.B. 
Hauptschulabschlusskurse. Für die 
sozial Schwächsten ist das Billigste gut 
genug. 

(Bildungsgesamtplan), die Weiter-
bildung zu einer »vierten Säule“ des 
Bildungssystems auszugestalten, sind 
später immer wieder aufgenommen 
worden. So hat die Bundestagsfraktion 

unternommen, ein »Weiterbildungs-
rahmengesetz« in die Diskussion zu 
bringen. Erfolg hatte sie damit nicht. 
Und faktisch hatten sich die Länder 
längst aus der Weiterbildungsförderung 
zurückgezogen. Sichtbarster Ausdruck: 
verminderte Landeszuschüsse an 
die Volkshochschulen. Der Rückgang 
wurde mehr und mehr durch erhöhte 
Zuschüsse der Kommunen, steigende 
Teilnahmebeiträge und Förderpro-
gramme des Bundes und der EU und 
die Bewerbung um Projekte der Arbeits-
verwaltung aufgefangen. Die so hoch 
gehaltene Zuständigkeit der Länder im 
Bildungsbereich fand in der Weiterbil-
dung keinen sichtbaren Ausdruck mehr. 

Ein Bundesrahmengesetz  
bleibt Theorie

Die Zweifel an einer Bereitschaft des 
Bundes, ein Weiterbildungsrahmenge-
setz zu verabschieden, verdichteten 
sich; die Weiterbildungsförderung 
wurde weiter abgebaut. Der Bundes-

anstalt für Arbeit wurde die Förderung 
der »zweckmäßigen Fortbildung« (z.B. 
vom Facharbeiter zum Meister oder 
Techniker) auf Grundlage des AFG, die 
klassische Möglichkeit der Förderung 

An seine Stelle trat Jahre später  ein 
»Aufstiegsfortbildungsförderungsge-
setz«, kurz Meister-Bafög genannt. Für 
mehrere Jahre war die Förderung der 

-
brochen worden; zudem war die Finan-
zierung weit weniger ausreichend als 
die alte AFG-Förderung. 

Der Wille zu einer solchen bundesge-
setzlichen Verankerung der Weiterbil-
dung war aber auch in der rot-grünen 
Koalition nicht besonders ausgeprägt. 
So forderten Gewerkschaften, voran 
die GEW und die IG Metall, unterstützt 
von einer großen Zahl prominenter Wei-
terbildner, doch wenigstens »rechtliche 
Rahmenbedingungen« für die Weiter-
bildung zu setzen. Aber auch dieser 
Vorstoß scheiterte. Es gelang ledig-
lich, 2002 eine »Expertenkommission 
Finanzierung Lebenslangen Lernens« 
einzusetzen, die an die vorhandenen 
Finanzierungen und Gesetzgebungen 
anknüpfende Vorschläge erarbeiten 
sollte, also möglichst nichts Neues.
Die Kommission unter dem Vorsitz 
des Bielefelder Bildungsökonomen 
Timmermann konnte sich in ihrer 
Arbeitsweise partiell an den Deutschen 
Bildungsrat anlehnen, d.h. an unabhän-
gige Wissenschaftler Aufträge z.B. zur 
Ermittlung der privaten Aufwendungen 
für Weiterbildung, der Gründe für die 
Nichtteilnahme an Weiterbildung, der 
indirekten staatlichen Förderung der 
Weiterbildung durch Steuernachlässe 
etc. vergeben. Die beiden genannten 
Untersuchungen gehören zu den her-
ausragenden neueren Arbeiten, weil sie 
bislang unbearbeitete und von Vermu-
tungen bestimmte Felder erhellt haben. 
Auch der Zwischenbericht der Kom-
mission, der die bereits existierenden 
vielfältigen Förderungen und Finanzie-
rungen erstmals umfassend systemati-
sierte, ist nicht nur lesenswert, sondern 
nicht weil sie schlecht sind, im Gegen-
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teil, sondern weil sie von der Politik 
im Wesentlichen unbeachtet gelassen 

-
schrift). Mit Recht hat die Kommission 
auf die Empfehlung der Austeilung von 
»Bildungsgutscheinen« verzichtet, da es 
bislang keine Beispiele dafür gibt, dass 
diese Förderungsform jene erreicht, die 
der Förderung am dringendsten bedür-
fen.

Mit dem Verzicht auf eine bundesge-
setzliche Gestaltung des gesamten 
Weiterbildungssektors steht dessen 
weiterer Kommerzialisierung kein Hin-
dernis mehr im Wege. Das AFG hatte 
erstmals in Deutschland gezeigt, dass 
man mit der Vermittlung von Bildung 
richtig Geld machen kann. Nur im Nach-
hilfesektor werden ähnliche Summen 
verdient – allerdings nicht von den 
Lehrkräften, das hat dieser Bereich mit 
der Weiterbildung durchaus gemein-
sam.

Am Anfang der Debatte über die Ent-
wicklung des Weiterbildungssektors, 

Jahren, stand die Vorstellung, man 
könnte in allen Bildungsbereichen – 
vom Kindergarten bis zur Weiterbildung 
– das Lernen gebührenfrei halten: 
eine nicht erfüllte Hoffnung. Vielmehr 
verläuft die Entwicklung in die genau 
entgegengesetzte Richtung: Kita-
Beiträge sind nur in wenigen Bundes-
ländern gesunken. Dafür hat die Zahl 

zu- und die Lehr- und Lernmittelfreiheit 
abgenommen. Studiengebühren werden 
üblich, spätestens für die Masterstudi-
engänge. Die Eigenbeiträge für die Wei-
terbildungsteilnahme sind erheblich.

auf die Bildungsinhalte bleiben wird, 
insbesondere die Stellung der »nutzlo-
sen Fächer« in Schulen, Hochschulen 
und in der Weiterbildung, an denen 
sich nicht nur einst das Bildungsniveau 
messen ließ, sondern die die Inno-
vationsfähigkeit und Kreativität und 
damit den Erfolg von Forschung und 
Entwicklung in Deutschland wesentlich 
beförderten, wird wohl kaum jemand 
ernsthaft behaupten wollen.

der Weiterbildung tragen zur Mehrung 
der Bildungsgerechtigkeit in Deutsch-
land nicht bei. Weiterbildung bringt 
jenen etwas, die etwas gelernt haben; 
die Förderung des Nachholens der 
durch andere oder selbst verschul-
deten Versäumnisse in der Bildung 
ist politisch nicht mehr beabsichtigt. 
Es bedarf großer Anstrengung, damit 
Weiterbildung nicht auch in Zukunft 
zur tieferen Spaltung der Gesellschaft 
beiträgt.
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dung hat nur selten zur Mehrung von 
Bildungsgerechtigkeit beigetragen. Oft 

schon breit an Bildung und Beruf teil-
hatten. Dies zeigt der Autor in einem 
Durchgriff durch die deutsche Nach-
kriegsgeschichte der Weiterbildung, 
innerhalb derer er mehrere Konjunk-

Zunächst adressierte die Erwachse-

im Zuge der »realistischen Wende« 
sozialpolitisch motiviert das Lernen der 
Arbeitnehmer in den Blick geriet. Die 
Förderung durch die Arbeitsagentur 
wird auf der Folie bildungsökonomi-
schen Nutzenkalküls vorgestellt. Dass 
sich kein Bundesrahmengesetz zur 
Weiterbildung durchsetzen konnte, wird 
im Blick auf die Gerechtigkeitsfrage als 
endgültiger Gestaltungsverzicht gewer-
tet.
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PATERNALISMUS ALS  

DIDAKTISCHE HALTUNG
Marius Metzger

Manchmal benötigen Lernende etwas Unterstützung, um die für den 
eigenen Lernerfolg relevanten Entscheidungen treffen zu können. Ein 
sanfter Schubser in die richtige Richtung soll ihnen dabei helfen. Der 
vorliegende Beitrag zeigt auf, welche Möglichkeiten der libertäre Pater-
nalismus als didaktische Haltung bietet. Zugleich werden die Grenzen 
dieses Ansatzes ausgelotet.

In der Erwachsenenbildung werden 
Entscheidungen der Lernenden oft 
durch Vorgaben der Erwachsenen-

-
spielsweise Kursteilnehmer/inne/n die 
Entscheidung darüber leichter, ob sie 
regelmäßig an einem Kurs teilnehmen 
sollen oder nicht, wenn sie vorab die 
Möglichkeit erhalten haben, sich selbst 
zu einer regelmäßigen und verbindli-

Eine solche Möglichkeit zur Selbstver-

durch die Kursteilnehmer/innen selbst 
eingefordert, sondern von den Kurslei-
ter/inne/n vorgegeben. 

An diesem kurzen Beispiel aus dem 
Kursalltag zeigt sich, dass Erwach-
senenbildner/innen das Umfeld, in 
welchem die Lernenden ihre Entschei-
dungen treffen, aktiv gestalten. Diese 
Gestaltung des Entscheidungsumfeldes 
bezeichnen Thaler und Sunstein (2008, 
S. 3) im Zusammenhang mit verhaltens-
ökonomischen Entscheidungsmodellen 
treffend als Entscheidungsarchitektur. 
Auf die Erwachsenenbildung bezogen 
bedeutet dies, dass durch eine solche 
Entscheidungsarchitektur das Lernen 
Erwachsener erleichtert oder aber 
auch erschwert werden kann – je nach 
konkreter Ausgestaltung der Lernumge-
bung. Ausgehend vom Anspruch, durch 

erwachsenenbildnerische Angebote 
das Lernen Erwachsener bestmöglich 
fördern zu wollen, kann eine aktive 
Gestaltung der Lernumgebung also 
dazu genutzt werden, den Lernenden 
die Entscheidung für ein lernwirksames 
Verhalten zu erleichtern.

»Ein sanfter Schubser in die  
richtige Richtung«

Entscheidungen stehende Haltung wird 
von Thaler und Sunstein (2003, 2008) 
als libertärer Paternalismus bezeichnet. 
Im Gegensatz zum negativ konnotier-
ten Konzept des »Paternalismus« soll 
mit dem angefügten Adjektiv »libertär« 
hervorgehoben werden, dass bei dieser 
Form des Paternalismus die Entschei-
dungsfreiheit des Einzelnen erhalten 
bleibt. Damit grenzt sich der »libertäre« 
Paternalismus klar vom »klassischen« 
Paternalismus ab, welcher diese Ent-
scheidungsfreiheit beschneidet, was 
zur Entmündigung und Bevormundung 
der Lernenden führt. Demgegenüber 
stellt der libertäre Paternalismus eine 
relativ sanfte Form des Paternalismus 
dar, welcher die Auswahl an Mög-
lichkeiten nicht einschränkt oder mit 

paternalism is a relatively weak, soft, 

and nonintrusive type of paternalism 
because choices are not bloked, fenced 

Sunstein 2008, S. 5). 

Die Notwendigkeit für die Einnahme 
einer libertär paternalistischen Haltung 
gründet dabei auf der Einsicht, der-
zufolge Menschen nicht als jederzeit 
rational handelnde Akteure betrachtet 
werden können. Der homo oecono-
micus, welcher aufgrund bestimmter 
Präferenzen ein nutzenmaximieren-
des Verhalten zeigt, existiert so nicht 
(vgl. Thaler/Sunstein 2003). Vielmehr 
trifft der homo sapiens oft irrationale 
respektive beschränkt rationale Ent-
scheidungen, die ihm Nachteile einbrin-
gen. Entscheidungsprozesse des homo 
sapiens werden im Fachdiskurs zwar 
als zielgerichtet und regelgeleitet ope-
rierende Prozesse betrachtet (vgl. Jun-

Allerdings sind derartige Prozesse nicht 
von anderen psychischen Funktionen 
isoliert. Der Entscheidungsprozess ist 
von anderen kognitiven Funktionen wie 
beispielsweise Wahrnehmung, Sprache 
oder Gedächtnis nicht unabhängig zu 
denken. 

Auch sind Entscheidungsprozesse in 
motivationale und emotionale Prozesse 
eingebettet. Insbesondere emotionale 
Prozesse können aber mit irrationalen 
Entscheidungen in Zusammenhang 
stehen, wenngleich deren genaue 
Rolle im Entscheidungsprozess bis 
heute empirisch weitgehend ungeklärt 

werden, dass beispielsweise einzelne 
Kursteilnehmende in größeren Gruppen 
gehemmt sind und sich nicht trauen, 
die für ihr Verständnis notwendigen 
Klärungsfragen zu stellen. Ein solches 
Verhalten bedeutet für die Kursteilneh-
mer/innen also, dass ihnen aus ihrem 
Verhalten an den eigenen Maßstäben 
gemessene Nachteile entstehen. Aus 
diesem Grund benötigen Menschen 
manchmal einen sanften Schubser in 
die richtige Richtung. Solche Schubser 
bezeichnen Thaler und Sunstein (2008, 
S. 6) als Nudges: »A nudge, as we will 
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use the term, is any aspect of the 
choice architecture that alters people’s 
behaviour in a predictable way without 

changing their economic incentives. To 
count as a mere nudge, the interven-
tion must be easy and cheap to avoid. 
Nudges are not mandates.« Der rational 
denkende Mensch wird sich von sol-

da seine Wahloptionen erhalten bleiben 
und damit Entscheidungen im Sinn der 
Nutzenmaximierung weiterhin möglich 
sind. Irrationale Handlungsweisen wer-
den dagegen von solchen Nudges so 
gesteuert, dass den handelnden Men-
schen aus ihrem Verhalten keine Nach-
teile, sondern Vorteile entstehen.

»Entscheidungsrelevantes Umfeld 
aktiv gestalten«

Das oben genannte Beispiel soll den 
Einsatz von Nudges im Kontext der 
Erwachsenenbildung verständlich 
machen: Wie bereits erwähnt, fällt es 
Kursteilnehmer/inne/n in der Regel 
leichter, sich in größeren Gruppen zu 
Wort zu melden, wenn sie die Möglich-
keit hatten, die eigene Wortmeldung 
mit anderen Teilnehmenden vorzube-
sprechen. In der Erwachsenenbildung 
wird das Arbeiten mit größeren Grup-
pen daher oft mit so genannten »Buzz 
Groups« kombiniert: »[This technique] 
is designed to maximize the input of 
all the members of a large assembled 
group by breaking them down into 
groups of six and having them ›buzz‹ for 

Diese Technik wurde ursprünglich 

als »Phillips 66«-Methode bezeichnet, 
wobei sich im Laufe der Zeit aufgrund 
des mit dem Einsatz dieser Technik 
einhergehenden Stimmengewirrs die 
Bezeichnung »Buzz Group« durchge-
setzt hat und verschiedene Varianten 
dieser Buzz Groups entwickelt wurden. 
Der Austausch der Kursteilnehmer/
innen in solchen Buzz Groups erweist 

sich nachweislich als lernförderlich. 

mit seiner Studie zur Produktivität 
von Buzz Groups belegen, wenngleich 
sich hier in Abhängigkeit zur Grup-
penstruktur Unterschiede zeigten. In 
diesem Zusammenhang sind auch die 
Ergebnisse der Studie von Liu und Litt-

am Beispiel von asiatischen Studie-
renden nachweisen konnten, dass in 
der Kurssituation eine vorbereitende 
Auseinandersetzung mit Fragen der 
Kursleitenden die Hemmschwelle zur 
anschließenden aktiven Teilnahme in 
Großgruppen senkt. Schließlich soll 
auch auf die Studie von Smith u.a. 

zeigen, dass sich durch den vorbe-
reitenden Austausch unter Kursteil-
nehmer/inne/n auch die Qualität der 
Antworten verbessert – selbst wenn 
die Kursteilnehmer/innen denselben 
Wissensstand bezüglich der gestellten 
Frage aufweisen. Darüber hinaus bieten 
solche Gespräche unter Gleichrangigen 
auch weitere Entwicklungschancen: 
»Furthermore, justifying an explana-
tion to a fellow student and sceptically 
examining the explanation of a peer 
provide valuable opportunities for stu-
dents to develop the communicative 
and metacognitive skills that are crucial 
components of disciplinary expertise« 

Zusammenfassend kann also mit eini-
ger Berechtigung davon ausgegangen 
werden, dass die Vorbesprechung von 
Fragen in Buzz Groups für das Lernen 
förderlich ist. Im vorliegenden Beispiel 
stellt der Einsatz von Buzz Groups den 
Nudge zur Förderung der aktiven Betei-
ligung der Teilnehmenden in der Groß-
gruppe dar. Die Verwendung dieses Nud-
ges erscheint legitim, da sich dadurch 
die Lernenden eher dazu entscheiden 
können, sich aktiv einzubringen. Hier-
durch wird der Lernprozess unterstützt. 

Man mag solche Praktiken mit einiger 
Berechtigung als manipulativ kriti-
sieren, wenngleich bei einer solchen 
Kritik weitgehend unbeachtet bleibt, 

dass Erwachsenenbildner/innen in 
jedem Fall auf die Entscheidungen 

Warum soll dieses Wissen nicht für 
die Erleichterung von lernförderlichen 
Entscheidungen genutzt werden? Einige 
Brisanz erhält diese Kritik allerdings, 
wenn durch den Einsatz solcher Nud-
ges nicht nur die Entscheidung für ein 

wird, sondern auch die dem Verhalten 
zugrunde liegende Einstellung und 
damit die eigenen Maßstäbe, an wel-
chen diese Entscheidungen gemessen 
werden. Eine solch erzwungene Einstel-
lungsänderung stellt dann nämlich die 
Wahlfreiheit infrage. 

»Erzwungene Einstellungs- 
änderungen vermeiden«

Folgendes Negativbeispiel soll dieses 
Problem verdeutlichen helfen: Ein Kurs-
leiter fragt die Kursteilnehmer/innen, 
ob ihm jemand dabei helfen könne, 
einen Aspekt seiner Ausführungen zum 
Thema Gesprächsführung zu veran-
schaulichen. Der Kursleiter sucht den 
Blickkontakt zu den Kursteilnehmer/
inne/n, woraufhin sich eine eher scheue 
Kursteilnehmerin bereit erklärt, dem 
Kursleiter zu helfen. Der Kursleiter fragt 
nun weiter, ob die Kursteilnehmerin 
dazu bereit sei, gemeinsam mit ihm ein 
Rollenspiel durchzuführen, was diese 
nach einigem Zögern bejaht. Nun bittet 
der Kursleiter die Kursteilnehmerin, die 
Instruktionen zum Rollenspiel aufmerk-
sam zu lesen und anschließend das 
Rollenspiel vor den anderen Kursteil-
nehmer/inne/n durchzuführen. Sie füh-
ren gemeinsam ein rund dreißig Minu-
ten dauerndes Rollenspiel durch, wobei 
die Kursteilnehmerin vom Kursleiter 
deutlich vorgeführt bekommt, dass sie 

-
zite aufweist. Nach Beendigung des Rol-
lenspiels dankt der Kursleiter kurz für 
das Engagement der Kursteilnehmerin, 
gibt ihr allerdings keine Rückmeldung 
darüber, wie sie ihre Gesprächsführung 
verbessern könnte – und fährt mit sei-
nen Ausführungen fort.
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In diesem Negativbeispiel wird die 
Kursteilnehmerin dazu gebracht, sich 
freiwillig für die Unterstützung des 
Kursleiters zu entscheiden, während 
die Wahlmöglichkeiten der Kursteil-
nehmerin nicht eingeschränkt wurden. 
Anschließend bewegt der Kursleiter die 
Kursteilnehmerin allerdings dazu, ein 
nicht einstellungskonformes Verhalten 
zu zeigen, wobei sich die fehlende Ein-
stellungskonformität aus ihrem Zögern 
erschließen lässt. Die freiwillig und 
öffentlich abgegebene Einverständ-
niserklärung zur Unterstützung des 
Kursleiters erschwert der Kursteilneh-
merin einen Rückzug aus der Situation, 
da im Falle eines Rückzuges eine 
Inkonsistenz des Handelns und damit 
kognitive Dissonanz die Folge wäre. Da 
Menschen konsistente Beziehungen 
in ihren Kognitionen anstreben, haben 
solche Dissonanzen eine motivationale 
Kraft zur Dissonanzreduktion und erhö-
hen die Wahrscheinlichkeit von Einstel-

Aufgrund der Tatsache, dass die Teil-
nahme am Rollenspiel für die scheue 
Kursteilnehmerin mit großen Kosten 
verbunden ist und der Nutzen aus dem 
Rollenspiel relativ gering war, entsteht 
bei ihr eine kognitive Dissonanz bezüg-
lich der Entscheidung zur Unterstützung 
des Kursleiters. Um diese Dissonanz zu 
reduzieren, wird die Kursteilnehmerin 
nun mit großer Wahrscheinlichkeit den 
eigenen Nutzen aufwerten und ihre 
potenziell negative Einstellung gegen-
über der Teilnahme am Rollenspiel 
ändern. Hätte die Kursteilnehmerin 
allerdings bei ihrer Entscheidung zur 
Unterstützung des Kursleiters bereits 
den daraus resultierenden Nutzen 
gekannt, so hätte sie sich wohl gegen 
dessen Unterstützung entschieden und 
ihre Einstellung gegenüber dem Rollen-
spiel beibehalten. Diese Situation zeigt, 
wie problematisch der Einsatz von Nud-
ges sein kann.

Es kann durchaus gute Gründe dafür 
geben, lernförderliche Entscheidungen 
der Adressat/inn/en von Bildungs-
angeboten durch die Gestaltung von 
Lernumgebungen zu erleichtern respek-

erwachsenenbildnerischen Ansprüchen 
genügen, so müssen sie der Teilneh-
merorientierung und der Handlungsori-
entierung als den grundlegenden Leit-
prinzipien erwachsenenbildnerischer 
Didaktik treu bleiben. Dies bedeutet, 
dass sich Entscheidungsarchitekt/inn/
en fragen müssen, ob die geplante 

-
menden gerecht wird und deren Hand-
lungsmöglichkeiten erweitert. 

»Handlungsmöglichkeiten  
erweitern helfen«

auf relativ leichte, weiche und unauf-
dringliche Art erfolgen (vgl. Thaler/
Sunstein 2008, S. 5), wie es der Grund-
haltung des libertären Paternalismus 
entspricht. Abzulehnen sind dagegen 

welchen das Ziel in einer Einstellungs-
änderung der Lernenden besteht, weil 
hier die Beurteilung der Nützlichkeit 
der getroffenen Entscheidung an den 
je eigenen Maßstäben ebenfalls beein-

-
schränkt wird. 
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Durch die Gestaltung von Lernarran-
gements können Erwachsenenbild-
ner/innen die Entscheidungen der 
Lernenden in Lehr-/Lernsituationen 

sollen lernwirksame Entscheidungen 
der Adressat/inn/en von Bildungsan-
geboten verbessern helfen, um deren 
Handlungsmöglichkeiten zu erweitern. 
Abzulehnen sind dagegen all jene 
Bestrebungen, die dem Lernenden Ein-
stellungsänderungen aufnötigen. Viel-
mehr sollen die Lernenden die Nützlich-
keit ihrer getroffenen Entscheidung an 
den je eigenen Maßstäben beurteilen 
können. Der vorliegende Artikel zeigt 
daher Wege auf, wie lernwirksame 
Entscheidungen gesteuert werden 
können, jedoch ohne die Auswahl der 
Möglichkeiten einzuschränken. Anhand 
von Beispielen auf mikrodidaktischer 
Ebene werden Möglichkeiten und Gren-

aufgezeigt.

Prof. Dr. Marius Metzger, Hochschule Luzern 
– Soziale Arbeit. Lehr- und Forschungsschwer-
punkte: Bildung, Lernen und Entwicklung.

Kontakt: marius.metzger@hslu.ch
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Axel Bohmeyer: Education and Justice. 

Impregnated Educational Discourses 

of the term “educational justice” from 
a socio-ethical perspective based on 
current political debates. The concepts 
of equal opportunities, participation 
and achievements are relevant in the 
intricate discourse on education and 
justice. The report is a contribution to 
the conceptual systematization which 
is indispensable for a profound analysis 
of equality related aspects of the edu-
cation system. 

Dörthe Herbrechter / Franziska Loreit / 
Michael Schemmann: Regional  
(In-)Equality in Continuing Education 
(pp. 27–30)
Education and equity are certainly 
central issues of educational research 
as well as topics of controversial pub-

Justice and Inequality Research focus 
on adult education, on the other hand 
adult education addresses the subject 
itself. Through the re-analysis of organi-
zational structural data gathered from 
adult education providers in the state 
of Hesse, Germany, this article takes a 

-
tion. It aims to examine participation 
against the backdrop of regional dis-
parities. In the context of the intended 
alignment of regional living conditions 
that is required by law, the unequal 
distribution along geographic-structural 
conditions takes on the meaning of a 
(“territorial”) dimension of inequality of 
adult education participation.

Evelina Mania / Anne Strauch: Equal 
Wages in Continuing Education. Con-
cepts of Equity and Status of Discus-
sion
“Precarious forms of work”, “wages 
near the poverty level” and “demand 
for minimum wages” – these are key 

-

English Summaries

ing education personnel and the con-
current debate. The report focuses on 
the equality of wages in continuing edu-
cation, taking up the business economi-
cal concept of “proportional equality of 
wages” as a result of the various refer-

of adult and continuing education. The 
principles of market conformity, equal 

to be particularly viable and relevant for 
remuneration in continuing education.

Maren Elfert: Are We Entitled to 
Lifelong Learning? The Global Educa-
tional Discourse from a Human Rights 
Perspective (pp. 35–38)
The article focuses on the development 
of the global educational discourse 
from a human rights perspective, par-
ticularly with regard to adult education 
and lifelong learning. The author dis-
cusses the historic milestones set by 
the UN Universal Declaration of Human 

understanding of learning as well as 
the various national implementation 
strategies of the right for lifelong learn-
ing.

Christoph Ehmann: Continuing Educa-
tion – No “Underdog” Programme. 
Principles of Distribution in Public 
Continuing Education Funding  
1949–2010
Publically funded adult education has 
rarely contributed to the increase of 

already enjoyed their share of educa-
tion and employment. The author 

The initial focus of adult education was 
on educationally ambitious citizens. 
Based on a socio-political motivation, 
the learning of employees became 
increasingly important during the “real-
ist change”. Support by the employment 
agency is presented against the back-

ground of an education-economical 
utility calculus. The fact that no federal 
framework law on continuing education 
was able to prevail, is considered to be 

issue. 

Marius Metzger: Libertarian Pater-
nalism as a Didactic Approach 

In developing learning arrangements, 
-

sions in learning/teaching situations, 
improve learning effective decisions 
of learners and therefore enhance the 
range of opportunities. All aspirations 
enforcing attitude alterations on learn-
ers are unacceptable. Learners should 
preferably judge the effectiveness of 
their decisions in alignment with their 
individual standards. This report indi-
cates methods of controlling learning-
effective decisions without limiting the 
range of choices. Analyzing examples 
on a micro-didactic level, opportunities 
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Deutsches Institut für Erwachsenenbildung
Leibniz-Zentrum für Lebenslanges Lernen
Das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung (DIE)  
ist eine Einrichtung der Leibniz-Gemeinschaft und  
wird von Bund und Ländern gemeinsam gefördert. 
Als Serviceinstitut vermittelt es zwischen Wissenschaft 
und Praxis der Erwachsenenbildung. 
Das DIE

Erwachsenenbildung
-

dungsbezogene Forschung durch

qualitative Standards

-
bildung

national und verstärkt den Wissenstransfer.
Das Institut ist ein eingetragener Verein, dem 18 Ver-

-
xis der Weiterbildung angehören.

Vier Fragen an Gina Ebner

Unsere kommenden THEMENSCHWERPUNKTE:

Heft 3/2011 (erscheint Juli 2011): Herausforderung DQR

-

Stiefkind Fachdidaktik
Fachdidaktik wird in der Erwachsenenbildung systematisch unterschätzt. Dabei ist sie von 
zentraler Bedeutung für das Gelingen guter Lehre. Wir zeigen dies an didaktischen Innova-
tionen aus Feldern wie Politikdidaktik, Musikdidaktik oder Sprachendidaktik.

Einsendungen zu den Themenschwerpunkten sind erwünscht. Bitte nehmen Sie hierzu 

sprachspielweise
»Eine Anmaßung von Kompetenz«

Prof. Dr. Dieter Lenzen über das Problem einer von vielen Plagiaten gestützten  
Dissertationsarbeit, formuliert im ZDF bei Maybrit Illner

Die Generalsekretärin der European Association for the Education of Adults 
(EAEA) zu Besuch im DIE, 17. Februar 2011

DIE: Wo liegen die zukünftigen Aufga-
ben der Weiterbildung?
Ebner: Es gibt drei grundlegende Her-
ausforderungen – sowohl für Europa als 
auch für die Mitgliedsländer:
1. Die Finanzierung von Weiterbildung. 

Die Finanzkrise hat eine stärkere 
Ausrichtung auf Wachstum und 
Stabilität hervorgerufen. Das kann 
negative Auswirkungen auf die Inves-
titionen im Bereich der Erwachse-
nenbildung haben. 

2. Die Entwicklung von Lebenslangem 
-

dungssystems. Wir brauchen einen 

auch, wenn es um non-formale Bil-
dung geht. Wir brauchen mehr Flexi-
bilität bei den Anerkennungen, zum 
Beispiel mit einer Berufsausbildung 
den Zugang zur Universität. 

3. Wir brauchen eine stärkere Einbin-
dung von benachteiligten Gruppen-
und eine Infrastruktur, um diesen 
Gruppen zu helfen. Das ist noch 
nicht in allen Ländern zufriedenstel-
lend gelöst. 

DIE: Was ist Ihr großes Thema 2011?

Ebner: Wir wollen das Randthema 
Migrationsförderung ins Scheinwerfer-
licht stellen. Damit das Thema weiter 
auf der Tagesordnung bleibt, werden 
wir der Europäischen Kommission 
einen entsprechenden Förderplan vor-
legen. Außerdem läuft der Aktionsplan 
für Erwachsenenbildung aus. Was folgt, 
ist noch unklar; EAEA setzt sich für ein 
starkes Nachfolgedokument ein.
DIE: Welche Bedeutung hat das DIE in 
der Weiterbildungslandschaft?
Ebner: Das DIE hat eine strategisch 
wichtige Überblicksposition. Die Weiter-
bildung in Deutschland ist vielfältig und 
unübersichtlich. Das ist für viele Außen-
stehende ein Problem.
DIE: Welche Bedeutung hat das DIE als 
EAEA-Mitglied für Sie?
Ebner: Das DIE bietet als Forschungsin-
stitut einen Mehrwert, gerade, wenn es 
um Projekte geht. Das DIE unterstützt 
uns durch sein Know-how und durch 
seine Expertise. Das können so nur 
wenige Mitglieder, was umso bedeutsa-
mer ist, als Deutschland ein wichtiges 
Mitgliedsland ist. 

Protokoll: Dr. Marion Steinbach (DIE)
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